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Bei der Conſtituirung des Vereins ſoll jeder 
unbeſcholtene Familien-Vater der im Bezirke des 
Gutes N. N. wohnt, oder dem Gute angehört, wenn 
er ſich zur Theilnahme meldet, zugelaſſen werden; 
ebenſo jede unverheirathete Manns- oder Frauens— 
Perſon, wenn ſelbige das fünfzehnte Lebensjahr voll- 
endet hat. 

Iſt der Verein bereits wirklich ins Leben getre— 
ten, ſo können neue Mitglieder vorläufig durch den 
Vorſtand des Vereins ($ 21. 22.) aufgenommen 
werden. Ihre endgiltige Aufnahme erfolgt durch die 
General-Verſammlung wenn wenigſtens / der an- 
weſenden ſtimmfähigen Mitglieder ſich dafür er— 
klären. 

8 3. 

Frauen, welche in der Ehe leben, können nicht 

Mitglieder des Vereins werden. 


8 4. 

Die Mitglieder zerfallen in Vollberechtigte-, Halb: 

berechtigte- und Ehren-Mitglieder. 
8 5. 

Vollberechtigtes Mitglied iſt Zeder der ununter— 
brochen ein Jahr Mitglied der Geſellſchaft iſt, Halb— 
berechtigte ſind diejenigen, die noch nicht 1 Jahr lang 
dem Vereine angehören. 


—— — = 
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Ehrenmitglied kann Jeder werden, der ſich mit 
einer beſtimmten wöchentlichen Raten-Zahlung (wenig⸗ 
ſtens 2½ Sgr.) an dem Vereine betheiligt ohne 
Anſprüche an die Mittel des Vereins zu machen. 

Die Aufnahme der Ehrenmitglieder findet durch 
den Vorſtand ſtatt. 


§ 6. 

Jedes männliche Mitglied zahlt nach geſchehener 
endgiltiger Aufnahme ein Eintrittsgeld von ſechs Sil- 
bergroſchen; jedes weibliche Mitglied ein Eintrittsgeld 
von vier Silbergroſchen. 

§ 7. 

An laufenden Beiträgen wird von jedem Mit⸗ 
gliede männlichen Geſchlechts ein wöchentlicher Beitrag 
von einem Silbergroſchen erhoben. Unverheirathete Mit- 
glieder weiblichen Geſchlechts hingegen zahlen nur einen 
wöchentlichen Beitrag von acht Pfennigen. 

§ 8. 

Es bleibt Jedem unbenommen auf eine längere 
D auer ſeine Wochenbeiträge vorauszubezahlen. Wer 
indeß in drei Wochen keinen Beitrag einzahlt, ſchei— 
det ohne Anſpruch an die Kaſſe ſtillſchweigend aus. 

98 

Erkrankt ein Mitglied des Vereins ſo hat es 
hievon dem Vorſtande (S 21. 22.) ſofortige Anzeige 
machen zu laſſen; der Vorſtand kann den Kranken 
beſuchen, um ſich von der Krankheit zu überzeugen. 
Er darf als Beiſtand einen Arzt hinzuziehen und 
ihn aus der Vereins-Kaſſe honoriren. 


aa er Le 
n. 

Iſt die eingetretene Erkrankung von dem Vor— 
ſtande resp. Arzt ausgeſprochen, ſo erhält der Er— 
krankte von dem dritten Tage ſeiner Erkrankung ab, 
für jeden Tag ſeiner fernern Krankheits-Dauer, wenn 
er vollberechtigtes männliches Mitglied iſt, fünf Sil- 
bergroſchen. Weibliche Mitglieder erhalten unter glei— 

chen Umſtändeu eine tägliche Unterſtützung von drei 
Silbergroſchen ſechs Pfennigen. 


§ 11. 
Dauert eine Krankheit länger als 10 Tage ſo 
wird die entſprechende Unterſtützung auch für die er⸗ 
ſten 3 Tage nachgezahlt. 


8 12. 
Die halbberechtigten Mitglieder erhalten dieſel⸗ 
ben Unterſtützungen, indeß nur für die doppelte Zahl 
von Tagen als ſie bereits Wochen Mitglieder ſind. 


§ 13. 
Jedem Erkrankten ſollen für das erſte, ihm von 
einem Arzte verſchriebene Recept, fünf Silbergroſchen 
vergütet werden. 


§ 14. 

Die Mitglieder ſind nicht verpflichtet in der 
Woche, in welcher ſie krank ſind, den Wochenbeitrag 
zu zahlen, ſelbſt wenn die Krankheit nicht länger als 
einen Tag dauert. 


§ 15. 
Iſt eine Krankheit durch liederlichen Lebenswan— 


* 


del entſtanden oder rührt fie von Schlägerei und Ver— 
brechen her, ſo fällt jede Unterſtützung fort, ſobald 
ſolches vom Vorſtande resp. Arzte feſtgeſtellt iſt. 


§ 16. 

Wird ein Mitglied arbeitsunfähig ohne krank zu 
ſein, ſo erhält es, wenn es vollberechtigtes Mitglied 
iſt, das männliche Mitglied einen Silbergroſchen, das 
weibliche Mitglied acht Pfennige täglich bis zum Tode. 

Halbberechtigte Mitglieder haben in einem fol- 
chen Falle keinen Anſpruch auf Unterſtützung. 


§ 17. 

Stirbt ein Mitglied männlichen Geſchlechts ſo 
werden den Angehörigen vier Thaler als Unterſtützung 
verabreicht. Stirbt ein Mitglied weiblichen Geſchlechts 
ſo erhalten die Angehörigen 3 Thlr. 20 Sgr. aus 
der Vereinskaſſe. 


§ 18. 

Es ſteht jedem Mitgliede zu jeder Zeit frei aus 
dem Vereine auszutreten; wer ausgetreten iſt, hat 
indeß weder an das bezahlte Eintrittsgeld, noch an die 
von ihm gezahlten Beiträge oder irgend eine Unter— 
ſtützung Anſpruch. 

§ 19. | 

Jedes weibliche Mitglied ſcheidet mit dem Tage 

ſeiner Verheirathung aus dem Vereine aus. 


Br 
Stirbt ein verheirathetes Mitglied männlichen 
Geſchlechts, ſo bleibt es der Wittwe unbenommen 


er 


dem Vereine gegenüber in die Rechte des Mannes 
zu treten, — jedoch muß fie die vom Manne einge⸗ 
gangenen Verpflichtungen fortleiſten. 
8581 

Der Vorſtand des Vereins beſteht aus einem Vor— 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter und vier aus der 
Mitte der männlichen Mitglieder, durch einfache Stim⸗ 
menmehrheit zu wählenden Beiſitzern. 


82 | | 
Der Vorſitzende ift der Gutsherr fo lange er einen 
wöchentlichen Beitrag von zehn Silbergroſchen an die 
Vereinskaſſe entrichtet. 


S 23. 
Der Vorſitzende beſorgt Kaſſenverwaltung und 
Buchführung ohne Auslagen dafür zu berechnen. 
Jederzeit muß er den Mitgliedern die Bücher 
des Vereins zur Einſicht offenlegen. 


§ 24. 

Der Vorſtand kann eine General-Verſammlung 
berufen wenn er will, muß es aber thun, ſobald J 
der Mitglieder gleichzeitig darauf anträgt. 

Ss 25. 

Nur die in der General-Verſammlung perſönlich 
erſcheinenden Mitglieder haben Stimmrecht. Wer 
nicht in der General-Verſammlung erſcheint, geneh— 
migt ſtillſchweigend deren Beſchlüſſe. 

§ 26. 
Alljährlich im December findet eine General-Ver⸗ 


ſammlung ſtatt. Unter Ausſcheidung der früher W 1 
Beiſitzer im Vorſtande, werden vier neue Vorſtands 
mitglieder gewählt. 

Die ausgeſchiedenen Vorſtandsmitglieder find wie⸗ 
der wählbar. 

§ 27. 

Der Vorſtand beſchließt unter ſich durch einfache 
Stimmenmehrheit. 

8.28. 

Die Statuten können nur geändert werden, wenn 
in einer General-Verſammlung dahin gerichtete Anz 
träge mit einer Stimmenmehrheit von / der anwe⸗ 
ſenden Mitglieder durchgehen. 

Ss 29. 

Die Kaſſenbeſtände werden außer einem Neferve- 
Fonds, der ſtets baar vorhanden ſein muß, und deſ— 
ſen Höhe der Vorſtand nach Maaßgabe der beſtehen— 
den Verhältniſſe normirt, möglichſt regelmäßig in der 
Kreis⸗Sparkaſſe zinsbar angelegt. 

S 30. 

Löſt der Verein ſich auf, jo werden die Beſtände 
unter die Mitglieder nach Maaßgabe der von ihnen 
geleiſteten Zahlungen, vertheilt. 29 


Bonn, gedruckt bei Carl Georgi. 
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Im Begriff die Schleſiſche Viehverſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft zu organiſiren, habe ich im Einverſtändniß mit 
mehreren Geſchäftsfreunden es für zweckmäßig gehalten, 
diejenigen Herren, welche ſich für die Sache intereſſiren 
und geneigt ſein ſollten, bei dem Begründungsfond der 
Anſtalt ſich zu betheiligen, ſowie den Herren Geſellſchafts⸗ 


15 Agenten im Nachſtehendeu die wichtigſten Beurtheilungen 
vorzulegen, welche über die im Titel bezeichnete Schrift: 
des Herrn R. Stock an mich gelangt find. — Aus. dies 


ſem Schriftſtücke geht hervor, daß die theoretiſchen Grund— 


lagen des gedachten Unternehmens ſowohl von Behörden 


wie von einflußreichen und einſichtsvollen Privatperſonen 


llobend anerkannt wurden und es iſt nicht zu bezweifeln, 


daß hiermit eine der wichtigſten Vorbedingungen für das 
10 = 


Emporkommen und Gedeihen der Schleſiſchen Vieh— 
Verſicherungsgeſellſchaft erfüllt iſt. 
Breslau, im Mai 1865. 


Ludwig Mamroth. 
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E 
Aus den „Annalen der Landwirthſchaft in den Königlich Preu⸗ 
Fiſchen Staaten“. Wochenblatt. Herausgegeben vom Präſidium 
des Königlichen Landes⸗Oekonomke⸗Kollegtume und re⸗ 
digirt von dem Generalſekretair desſelben, C. von Salviati 
Königlich Preußiſchen geh. Regierungs-Rath.“ Berlin, Nummer 
10 vom 8. März 1865. 


Die vom Verfaſſer entwickelten Ideen ſind geeignet, 
die Erfahrungen der Vergangenheit nutzbar zu machen, 


indem größere Geſellſchaften, welche die Klippen der bis— 


herigen vermeiden, auf neuen Prineipien neben den klei⸗ 
nen Verbänden und als deren Stütze und nothwendige 
Ergänzung hingeſtellt werden. Der Verfaſſer geht von 


dem in der 5. Sitzungs⸗Periode des internationalen ſta⸗ 
tiſtiſchen Kongreſſes von Dr. Warnecke im Programm 
aaufgeſtellten Satze aus, daß zur richtigen Leitung einer 
Vi.iehverſicherungs-Anſtalt zwei verſchiedene Kräfte gehören, 
nämlich Männer, welche gründliche Kenner des Verſiche— 
rrungsweſens und des zu verſichernden Viehes ſind, Kräfte, 


Emporkommen und Gedeihen der Schleſiſchen Vieh— 
Verſicherungsgeſellſchaft erfüllt iſt. 
Breslau, im Mai 1865. 


Ludwig Mamroth. 


I 
Aus den „Annalen der Landwirthſchaft in den Königlich Preu- 
ßiſchen Staaten“. Wochenblatt. Herausgegeben vom Präſidium 
des Königlichen Landes ⸗Oekonomte⸗Kollegiums und re⸗ 
digirt von dem Generalſekretair desſelben, C. von Salviati 
Königlich Preußiſchen geh. Regierungs-Rath.“ Berlin, Nummer 
10 vom 8. März 1865. ' 


Die vom Verfaſſer entwickelten Ideen find geeignet, 
die Erf fahrungen der Vergangenheit nutzbar zu machen, 


0 indem größere Geſellſchaften, welche die Klippen der bis— 


herigen vermeiden, auf neuen Prineipien neben den klei⸗ 
nen Verbänden und als deren Stütze und nothwendige 
Ergänzung hingeſtellt werden. Der Verfaſſer geht von 
dem in der 5. Sitzungs⸗Periode des internationalen ſta— 


1 tiſtiſchen Kongreſſes von Dr. Warnecke im Programm 
aufgeſtellten Satze aus, daß zur richtigen Leitung einer 
Vl.iehverſicherungs⸗Anſtalt zwei verſchiedene Kräfte gehören, 


nämlich Männer, welche gründliche Kenner des Verſiche— 


* rungsweſens und des zu verſichernden Viehes ſind, Kräfte, 


6 
von denen eine oder beide in den meiſten bisherigen 
Viehverſicherungs-Geſellſchaften nicht gehörig vertreten 
geweſen ſeien. 

Sehr richtig n der Verf. die beſtehenden 
und die bisher beſtandenen Viehverſicherungs-Anſtalten, 
welche ihre Verbindlichkeit auf vorausſichtliche durchſchnitt⸗ 
liche Verluſte auf den gewöhnlichen Abgang eines Vieh⸗ 
ſtandes erſtreckten, als ſolche, die nicht eigentlich einen 
Verſicherungsvertrag, ſondern einen Vertrag zur In⸗ 
ſtandhaltung des lebenden Inventars ſchloſſen. Die 
zahlreichen Schwierigkeiten, namentlich die ſchwer zu be⸗ 
wirkende Kontrolle bei einem ſolchen Verhältniß werden 
von ihm einleuchtend aufgeführt; ſie ſind den Landwirthen 
hinlänglich bekannt. Namentlich wird jeder rechnende 
Landwirth ſich ſagen, daß er in einem ſolchen Verhält⸗ 
tiſſe nur in eine Geſellſchaft einzutreten Veranlaſſung 
haben kann, wenn er ſich vorher berechnet hat, daß der 
gewöhnliche Verluſt in ſeiner Heerde ſo viel beträgt, daß 
er durch deſſen Erſatz im Laufe des Jahres die bezahlte 
Prämie oder noch mehr in Form von Schädenvergüti⸗ 
gungen von der Geſellſchaft zurück zu erhalten e | 
bat. — 

Es ſcheint hiernach nothwendig, einen andern Weg 
einzuſchlagen, nämlich die Verſicherung, und zwar eine 
wirkliche Verſicherung, nicht bei dem gewöhnlichen Ab⸗ 
gange, ſondern erſt dann eintreten zu laſſen, wenn ein 


% 
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Abgang ſtattfindet, welcher die gewöhnliche Mortalitäts⸗ 
ziffer der betreffenden Heerde überſteigt, alſo einen 
ſelten vorkommenden außergewöhnlichen Unglücksfall 
involvirt; z. B. wenn der Abgang mehr als 6 PCt. be⸗ 
trägt. Prämien für ſolche Abgänge können dann auch 
niedrig geſtellt werden, und da die verſchiedenſten indi⸗ 


viduellen Umſtände, namentlich Lokalverhältniße, bei der 


Feſtſtellung der Wahrſcheinlichkeitsrechnung für jede Ein⸗ 
zelverſicherung von größtem Einfluſſe ſind, ſo wird nach 
des Verfaſſers Anſicht, die Anſtalt am beſten thun, ohne 
an beſtimmte Tarife gebunden zu ſein, in jedem einzel⸗ 
nen Falle mit dem Viehbeſitzer über Normalabgänge und 
Prämie zu kontrahiren, unter Feſthaltung des Grundſatzes, 
daß derſelbe möglichſt billige Prämie zu zahlen, ſie ſelbſt 
dagegen möglichſt geringes Obligo zu tragen habe. Die- 
ſer Verſicherungsmodus kann aber allerdings nur da An⸗ 
wendung finden, wo die Anzahl der von einem Beſitzer 
verſicherten Thiere ſo beträchtlich iſt, wie der Verfaſſer 
meint, daß alljährlich ein gewiſſer regelmäßiger Verluſt 
angenommen werden kann, mindeſtens etwa 100 Haupt.“) 
Der Frage, wie denn für die mittleren und kleineren 
Beſitzer ſich die Annahme dieſes Grundſatzes geſtalten 
werde, begegnet der Verfaſſer mit dem Vorſchlage, durch 
die Ausdehnung des Vertrages auf mehrere Jahre 
das gleiche Verhältniß wie bei den größeren se 

ten herbeizuführen. 
9 Mindeſtens bei 20 Haupt. Anm des Herausgebers. 
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„Wenn 100 Haupt Vieh“, jagt derſelbe S. 10, „in 
einem Jahre von 5 pCt. Verluſt betroffen werden, ſo 
wird unter gleichen Mortalitätsverhältniſſen dies bei 20 
Haupt in 5 Jahren, bei 50 Haupt in 2 Jahren“ u. ſ. w. 
zutreffen. Das Uebereinkommen mit dem Beſitzer von 
50 Haupt würde lauten müſſen: wenn innerhalb zweier 
Jahre 5 pCt von dem Werthe der verſicherten Thiere zu 
Grunde gegangen ſind, beginnt die Entſchädigungspflicht 
der Anſtalt. Beſonders glücklich ſcheint uns der Verfaſſer 
ſeine Idee an den Beſtand oder an die Gründung von 
Gemeinde- oder Dorfverbänden anzuknüpfen, indem er 
das Syſtem der Viehverſicherung, wie er es ſich denkt, 
in zwei Abſtufungen charakteriſirt: die erſte Stufe die 
beſtehenden, oder noch zu gründenden Gemeinde- reſp. 
Dorf⸗Verbände; die zweite Stufe die Verſicherung die— 
ſer Verbände bei der Verſicherungsanſtalt für den Fall, 
daß größere Verluſte eintreten, indem ſie bei letzterer 
Rückverſicherung nehmen. So find die Vorzüge der klei⸗ 
neren Organiſationen in der Unterſtufe bei gegenſeitiger 


Kontrolle für alle gewöhnlichen Fälle verbunden mit den f 


Vorzügen der großen Organiſation für alle außergewöhn⸗ 

7000 Fälle, wodurch es möglich ſein wird, die kleineren 
Vereine der großen Gefahr zu entziehen, die fie jetzt lau⸗ 

fen, daß ſie entweder Seuchen, außerordentliche Verluſte 

und Unglücksfälle überhaupt ausſchließen müſſen und allo 


nur eine unvollkommene Sicherheit gewähren, oder, wenn 


9 & 


fie dieſe nicht ausjchtießen, im Falle dergleichen außer— 
gewöhnliche Abgänge einmal in größerem Maße eintreten, 

ſich den größten Kalamitäten ausgeſetzt ſehen. Bei der 

vorgeſchlagenen Organiſation würden unſeres Erachtens 
allerdings alle diejenigen Todesfälle unter den landwirth⸗ 
ſchaftlichen Nutzthieren, welche als die Folge eines Un 
glücks (Sturz, Beinbruch, Biß toller Hunde u. ſ. w.) oder 
einer nichtſtationären Krankheit, (Rinderpeſt, Blähſucht, 
Rotz u. ſ. w.) hin und wieder vorkommen, einbegriffen 
werden können; in Preußen iſt wegen der geſetzlichen 
Verſicherung gegen Rinderpeſt dieſe Krankheit ee 
ſtändlich ausgenommen. 

Hier iſt ein ſicherer Weg gewieſen, der bei einiger 
maßen richtiger Normirung der Prämienſätze und, wie 
der Verfaſſer es ſich denkt, falls dieſelben nicht aus— 
reichen, bei einer Repartition unter die Betheiligten pro 
rata ihrer Verſicherungsſummen, ein zuverläßiges Mittel 
finden läßt, wodurch die Viehverſicherung endlich zu einem 
ebenbürtigen Gliede in der Reihe anderer Verſicherungs— 
Geſellſchaften ſich entwickeln wird. Als Schwierigkeit, weil 
dadurch eine noch inkommenſurable Größe vorläufig als 
kommenſurable eingeführt wird, bleibt allerdings der Um⸗ 

ſtand übrig, daß der Verluſt durch Seuchen nach un— 
ſerer Statiſtik ſo wenig feſtgeſtellt iſt. So oft man aber 
Anträge gemacht hat, eine Seuchen-Statiſtik herbeizufüh⸗ 
ren, iſt denſelben entgegengehalten worden, daß das ſo 


10 


wünſchenswerthe Ziel auf polizeilichem Wege (um die 
Anzeige der Erkrankungen und Todesfälle zu ſichern) 
ohne Herbeiführung großer Nachtheile für den Verkehr 
nicht herbeizuführen, ja daß es unnütz ſei, auch nur Ver⸗ 
ſuche in dieſer Richtung zu machen, da neue bezügliche 
Polizeigeſetze ebenſowenig würden zur Ausführung ge⸗ 
langen als die älteren ſchon beſtehenden. 
f Wenn hiernach zur Zeit die ſichere Grundlage für 

eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung rückſichtlich der Verluſte 
durch Seuchen fehlt, während eine Verſicherungsgeſellſchaft 
dieſe Baſis haben müßte, um korrekt in der Normirung 
ihrer Prämien vorzugehen, jo iſt doch gerade die Ver- 
ſicherung allein der Weg, aus dem Zirkel herauszukom⸗ 
men, indem bei Gegenſeitigkeit, wie der Verfaſſer fie vor- 
ſieht, zunächſt die Geſammtheit die Folgen etwaiger Irr⸗ i 
thümer in Folge nicht richtig normirter Prämien trägt 
und nach Ablauf einer größeren oder geringeren Zeit 
eben durch die Erfahrungen der Geſellſchaft die bisher 
vermißte Grundlage zu einer ſolchen Statiſtik gewonnen 
werden wird. Wie die Statiſtik der Verſicherung dient, 
ſo iſt, und im meiſten wohl auf dem Gebiete der Vieh⸗ 
verſicherung, auch umgekehrt der Dienſt, den die Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften der Statiſtik leiſten, ein ſehr 
hervorragender. | | i 

Die vorſtehend entwickelte umfaſſende Idee der Ver⸗ 

ſicherung gegen alle außergewöhnlichen Unglücksfälle 
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ſchließt natürlich nicht aus, daß auch eine Verſicherung 
gegen einzelne gewöhnliche Unglücksfälle ins Augegefaßt 
wird, etwa gegen eine beſtimmte einzelne Krankheit, die 
bei einer Thiergattung beſonders gefürchtet wird. Bei⸗ 
ſpielsweiſe beſchäftigt ſich der Verfaſſer mit dem wahr⸗ 
ſcheinlichen Geſchäftsumfange und den Ergebniſſen, welche 


eine rührige Verſicherungsgeſellſchaft in Mel fiche der 
Pferde lediglich gegen Rotzkrankheit würde erreichen 


können. Seine Berechnung geht dahin: Wenn man in 


Preußen etwa 1,700,000 Pferde annehme, die ein Ka⸗ 


pital von 300,000,000 Thlr. repräſentirten, und ebenſoviel 
auf das übrige Deutſchland rechne, ſo gelange man zu 
einem Geſammtwerthe von 600,000,000 Thlrn. Würde 


davon auch nur der 20ſte Theil, alſo 30,000,000 zur 


Verſicherung gegen Rotz kommen, jo ergebe dies à 2 pCt. 
eine jährliche Prämien-Einnahme von 60,000 Thalern. 


Rechne man auf wahrſcheinliche Schäden 20,000 Thlr., “) 


auf Agentur⸗Proviſionen 9000 Thaler, auf ſonſtige Ge⸗ 
ſchäftsſpeſen 6000 Thlr., ſo bleibe ein Reingewinn von 
25,000 Thlr. übrig, welcher ausreichen würde, / Mil- 
lion voll eingezahltes Geſellſchaftskapital mit der anſtän⸗ 
digen Dividende von 10 PCt. zu dotiren. Letzte Rechnung 


ſetzt eine Betheiligung von Aktionairen voraus. Der 


Verfaſſer giebt nämlich überhaupt nicht dem einen oder 
andern der beiden Syſteme, dem Gegenſeitigkeits⸗-Syſteme 
oder dem Syſteme der feſten Prämien unter Bürgſchaft 
Auf Grund einer ſtatiſt. Ermittelung. Anm. d. Herausg. 


—— — 
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eines Aktien-Kapitals den unbedingten Vorzug, ſondern 
empfiehlt eine Kombination, die man füglich das Juste 
milieu zwiſchen dieſen Syſtemen nennen könnte, und die 


ſeines Erachtens die Vortheile des Erſteren bietet, und 
doch vor den Nachtheilen deſſelben Syſtems ſchützt. Er 


räth nämlich eine gegenſeitige Viehverſicherungs-Ge⸗ 
ſellſchaft an, welche die Garantie für die Löſung ihrer 


Verbindlichkeit dadurch liefert, daß alle Theilnehmer zu 


Prämien-Nachſchußzahlungen bis zur Höhe der eingetre— 
tenen Schäden verpflichtet ſind, aber die Begründer 
(viele oder wenige) ſollen zuvor ſich durch einen Geſell— 
ſchaſtsvertrag als eine Kommandit-Geſellſchaft im Sinne 
des deutſchen Handelsgeſetzbuchs (Th. II. Art. 170—172) 
vereinigen, um einen Organiſations-Fonds von 50 
bis 100 mille aufzubringen, welcher zwar kein Riſiko 
des Verluſtes zu decken hat, aber zur Deckung der 
nothwendigen Einrichtung und erſten Verwal⸗ 
tungskoſten ſo wie als zahlungsbereite Reſerve für 
erſte Schäden dient und aus den Prämieneinnahmen 
der Geſellſchaft verzinſt, reſp. im Laufe gewiſſer Jahre 
amortiſirt wird. Jede Prämieneinnahme der neu eta⸗ 
blirten Anſtalt bis zur Höhe der aus dem Begründungs⸗ 
fonds vorſchußweiſe entnommenen Einrichtungskoſten 
würde bei dieſem Arrangement Eigenthum des Begrün⸗ 
dungsfonds reſp. ſeiner Theilnehmer, und die letzteren 
könnten nur in dem einzigen Falle einen Verluſt haben, 


—ͤ— . 
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ee die Anſtalt gar keine Betheiligung des Publikums 


finden 9 ollte. 


Um die in Vor cſchlag gebrachte innere Einrichtung 
ſowie die den beſchriebenen neuen Grundlagen der Ver- 


ſicherung entſpringenden mancherlei Geſchäftsformen recht 
überſichtlich und klar darzuſtellen, hat es der Berfaſſer 


für den kürzeſten Weg gehalten, dieſelben gleich in der 


Form eines vollſtändigen Geſellſchafts-Statuts 
vorzuführen. Es ſchließt deßhalb das Büchlein mit dem 
Entwurfe eines ſolchen Statuts, zunächſt einer ſchleſi— 


ſchen Viehverſicherungs-Geſellſchaft zu Breslau 
Wir empfehlen die Prüfung 8 1 Allen, die ſich für 


das Verſicherungsweſen intereſſiren, angelegentlich und 


glauben insbeſondere, daß das Statut und die Broſchüre 


1 


mit großem Nutzen Gegenſtand der Berathung landwirth— 
ſchaftlicher Vereine ſein können. 

Ob das Unternehmen ein auf Grund der Stock'ſchen 
Principien zu gründenden „ſchleſiſchen Viehverſiche— 
rungs⸗Geſellſchaft“ Fortgang hat, können wir noch 
nicht überſehen. Eine zur Vorbeſprechung im vorigen 


Jahre ſtattgehabte Verſammlung in Breslau hat ein de— 


ſinitives Reſultat noch nicht gehabt, doch hat ſich ein 
Gründungs-Komitse gebildet, welches einen revidirten 
Statuten⸗Entwurf behufs Konceſſionirung einer Geſell— 


ſchaft einreichen will. Was die Reviſion des Entwurfs 
betrifft, jo vernehmen wir, daß es zweckmäßig erſchienen 


14 


iſt, Einiges ſchärfer als im Stock'ſchen Entwurfe zit 
präciſiren, und ſo viel wie möglich ſich dem Wortlaut 
eines bereits genehmigten Statuts (Berliner Viehver⸗ 
ſicherungs-Bank) anzuſchließen. Die Grundlagen der Ver⸗ 
ſicherung, die Verſicherungs-Bedingungen, ſind jedoch 
den neuen Grundſätzen entſprechend geblieben, auch die | 
Einrichtung des Begründungs- Fonds, nur daß da- 
für kein Handels-Geſellſchafts-Vertrag in Ausſicht 
genommen if. Die Ausführung wird in Breslau ge⸗ 
ſchäftlich von L. M amroth betrieben; unter denjenigen 
Männern, welche ein beſonderes Intereſſe dafür bereits 
an den Tag gelegt haben, nennt man unter Anderen: 
den Staatsminiſter a. D. und früheren landw. Miniſter 
Graf von Pückler auf Schedlau, den Landſchafts⸗ 
Director von Roſenberg-Lipinsky, den Land.⸗Oek.⸗ 
Rath und Director Settegaſt, den General-Landſchafts⸗ 
Repräſentanten Elsner von Gronow auf Pniow, 
den Landrath von der Berswordt, den herzoglich braun— 
ſchweigiſchen Kammerdirektor von Kelſch zu Oels, 
Banquier Friedländer zu Breslau und verſchiedene 
andere angeſehene Männer, namentlich Grundbeſitzer. 
In einem in Abſchrift uns vorliegenden Briefe eines 
hohen Regierungsbeamten in den weſtlichen Provinzen 
erklärt ſich derſelbe ebenfalls gern bereit, dem Zuſtande⸗ 
kommen des gemeinnützigen Unternehmens in ſeinem Be⸗ 
zirke ſeine Unterſtützung zu Theil werden zu laſſen, und 
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| bat derſelbe daher die geeignete Verbreitung der ihm 


überſandten Druckſchriften veranlaßt. 

Dieſe Thatſachen werden es rechtfertigen, wenn wir 
an dieſer Stelle dem Unternehmen, auch ehe es ins Leben 
getreten, die Aufmerkſamkeit unſerer Leſer zuwenden. Wir 
halten dafür, daß es ſich dabei weniger um das einzelne 
Unternehmen, als um die Klärung derſganzen Verſicherungs⸗ 
frage handelt. | 


II. 


Aus der „Deutſchen Verſicherungszeitung“ vom 2. Oktober 1864, 
reproducirt in der Schleſiſchen Zeitung vom 4. October 1864. 


„Herr R. Stock, Inſpector der Lebens⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft „Janus“ ein bekannter, namentlich um die 
Förderung der Viehverſicherung durch literariſche und 
praktiſche Thätigkeit verdienter Aſſeeuranzmann, hat neuer⸗ 
dings unter dem Titel „Neue Grundſätze für den Be: 
trieb der Viehverſicherung“ im Selbſtverlage eine kleine 
Broſchüre erſcheinen laſſen, welche außer der Aufſtellung 
von allgemeinen leitenden Principien zugleich den fertigen 


Statutenentwurf einer Viehverſicherungsgeſellſchaft ent⸗ 


hält, alſo wohl als vorbereitende Arbeit zur Gründung 
einer ſolchen anzuſehen iſt. Herr Stock leitet aus der 
Natur des Viehverſicherungsvertrages als einen Glücks⸗ 
vertrages, d. h. eine Leiſtung für das Eintreten eines un⸗ 
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berechenbaren Zufalls ſtipulirenden Vertrages den | 5 


Grundſatz ab, daß eine Verſicherungsanſtalt den voraus— 
zuſehenden Verluſt nicht in den Bereich ihrer Deckung 
ziehen dürfe, ſondern nur den darüber hinausgehenden, 
das eigentliche Unglück des Viehbeſitzers, und erklärt aus 
der Nichtbeachtung dieſes Grundſatzes die prekäre Cxiſtenz 
oder den Untergang verſchiedener Anſtalten. Von dieſem 
Principe ausgehend entwickelt er dann verſchiedene nach 


beiden Seiten hin, d. h. für die Berſicherten ſowohl wie 
für die verſichernde Anſtalt fruchtbringende Combinationen, 


vermöge welcher theils den kleineren Viehbeſitzern die 
Verſicherung unter leichten Bedingungen zugänglich ge⸗ 
macht wird, theils die Verſicherung gegen gewiſſe Seu⸗ 
chen (Rinderpeſt, Rotz- und Wurmkrankheit der Pferde) 
ohne den Beſtand der verſichernden Geſellſchaft zu gefähr⸗ 
den, ermöglicht wird. Der angefügte Statutenentwurf 


giebt das Bild der Einrichtung einer Anſtalt, wie ſie der 


Verfaſſer für die praktiſchſte und unter gegenwärtigen 


Verhältniſſen, wo das Actienunterbringen ſo ſchwer iſt, 


gam leichteſten ausführbar hält. Seine „Schleſiſche Vieh⸗ 


verſicherungs-⸗Geſellſchaft“ Toll im Principe eine auf Ge⸗ 
genſeitigkeit baſirte ſein, doch ſo, daß die Gründer der⸗ 


ſelben ſich zu einer beſonderen (Commandit)⸗Geſellſchaft 


— — - — — 
— —— — 


im Sinne des deutſchen Handelsgeſetzes conſtituiren und 
als ſolche einen entſprechend normirten Begründungsfond 


aufzubringen haben, über deſſen Verwendung § 16 des 


— ———— 
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Entwurfs ſich folgendermaßen ausſpricht: „Der Begrün— 
dungsfond iſt beſtimmt, die Einrichtungskoſten zu decken 
und bei Eintritt größerer Schäden, welche die Prämien- 
Einnahme überſteigen, dem Prämien-Einnahmefond Vor⸗ 
ſchüſſe zu machen, mithin die Stellung einer ſtets zah— 
lungsbereiten Reſerve zu vertreten. Ein Riſico des Ver— 
luſtes 1 der Begründungsfond nicht, vielmehr ſind 
alle zur Beſtreitung von Schadenvergütungen und Ver- 
waltungskoſten entnommenenen Summen durch die Prä— 
mieneinnahmen event. Prämiennachſchüſſe zu reſtituiren. 
Die im erſten Jahre dem Begründungsfond entnomme— 
nen Einrichtungskoſten werden demſelben durch gleich— 
mäßige, jährliche Ratenzahlungen, welche mit dem Schluſſe 
des zweiten Rechnungsjahres beginnen, im Verlaufe von 
10 Jahren aus der Geſammtprämieneinnahme erſetzt. 
Bei einer Auflöſung der Geſellſchaft werden das vor— 
handene Inventarium, ſowie die aus Prämieneinnahmen 


herrührenden Baarbeſtände und Obligationen zunächſt 


zur Deckung der dem Begründungsfond entnommenen 
Vorſchüſſe verwendet“. § 18 ſchreibt ferner vor. „Ohne 
RMückſicht auf die Höhe der Capitalien, welche zu den in 
den vorhergehenden Paragraphen bezeichneten Geſellſchafts— 
en aus dem Begründungsfond vorſchußweiſe ent— 
nommen und verwendet werden, werden zu Gunſten 
deſſelben 5 pCt. der jährlichen Prämieneinnahme, wobei 
Nachſchußzahlungen nicht mitgerechnet werden, der Geſell— 
2 
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ſchaft bei jedem Rechnungsabſchluſſe abgeſchrieben, und 
der hieraus abgeſchriebene Betrag den Eigenthümern des 
Begründungsfonds pro rata ihrer Einlagen als Divi- 
dende von der Geſellſchaft überwieſen.“ Jedem ſich für 
die volkswirthſchaftlich jo wichtige Sache der Viehver— 
ſicherung Intereſſirenden empfehlen wir die Lectüre des 
inſtruktiven Werkchens, deſſen Werth durch die Zugabe 
ſtatiſtiſcher Tabellen noch ſteigt, und dem unermüdlichen 
Verfaſſer wünſchen wir das baldige Eintreten des Zeit⸗ 
punkts, wo durch die ſtaatliche Genehmigung ſein Sta⸗ 
tutenentwurf zum Statut wird, und wir die „Schle⸗ 
ſiſche Viehverſicherungs-Geſellſchaft zu Breslau in der 
Liſte der beſtehenden Anſtalten verzeichnen dürfen. Wir 
erfahren außerdem, daß die Begründung der Schleſiſchen 
Viehverſicherungs⸗Geſellſchaft in Breslau von dem General⸗ 
Agenten der „Royale Belge“, Herrn Ludwig Mamroth, 
in die Hand genommen iſt und mit Eifer betrieben wird, 


und daß zunächſt die Mitglieder des patriotiſch-ökonomi⸗ 


ſchen Vereins zu Oels, worunter ſehr hochgeachtete Per⸗ 


ſonen, auch hieſige namhafte Handelsfirmen ihre Ber 


theiligung zugeſagt haben. Die Broſchüre iſt im Bureau 
des Herrn Ludwig Mamroth, Karlsſtraße Nr. 1 für 
Jeden, der Intereſſe zur Sache hat, gratis zu haben. 


7 


F717 ˙ * 


10 — 
— — on 
— — — — 


19 
III. 

Aus der „Verkehrszeitung“ vom 12. October 1864. 
Herr Mamroth, General: Agent der Royal 
belge in Breslau beabſichtigt die Gründung einer 
Viehverſicherungs— Geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit auf Grund 
einer von Herrn R. Stock, Inſpekter des Janus ver— 
faßten Vorlage unter dem Titel „Neue Grundſätze für 
den Betrieb der Viehverſicherung.“ Die Noth⸗ 
wendigkeit und Wichtigkeit der Gründung von Viehver⸗ 
ſicherungs⸗Geſ ſellſchaften dürfte unſeres Erachtens nach 
nicht mehr in Zweifel zu ſtellen ſein, und wir glauben 
daher auch, daß das angedeutete Projekt namentlich in 
Schleſien, welches ſich durch eine blühende Landwirth⸗ 
ſchaft auszeichnet, in landwirthſchaftlichen Kreiſen Anklang 
finden wird. Außer verſchiedenen kleineren Verbänden 
exiſtiren nur 2 größere preußiſche Viehverſicherungsgeſell— 
ſchaften, die „Potsdamer“, welche es trotz ihres langjähri— 
gen Beſtandes doch immer zu keiner großen Ausdehnung 
gebracht I hat, und der Viehverſicherungsbank für Deutſchland 
in Berlin, die verhältnißmäßig ſchon ein ausgedehntes 
Geſchäft egründet hat. Conceſſionirt find in Preußen 
noch die „B Braunſchweiger Viehverſicherungs-Geſellſchaft“, 
ſo viel wir wiſſen, hat dieſelbe bis jetzt nur die Provinz 
Brandenburg organiſirt und ſcheut ſich namentlich Schle— 

ſien in ihr Geſchäft hineinzuziehen. Die vor 2 Jahren in 
Berlin begründete „Veritas“, welche nur im 2meiligen 
2* 


20 


Umkreiſe von Berlin Verſicherungen abſchloß, ſoll zwar 
dem Vernehmen nach bereits veränderte Statuten der 
Königl. Regierung zur Beſtätigung vorgelegt und dem— 
nach die Abſicht haben, ihr Geſchäft auf ganz Preußen 
auszudehnen, es bleibt bei alledem aber noch Raum ges 
nug für eine neu entſtehende Geſellſchaft, namentlich 
wenn dieſelbe ſich einer tüchtigen und geſchäftskundigen 
Leitung zu erfreuen hat. Die von Herrn R. Stock heraus⸗ 
gegebene Schrift giebt den Beweis, daß dies bei der pro⸗ 
jectirten Geſellſchaft der Fall ſein wird. Herr Stock war 
ſelbſt langjähriger Landwirth und mehrere Jahre bei einer 
Viehverſicherungsgeſellſchaft angeſtellt, ſo daß ihm — ein 
Fall der von großer Wichtigkeit und beſonders hervor— 
zuheben iſt — Erfahrungen nach beiden Richtungen zur 
Seite der, die er in feiner kleinen Schrift auch ver⸗ 
werthet. Was Herr Stock in dieſer über Viehverſicherung 
im Allgemeinen ſagt, giebt Zeugniß von der wohl durch⸗ 
dachten Materie und der nothwendigſten Praxis. Er ent⸗ 
wickelt zunächſt das Weſen des Verſicherungsvertrages 
überhaupt und geht unter Angabe landwirthſchaftlicher 
Quellen über den Prozentſatz annehmbarer Verluſte eines 
Viehſtapels zur Aufſtellung des bei der Viehverſicherung 
bis jetzt noch nicht angewendeten Grundſatzes über, die 
Entſchädigungspflicht der Anſtalt erſt nach dem normal⸗ 
mäßig eingetretenen Verluſt beginnen zu laſſen. Im 
Weiteren empfiehlt der Verfaſſer die Bildung kleinerer 
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Kreise oder Orts⸗Vereine mit Centraliſition und zur Aus⸗ 


gleichung der durch locale ſanitätliche Einflüſſe diffe— 
rirenden Verluſte, Rückdeckung bei der Central-Anſtalt. 
Die Zweckmäßigkeit einer derartigen Einrichtung wird 
von Herrn Stock dadurch nachgewieſen, daß in kleineren 
Bezirken nicht blos die Controlle vorkommender Verluſte 
eine leichtere ſei, ſondern auch, was bei anderen Vieh— 
verſicherungs-Anſtalten mit den größten Schwierigkeiten 
verbunden iſt, eine Ueberwachung des lebenden Riſikos 
möglich iſt. Es wird ferner vorgeſchlagen, auf Grund 
der vom Verfaſſer dargelegten Prineipien auch die Ver— 
ſicherung des Schafviehs und die Verſicherung gegen 
Seuchenſchäden bei Pferden und Rindvieh zu leiſten und 
enthält das Werkchen mehrere ſtatiſtiſche Tabellen über 


die Verluſte von Pferden in Preußen an Rotz und Wurm— 


krankheit und von Rindvieh durch Seuchen in den öſt—⸗ 
reichiſchen Provinzen Galizien, Böhmen, Nieder-Oeſtreich, 
Mähren, Schleſien u. Ungarn. Zum Zweck einer poſitiven 
Vorlage enthält die Stock'ſche Schrift einen Statutenent⸗ 
wurf. Aus demſelben theilen wir noch Folgendes mit: 
Die Geſellſchaft ſoll eine gegenſeitige ſein und den Er— 


ſatz von unverſchuldeten Verluſten übernehmen, an 


Pferden, Rindern und Schafen. Sie kann Verſicherungs— 
Anträge ohne Angabe des Grundes ablehnen. Die Ver— 
ſicherung wird in folgender Form gewährt: 1) Es ſoll 
mit dem Beſitzer eines größeren, mindeſtens 20 Leben 
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umfaſſenden Viehſtandes, bei Berückſichtigung deſſen Be— 
nutzungs-, Fütterungs- und Sanitätsverhältniſſen, zunächſt 
die Ziffer ſeines gewöhnlichen Verluſtes vereinbart und 
feſtgeſtellt werden, und erſtreckt ſich die Verſicherung ſo— 
dann lediglich auf die, den feſtgeſtellten Normalabgang 
überſteigenden Verluſte. Der Jahresbeitrag beträgt 1% 
für derartige Verſicherungen reſp. alle Gattungen der 
Thiere und ſoll die Verſchiedenheit der Gefahr in der 
Bemeſſung des Normalverluſtes berückſichtigt werden. Der 
Verfaſſer bemerkt hierzu, daß letzteres nur als ein Vor— 


ſchlag von ihm zu betrachten ſei, der wohl noch einer wei⸗ 


teren Prüfung bedürfe. (Wir müſſen der Anſicht, daß durch 


dieſen Modus allerdings dem Feilſchen um die Prämie 
vorgebeugt werden wird, beiſtimmen, glauben aber, daß 
die Feſtſtellung der Normal-Ziffer zu dieſem Zweck oft 


mit ſehr großen Schwierigkeiten verknüpft ſein wird.) 2) Es 
ſollen die Beſitzer kleinerer Viehbeſtände ſich zu beſonde⸗ 
ren gegenſeitigen Verſicherungsverbänden vereinigen und 
verſichert die Geſellſchaft unter den ad 1 angegebenen 


Bedingungen. 3) Gegen beſondere, ausdrücklich bezeichnete 


Krankheiten wird die Prämie nach Ermittelung der ob⸗ 
waltenden Verhältniſſe im Voraus vereinbart und feſt⸗ 
geſtellt. 4) Es wird die Verſicherung einzelner oder meh- 
rerer Thiere gegen alle nicht ſtatutenmäßig ausgeſchloſſe⸗ 


nen Verluſte übernommen, in welchem Falle der für die 


betreffende Gegend und den betreffenden Viehſtand er⸗ 
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mittelte gewöhnliche Verluſtſatz von dem Beſitzer im 


Voraus durch einen gleich hohen Prämien-Betrag (nur 


ſelten unter 5% pro anno) auszugleichen iſt, dem außer⸗ 
dem noch 1% vom verficherten Werthe zugezahlt wird. 
Bei dieſer Verſicherungsart erfolgt die Entſchädigung in 
Höhe des vollen Verſicherungswerthes. — Wenn die Aus⸗ 
gaben die Einnahmen nicht decken, ſind Nachſchüſſe zu 
zahlen. Ueberſchüſſe werden pro rata der Prämie ver- 
theilt. Die Geſellſchaft kann Reviſionen der Viehbeſtände 
vornehmen laſſen. Zur Deckung der nothwendigen Or⸗ 
ganiſationskoſten ſoll ein Begründungsfond aus 50 bis 
100,000 Thlr. Diarien, welche durch eine Commandit⸗ 
geſellſchaft aus den Gründern aufgebracht werden. All⸗ 
jährlich ſollen 5% der Prämien-Einnahme zu Gunſten 
des Begründungsfonds abgeſchrieben und dieſer Betrag 
den Einlegern als Dividende überwieſen werden. Der 
Verwaltungsrath der Geſellſchaft wird aus den Perſonen 
gewählt, welche den Begründungsfond bilden, und zwar 
ſo lange die Geſellſchaft beſteht. (Ein Correſpondent der 
„Deutſchen Verſ.⸗Ztg.“ aus Weſtphalen tadelt dieſe Be— 
ſtimmung, welche z. Z. der Begründung der Gothaer Ge— 
ſellſchaften wohl angebracht war, für heutige Verhältniſſe 
aber nicht mehr paßt, mit Recht.) x) Die General-Ver⸗ 


5 ) Iſt ſpäter auch abgeändert. 
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ſammlung beſteht aus den Verſicherungsnehmern und den 
Mitgliedern der Handelsgeſellſchaft. 4 85 
Wir ſchließen für heute unſere Mittheilungen über 
das vorliegende Project, mit dem lebhaften Wunſche, daß 
es ſich realiſiren möge. 


IV. 

Aus der „Schleſiſchen landwirthſchaftlichen Zeitung“ vom 
3. November 1864. 

Geehrter Herr Redakteur! 

In Nr. 41 des Landw. Anzeigers wurde die Broſchüre 
„Neue Grundſätze für den Betrieb der Viehverficherung“ 
des Herrn Inſpektor R. Stock beſprochen, und wird zu 
weiteren Erörterungen des darin enthaltenen Statuts einer 
Schleſiſchen Viehverſicherungs-Geſellſchaft aufgefordert. Ich 
habe dieſe Schrift auch geleſen, und da ich durch beinahe 
30 jährige Praxis in der Landwirthſchaft auch Erfahrun⸗ 
gen in der Viehverſicherung gemacht habe, darf ich mir 
ein Urtheil wohl erlauben. 

Der leitende Gedanke des Verfaſſers iſt hauptſächlich 
der, daß nur außergewöhnliche Verluſte vergütet werden 
ſollen, und alle die verſchiedenen Formen, welche in Vor⸗ 
ſchlag gebracht ſind, kommen auf denſelben Grundſatz 
hinaus. Darin liegt, daß die Verſicherungs-Geſellſchaft 


nicht mehr verſpricht, als ſie wirklich halten kann, und 
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dieſer ehrliche und richtige Grundſatz hat mir Vertauen 
zu der Sache eingeflößt. 

Es iſt richtig, daß wir keine Verſicherungsgeſellſchaft 
haben können, bei welcher ſich jeder jährlich jo und ſo 
viel Gewinn herausrechnen kann; und wenn Viele einen 
kleinen Beitrag zahlen, und von dieſen Vielen nur ein— 
zelne wegen großer Verluſte Entſchädigungen zu fordern 
haben, können letztere pünktlich gezahlt werden. Werden 
die kleinen Verluſte, die in jeder Wirthſchaft vorkommen, 
auch enſchädigt, ſo wird die ganze Einnahme aufgezehrt, 
und es bleibt für Schäden, die in die Tauſende gehen, 
Nichts übrig; ſo war es bei allen Viehverſicherungsgeſell— 
ſchaften, die deshalb auch nicht beſtehen konnten. | 

Bei uns in der Liegnitzer Gegend haben wir, Gott 
Lob, nicht viel mit Thierkrankheilen zu kämpfen, und das 
Wenige, was vorkommt, läßt ſich ertragen; wir können 
deswegen keine 4 — 5 pCt. Prämie zahlen. Wenn hier 
verſichert wird, ſo iſt es nur, weil eben Niemand ſicher 
iſt, daß ihn, gerade wie bei Hagel oder Feuer, doch ein— 
mal ein Unglück treffen kann; doch kann dieſe Sicher— 


ſtellung nur gegen einen Beitrag geſchehen, der unſere 


ohnehin hohen Aſſekuranzkoſten nicht allzuſehr vergrößert. 
Wird dies, wie nach dem Statut vorauszuſehen, durch 
die neue Geſellſchaft erreicht, ſo kann ſie uns nur will— 
kommen ſein; ebenſo iſt es ſehr wichtig, und wurde auch 
bei unſerer letzten landw. Vereinsſitzung beſonders aner- 
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kannt, daß Schafe verfichert werden. — Zu tadeln habe 
ich an dem Statut nur, daß die Nachſchußzahlungen 
nicht ausgeſchloſſen ſind, und könnte dies wohl auch durch 
Beſchaffung eines größeren Begründungsfonds vermieden 


werden! in allem Anderen iſt die Sache vorzüglich aus⸗ 
gearbeitet, und müſſen die Herren Unternehmer jedenfalls 


ſchon in praxi bedeutende Erfahrungen gemacht haben. 
Beſonderer Werth iſt auch darauf zu legen, daß es ſich 
hier um ein ſchleſiſches Inſtitut handelt, deſſen Operati⸗ 
onen wir eher kontrolliren können, und daß, da die meiſten 
Herren, welche ſich an der Begründung betheiligen wol⸗ 


len, uns bekannt ſind, wir dann doch wiſſen e mit 


wem wir zu thun haben. 

Jedenfalls iſt das Unternehmen ein ſehr gutes, und 
dürfte durch das Zuſtandekommen einer der wichtigſten 
Zeitfragen Genüge geſchehen, deren Werth leider von 
ſehr Wenigen richtig erkannt wird. — Hoffen wir, daß dies 
Unternehmen bald in's Leben tritt! | 

Liegnitz, im October 1864. E. Heidemann. 


0 17 

Schreiben des Königlichen Regierungs- Präfidenten Herrn 
Kühlwetter zu Aachen. 

Von der mir mit gefälliger Zuſchrift vom 17. Non. 

überſandten Broſchüre „Neue Grundſätze für den Betrieb 

der Viehverſicherung“ habe ich mit großem IntereſſeͤKennt⸗ 
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niß genommen. Der darin ausführlich und klar entwickelte 
Hauptgrundſatz, daß die Verſicherung einer großen Geſell— 
ſchaft im Allgemeinen nicht gegen die Nachtheile eines regel— 


mäßig wiederkehrenden, ſondern nur eines außergewöhn⸗ 


lichen Abganges von Nutzvieh zu ſchützen habe, erſcheint ganz 
rationell und daher die praetiſche Anwendung deſſelben in 
dem vorgelegten Statutenentwurfe zu billigen. Als einen 
beſonders anerkennungswerthen Verſuch aber, die Vortheile 


einer großen Viehverſicherungsgeſellſchaft den Beſitzern von 
kleineren Viehſtänden wirkſam zugänglich zu machen, erachte 
ich die Beſtimmungen adb des §40 des revidirten Statuten⸗ 


entwurfs. | 

In manchen ländlichen Gemeinden des hieſigen Be— 
zirks haben ſich die kleinen Viehbeſitzer bereits zu gegenſeiti⸗ 
gen V . rbänden vereinigt und würde es für 
dieſe auf eine oder mehrere Gemeinden begrenzten Vereine 


eine große Erleichterung gewähren, wenn ſie außergewöhn⸗ 


liche Verluſte bei einer größeren Geſellſchaft gegen einen mäßi⸗ 
gen Procentſatz rückverſichern könnten. Ich bin daher gern 
bereit, dem Zuſtandekommen der Breslauer Viehver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft als eines gemeinnützigen Unterneh⸗ 
mens in dem hieſigen e meine Unterſtützung zu 
Theil werden zu laſſen und habe ich Ihrem Wunſche ent- 
ſprechend bereits die geeignete Verbreitung der mir über⸗ 
ſandten Druckſachen veranlaßt. 
Aachen, den 22. Nopbr. 1864. Der Reg.⸗Präſident. 
N 5 (gez.) Kühlwetter. 


VI. 
Schreiben Seiner Excellenz, des früheren Miniſters für die land— 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten Herrn Grafen von Pückler auf 
Schedlau. 


Hochgeehrte Herren! 
Anknüpfend an die geſtern mit dem Herrn Juſpector 


Stock gepflogene Rückſprache, wiederhole ich ergebenſt, 


daß ich mich ſehr geehrt fühle durch das Vertrauen, 
welchem das Begründungs-Comité der Schleſiſchen Vieh⸗ 
verſicherungs-Geſellſchaft in dem gefälligen Schreiben 
vom 3. d. Mts. Ausdruck gegeben hat, und füge hinzu, 
daß, obgleich ich es ablehnen muß, dieſem von der letzten 


General-Verſammlung erwählten Comité hinzuzutreten, 


zumal es auf der Hand liegt: daß ich kein irgend werk— 
thätiges Mitglied deſſelben würde fein können, ich dem⸗ 
ungeachtet das wärmſte Intereſſe für die Idee der in 
Rede ſtehenden Aſſociation bewahre und das Zuſtande— 
kommen der Geſellſchaft lebhaft wünſche. 

Wenn auch die zu dem gedachten Zweck am 30. v. M. 
abgehaltene Verſammlung die gewünſchte umfangreiche 
Theilnahme, — wie es ſcheint — nicht gefunden hat, ſo darf 
dies die Herren Unternehmer nicht entmuthigen. Es iſt 
eine alt gemachte Erfahrung, daß mancher gut durchs 
dachte und überall beifällig beurtheilte Plan dennoch nicht 


gleich populär werden will. Das unentſchiedene Zu⸗ 
warten iſt einmal, auch bei als wünſchenswerth aner⸗ 
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kannten neuen Einrichtungen, nicht ungewöhnlich bei 
Vielen, die doch die Sache nahe angeht. Alles Gute 


richt ſich aber mit der Zeit dennoch Bahn, und fu zweifle 


ich nicht, daß auch die Viehverſicherungs- Angelegenheit 
nach dem entworfenen Projecte ſich bald einer wärmeren 
Aufnahme erfreuen wird, zumal kein anderer Weg in 
Ausſicht ſteht, um zur Abhülfe des gefühlten Bedürf⸗ 
niſſes zu gelangen. 
| Sollte das verehrliche Begründungs-Comité es für 
zweckmäßig erachten, alsbald eine zweite conſtituirende 
Verſammlung auszuſchreiben, ſo hoffe ich, nicht wie das 
erſte Mal durch Zufälligkeiten von der Theilnahme da— 
ran abgehalten zu werden, vielmehr mich der weiteren 
Berathung mit aller Hingebung anſchließen zu können. 
Schedlau, 6. Dezember 1864. 
Ihr ganz ergebenſter 
(gez.) Graf Pückler, 


Staatsminiſter a. D. 


VII. 
5 f (Schreiben des Herrn Landſchaftsdirectors von Roſenberg— 
Lipinsky auf Gutwohne. 
Gutwohne, den 19. December 1864. 
Hochgeſchätztes Comité! 
Das gefällige ſchriftliche Erſuchen vom 11. d. M. (em⸗ 
5 pfangen d. 14.), mich dem Begründungs-Comité der Schle⸗ 
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ſiſchen Vieh-Verſicherungs-Geſellſchaſt anzuſchließen, hat 
mich in der That hoch beehrt, und es würde mir zur 
größten Befriedigung gereichen, demſelben zu entſprechen, 
da einerſeits das Unternehmen einem vielſeitig gefühlten 
Bedürfniſſe in gemeinnütziger Weiſe entgegenkommt, 
andererſeits, nach meiner innigen Ueberzeugung, das in 
dem Statut feſtgehaltene Princip der einzige Weg iſt, | 
um jenem Verbande die Wehen zu verbürgen. 
Um ſo mehr bedaure ich, den beehrenden Antrag e | 
ablehnen zu müſſen. | 
(— — — Perſönliche Mittheilung). 
Unter den vorgetragenen Umſtänden bitte ich denn | 
auch meine ablehnende Antwort gütigſt entſchuldigen zu | 
wollen und die Verſicherung entgegen zu nehmen: daß a 
ich die gedeihliche Entwickelung des von dem hochgeſchätzten 
Comité beabſichtigten Unternehmens nicht blos mit dm 

lebhaften Intereſſe ſtets begleiten, ſondern daß ich auch 

nach Kräften bemüht ſein werde, demſelben in den mir 

zugänglichen Kreiſen ein warmer Fürſprecher zu ſein. 

Die mir überſendeten Schriftſtücke verfehle ich nicht, 

in der Anlage zurückzureichen. | 

eit ausgezeichneter Hochachtung 
Einem hochgeehrten Comité 
ergebenſter 
(gez.) v. Roſenberg Lipinsky, - 
4 Landſchafts⸗Director. 
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VIII. 
Schreiben der Königl. Regierung zu Frankfurt a./O. 


Euer Wohlgeboren danken wir für Ueberſendung der 


Schriftſtücke „Neue Grundſätze für den Betrieb der Vieh⸗ 


verſicherung von R. Stock“, mit dem Bemerken, daß wir 


von deren Inhalt mit großem Intereſſe Kenntniß genommen 
haben und die darin aufgeſtellten neuen Grundſätze für ſo 
wichtig halten, daß wir gern bereit ſind, eine Anzahl von 


vielleicht 20 Exemplaren an die Landräthe und Polizei⸗ 
verwaltungen unſeres Bezirks zu vertheilen. 


Frankfurt a./ O., den 30. Januar 1865. 


89 Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Freiherr von Schlotheim. 
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Der Bonner Eredit-Verein und feine Aus- 
dehnung auf die Tandbürgermeiſtereien des 
Kreiſes Bonn. 


— — 


Es iſt wohl ein in Städten, wie auf dem Lande 
allgemein gefühltes Bedürfniß, dem Handwerker und 
dem Ackerer Credit zu verſchaffen, den er nicht, wie 
ſein begüterter Mitbürger beſitzt und der ihn in 
den Stand ſetzt in ſeinem Geſchäfte und in ſeiner 
Wirthſchaft voran zu kommen. Der begüterte Mann 

findet leicht Mittel durch einen Banquier oder durch 
reichere Privaten diejenigen Vorſchüſſe gegen mäßige 

Zinſen zu erhalten, welche er zu vortheilhaften Un- 
ternehmungen bedarf, denn ſein bereits erworbenes 
oder ihm überkommenes Vermögen gewährt die 
Sicherheit, daß er ſeinem Gläubiger den Vorſchuß 
an dem feſtgeſetzten Termine richtig zurückbezahlen 
wird. Der kleinere Mann aber in der Stadt und 
auf dem Lande, deſſen Zahlungsfähigkeit weſentlich 
von ſeiner Arbeitsfähigkeit abhängt, bietet dem Gläu⸗ 
biger nicht dieſe Sicherheit dar, er erhält daher 
keinen Vorſchuß und wenn er ſich denſelben ver— 
ſchafft, ſo muß er große Opfer dafür bringen, Opfer, 
welche ſeine ganze Zukunft in Frage ſtellen, um 
einer augenblicklichen Verlegenheit zu entgehen. 

Die Frage, wie iſt dem kleinen Manne Credit zu 
verſchaffen, wenn er denſelben braucht, iſt ſeit langer 
Zeit erörtert worden; aber ein praktiſcher und allge— 
mein anwendbarer Weg wurde erſt im Jahre 1849 
durch den Kreisrichter a. D. Schultze in Delitzſch 
gefunden. Derſelbe gründete in dieſer, in der Pro- 
vinz Sachſen gelegenen, 7000 Einwohner zählenden 
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Stadt einen Vorſchuß-Verein, deſſen Grundſätze ſich 
durch die Erfahrung ſo ch: bewährten, daß dieſer 
Verein bald in der Nachbarſchaft Rachahm ng fand. 
Die Erfahrungen wurden unter den verſchiedenſten 
Verhältniſſen wiederholt. Die Ergebniſſe waren an 
allen Orten befriedigend. So haben ſich denn in 
den verfloſſenen 13 bis 14 Jahren die Vorſchuß⸗ 
und Credit-Vereine im Preußiſchen Staate und in 
allen deutſchen Ländern in der Weiſe ausgedehnt, 
daß am Ende des Jahres 1862 das Beſtehen fol⸗ 
gender Credit-Vereine bekannt war: 


im Preußiſchen Staate . } 260 
in Sachſen . . A 23 6B 
„Naſſau . 2 b 39 
„ Mecklenburg $ . ie 28 
„ Sächſiſche Fürſtenthümer a 19 
* F . 5 6 
„ Anhalt . 5 14 
„ Hannover . { 448 
„ Großherzogthum Sefien . Bra 
„ Würtemberg \ >00 
„ Baden h j 1 16 
„Bayern N N | 4% ara 
„ Schmarburg . | 6 
„ Kurfürftenthun Heſſen 4 


„den übrigen deutſchen Staaten 18 


zuſammen 511 Vereine. 


Die Vertheilung dieſer Vereine in den Provinzen 
des Preußiſchen Staates iſt ſehr ungleich, die Pro⸗ 
vinz Sachſen hatte Ende 1862 70 Credit⸗Vereine. 
Die Rhein⸗Provinz dagegen nur 10. Der Grund die⸗ 
ſer größern oder geringern Ausdehnung der Credit⸗ 
Vereine liegt nicht in dem verſchiedenen Bedürfniſſe, 
ſondern in der Bekanntſchaft mit der Einrichtung 
und den ſegensreichen Folgen, und in den geeigne⸗ 
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ten Perſonen, um die erfte Anregung zu geben und 
die Bildung der Vereine zu veranlaſſen. Das Be: 
dürfniß iſt überall vorhanden, denn es gibt an allen 
Orten Perſonen, denen durch zeitweiſe Vorſchüſſe in 
ihren wirthſchaftlichen Verhältniſſen geholfen werden 
kann, und noch allgemeiner ſind diejenigen, welche 
durch die praktiſche Ausführung der großen Grund— 
ſätze dieſer Vereine auf alle Weiſe gefördert werden. 
Die Rechnungs-Abſchlüſſe des Jahres 1862 ſind 
von 243 deutſchen Credit-Vereinen bekannt gemacht, 
mithin von weniger als der Hälfte der beſtehenden 
Vereine. Die Haupt⸗Reſultate derſelben in dieſem 
Jahre ſind Folgende geweſen: 
Anzahl der Mitglieder 69,202 Perſonen. 
1) Reſervefond . i 5 132,893 Thlr. 
2) Guthaben der Geſchäftsantheile 


der Mitglieder 951,699,545 
3) Spareinlagen der Mitglieder 2,747,577 „ 
4) Aufgenommene Anlehne . 3,441,033 „ 


Die Summen 1 bis 4 bilden den Betriebsfonds 
von 7,606,321 Thaler, welcher zum Verabreichen von 
Vorſchüſſen und Prolongationen im Betrage von 
23,674,261 Thaler verwendet worden iſt, was einem 
beinahe dreimaligen Umſchlage im Jahre entſpricht. 

Der Gewinn, welcher ſich auf das Guthaben der 
Mitglieder vertheilt, belief ſich auf 105,278 Thaler 
oder nahe 83/, Procent. 

Die Verluſte, welche die Vereine, mit Ausnahme 
eines einzigen, wo ein Betrug des Directors ſtatt— 
gefunden hat, erlitten haben, beliefen ſich auf 3730 
Thlr., was von dem Betriebskapitale noch nicht ½ 
pro Mille ausmacht. 

Am erſten October 1861 wurde in Bonn ein 
Credit⸗Verein nach den allgemeinen Grundſätzen des 
Delitzſcher Normal⸗Statuts eröffnet. Die Anzahl 
der Mitglieder betrug etwa 70. Derſelbe hat ſich als 
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zweckmäßig erwieſen. Die Zahl der Mitglieder ift 
bis zum Schluß des Jahres 1863, alſo in 21, Jah— 
ren bis auf 706 angewachſen und ſie beträgt augen⸗ 
blicklich bereits über 800. 

In dieſer Zeit ſind an Vorſchüſſen und Prolon⸗ 
gationen 87,251 Thaler gegeben worden. 

Der Reſervefond betrug am Schluſſe 1863, 997 Thlr. 
9 Sgr. 9 Pf. und hat ſich derſelbe aus dem Reinge— 
winne des letzten Jahres bis auf 1300 Thlr. erhöht. 

Die Stamm⸗Antheile der Mitglieder find bis Schluß 
1863 auf 3273 Thlr. 7 Sgr. 1 Pf. angewachſen. 

Die Hauptgrundſätze dieſer Vereine, welche ihr 
Beſtehen und ihre ſegensreiche Wirkſamkeit bedingen, 
ſind folgende: 

Vorſchüſſe werden nur an Mitglieder des Vereines 
gegeben. 

Die ſämmtlichen Mitglieder ſind für die aufge⸗ 
nommenen Anlehen ſolidariſch haftbar. 

Die Mitglieder haben die Verpflichtung einen be— 
ſtimmten Beitrag zu dem Reſervefond bei ihrem Ein⸗ 
tritte zu zahlen. Derſelbe trägt zunächſt die Verluſte 
des Vereines, wenn ein Vorſchußnehmer und ſein Bürge 
zahlungsunfähig wird. Der Bonner Credit-Verein 
hat bisher Verluſte noch nicht zu bedauern gehabt. 

Sie haben außerdem die Verpflichtung, durch mo— 
natliche Beiträge nach und nach ein Guthaben oder 
einen Stamm⸗Antheil von einer beſtimmten, für alle 
Mitglieder gleichen Höhe, zu erwerben. Derſelbe iſt 
ihr Eigenthum und wird beim Ausſcheiden des Mit⸗ 
gliedes aus dem Vereine zurückgezahlt. Auf die 
Summe der Stamm-Antheile am Ende eines Jahres 
wird der Rein-Gewinn des darauf folgenden Jahres 
als Dividende vertheilt. Dieſe Dividende wird aber 
nur denjenigen Mitgliedern baar ausgezahlt, deren 
Stamm⸗Antheile bereits die feſtgeſetzte Höhe erreicht 
haben, oder welche voll eingezahlt ſind. Den übrigen 
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Mitgliedern wird die Dividende auf ihren Stamm⸗ 
Antheil gutgeſchrieben. 

Dieſes Mittel, jedes Mitglied zu zwingen, in klei⸗ 
nen Beträgen zu ſparen, namentlich neue Einlage 
zu machen, um dadurch nach und nach ein Kapital zu 
erwerben, welches die Dividende aus dem Vorſchuß— 
Geſchäfte jo lange genießt, als er dem Vereine an⸗ 
gehört; beizutragen, einem großen und für das ein 
zelne Mitglied vortheilhaften Geſchäfte eine ſichere 
Unterlage zu verſchaffen, iſt von dem allergrößten 
und wichtigſten Einfluſſe. Es kann gar nicht hoch 
genug angeſchlagen werden. 

Bei dem Bonner Credit⸗Vereine beträgt das Ein⸗ 
trittsgeld, welches zum Reſervefond fließt, 1 Thaler. 

Der geringſte monatliche Beitrag zu dem Stamm- 
Antheile iſt auf 5 Silbergroſchen feſtgeſetzt. Dieſer 
Beitrag muß geleiſtet werden, bis der Stamm-An⸗ 
theil 20 Thlr. beträgt. Die Dividende wird aber 
dem Stammantheile ſo lange gutgeſchrieben, bis der— 
ſelbe die Höhe von 30 Thlr. erreicht hat. 

Der Verein gewährt aber außerdem den Mitglie- 
dern den Vortheil, Erſparniſſe, welche ſie nicht au— 
genblicklich gebrauchen, mit 5 Prozent vom Einzah— 
lungs- bis zum Rückzahlungstage zu verzinſen. Die 
kleinern Beträge werden gegen ganz kurze Kündi— 
gung, die größern in längern Friſten zurückgezahlt. 
Dieſe Einrichtung wird bei dem Bonner Credit-Ver⸗ 
eine in einem ſehr bedeutenden Umfange benutzt. 

Im Jahre 1863 find an Spar-Einlagen 16,054 
Thlr. 17 Sgr. 2 Pf. zur Kaſſe gefloſſen und 9168 
Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. zurückgezahlt worden. 

Die Verwaltung wird durch den vom Vereine ge— 
wählten Vorſtand geführt. Der Rendant (Schrei— 
nermeiſter Stomps) und der Controlleur (Privat: 
Sekretär Jakobs) wird durch eine Tantieme von den 
gegebenen Vorſchüſſen remunerirt. Der erſtere hat 
Kaution geliſtet. ; 
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Da der Präſident (Landrath a. D. und General: 
Sekretair des Landwirthſchaftlichen Vereines Thilmany) 
ſein Amt unentgeldlich verſieht, erhält der Vice— 
Präſident (Korbmachermeiſter Holtbuer) jährlich eine 
Remuneration, welche von der Generalverſammlung 
ſeſtgeſetzt wird. Die 9 Beiſitzer des Vorſtandes ver— 
ſehen ihr Amt unentgeldlich. 

Das Geſchäft derſelben beſteht weſentlich in der 
Prüfung der Vorſchuß-Geſuche, zu welchem Zwecke 
ſich der Vorſtand wöchentlich einmal an einem be— 
ſtimmten Tage verſammelt. Die eingegangenen 
Vorſchuß-Geſuche werden geprüft, die genehmigten 
Geſuche am folgenden Tage vom Rendanten aus⸗ 
gezahlt. Dieſe prompte Geſchäftsführung iſt von 
großer Wichtigkeit. 

Der Verein ſteht mit 2 Banquiers in Conto cur- 
rente, um die augenblicklich nicht verwendbaren Gel— 
der rentbar zu machen, oder das augenblickliche Geld— 
bedürfniß zu decken. Der Credit deſſelben hat ſich 
bisher als ausreichend erwieſen. 

Der Vorſchuß-Suchende hat einen Bürgen zu 
ſtellen, der nicht nothwendig Mitglied des Vereines 
zu ſein braucht. Bei Vorſchüſſen von 10 Thalern 
und weniger kann der Vorſtand von einem Bürgen 
Abſtand nehmen, wenn er die pflichtmäßige Ueber⸗ 
zeugung hegt, daß der Vorſchuß auch ohne dieſen 
ſicher iſt. Die Vorſchüſſe werden bis längſtens auf 
6 Monate bewilligt und können unter Zuſtimmung 
des Bürgen auf einen gleichen Zeitraum prolongirt 
werden. Für die Vorſchüſſe werden 5 Procent Zin⸗ 
ſen gezahlt und für jeden Monat / Procent Pro— 
viſion, zuſammen auf ein Jahr 8 Procent. Zinſen 
und Proviſion werden bei Empfangnahme des Vor⸗ 
ſchuſſes in Abzug gebracht und müſſen bei Einbrin⸗ 
gung eines Prolongations-Geſuches gleich hinter⸗ 
legt werden. 
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Die Buchführung iſt zwar nach den einfachſten 
Grundſätzen eingerichtet, aber bei der großen An⸗ 
zahl von Mitgliedern, bei den monatlichen Einzah⸗ 
lungen derſelben doch ſehr umfangreich. 

Die Reviſion der Bücher und der Jahresrechnung 
erfordert einen bedeutenden Aufwand an Zeit, Um⸗ 
ſicht und Genauigkeit. Der Rentner Peil hat ſich 
ein großes Verdienſt um dieſelbe erworben. 

Der Verein hat nicht allein in der Stadt Bonn, 
ſondern auch in den benachbarten Ortſchaften Mit⸗ 
glieder. In der Stadt gehören dieſelben dem Hand⸗ 
werkerſtande, den kleinen Kaufleuten und Krämern, 
den Arbeitern und den geringern Beamten der Poſt, 
der Steuerbehörde und der Eiſenbahn an; auf dem 
Lande den Handwerkern, Wirthen und Ackerern, allen 
möglichen Klaſſen von Geſchäftstreibenden. 

Am Schluſſe vorigen Jahres zählte der Verein 137 
Mitglieder auf dem Lande, nahe / der Geſammt⸗ 
zahl. Gegenwärtig beläuft ſich dieſe Zahl auf 143 
Mitglieder in 30 verſchiedenen Ortſchaften des Kreiſes 
Bonn und 17 Mitglieder außerhalb des Kreiſes in 
11 verſchiedenen Orten und Städten der Umgegend. 

Die meiſten Mitglieder zählt unter jenen Grau⸗ 
Rheindorf, nämlich 31, welche einen Filial-Vorſtand 
gewählt haben, um den Mitgliedern den Geſchäfts⸗ 
Verkehr zu erleichtern. 

Außerdem zählt Poppelsdorf 22, Endenich 21, 
Lengsdorf 14 und Beuel 10 Mitglieder. 

Der Filial⸗Vorſtand in Grau: Rheindorf hat nach 
dem Protokolle vom 8. Februar 1863 folgende Ge— 
ſchäfte übernommen: 

1) Werden die Geſuche um die Anleihen (Bor: 
ſchüſſe) der hieſigen Mitglieder an dieſen Vorſtand 
eingegeben. 

2) Der Vorſtand begutachtet dieſe Eingaben rück⸗ 
ſichtlich der Sicherheit der Geſuchſteller. 
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3) Die Erklärung des Vorſtandes, daß der Ber- 
ein dem Geſuchſteller das gewünſchte Anleihen geben 
2 15 genügt für die Auszahlung des geſuchten An⸗ 
eihens. a 

4) Der Vorſtand handelt dabei mit Gewiſſenhaf⸗ 

tigkeit und ſorgfältiger Erwägung der Umſtände des 
Geſuchſtellers ohne damit eine Reſponſabilität zu 
übernehmen. 
- 5) Der Vorſtand übernimmt die Einſammlung 
der Eintrittsgelder und der monatlichen Einlagen 
weshalb ihm zur Einzeichnung derſelben die nöthi⸗ 
gen Exemplare der Büchelchen zu übergeben ſind. 

6) Hat ein Mitglied bereits ein Anleihen aufge⸗ 
nommen, ſo hat es bei erneuertem Geſuche, vom 
Kaſſirer die Beſcheinigung zu erbringen, daß es 
ſeine früheren Pflichten gegen den Verein erfüllt hat. 

7) Verſteht es ſich wohl von ſelbſt, daß die von 
hier aus ſich anſchließenden Mitglieder an allen 
Rechten der Vereins-Mitglieder unverkürzt Theil 
nehmen, wie auch alle Verpflichtungen der übrigen 
Mitglieder übernehmen. 

8) Geſtattet der Verein den Anſchluß von hier, 
unter dieſen Bedingungen, jo wird hier der Bor: 
ſtand gebildet, dem Vereine nahmhaft gemacht und 
ſeine Thätigkeit beginnen. 

Dieſe Verhandlung iſt von dem Vorſtande des 
Bonner Credit⸗Vereines unter der Modification am 
17. Juni 1863 genehmigt worden, daß in §. 3 der 
Zuſatz gemacht wird, vorbehaltlich der Beſtätigung 
durch den Vorſtand des Bonner Credit- Vereines. 
Von dieſer Zeit an hat der Filial-Vorſtand in Grau⸗ 
Rheindorf ſeine Thätigkeit ausgeübt und hat ſich 
bisher noch kein Bedenken gegen die Beſtimmungen 
erhoben, welche ſein Verhältniß zu dem Bonner Ver⸗ 
eins⸗Vorſtande oder zu dem Vereine betreffen. 

Es ergiebt ſich hieraus, daß die Mitglieder auf 
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dem Lande, wie in der Stadt, einem und demſelben 
Vereine mit gleichen Rechten und gleichen Pflichten 
angehören; daß der Filial-Vorſtand in den einzelnen 
Ortſchaften des Landes weſentlich in dem Intereſſe 
der in denſelben wohnenden Mitglieder wirkt, ihnen 
den Beitritt zu dem Vereine und die Erhaltung von 
Vorſchüſſen erleichtert. Er begutachtet die Vorſchuß— 
geſuche nach ſeiner genauen Kenntniß der Verhält— 
niſſe des Geſuchſtellers und des Bürgen, wenn dieſer 
aus demſelben Orte iſt. Darin beſteht ſeine haupt⸗ 
ſächliche Thätigkeit, auf dieſer beruht die Sicherheit 
und alſo das Beſtehen des Vereines und der Ver— 
eins⸗Vorſtand in Bonn muß ſich auf den materiel⸗ 
len Theil dieſer Prüfung und auf die Gewiſſen⸗ 
haftigkeit der Filial⸗Vorſtände verlaſſen können. 
Aber die Entſcheidung über die Vorſchuß-Geſuche 
muß dem Vereins-Vorſtande in Bonn überlaſſen 
bleiben, weil er dem Verein dafür verantwortlich 
iſt, weil er allein die zum Verabreichen der Vor⸗ 
ſchüſſe bereiten Mittel zu überſehen und herbeizu— 
ſchaffen in der Lage iſt. 

Diejenigen Ortſchaften, in denen der Verein be— 
reits eine gewiſſe Anzahl von Mitgliedern zählt, wie 
Poppelsdorf, Endenich, Lengsdorf und Beuel kön— 
nen demſelben dieſe Vortheile ſehr leicht zuwenden, 
wenn ſie einen, aus angeſehenen Perſonen, beſte— 
henden Filial-Vorſtand bilden, welche dieſe Geſchäfte 
zu übernehmen bereit und fähig ſind. 

Das Beiſpiel ſolcher Ortſchaften wird am Beſten 
und nachhaltigſten auf diejenigen wirken, in welchen 
das Weſen und die Vortheile der auf ſolidariſche 
Haftbarkeit aller Mitglieder gegründeten Credit-Ver⸗ 
eine bis jetzt noch unbekannt ſind. 


Bonn, im März 1864. 


Statuten des Bonner Credit-Pereins. 


Zweck des Vereins. 
$. 1. Die unterzeichneten Mitglieder bezwecken, ſich als Mit⸗ 
glieder des Bonner Credit-Vereins durch ihren gemeinſchaft⸗ 
lichen Credit die zu ihrem Gewerbs- und Handwerksbetriebe 
erforderlichen baaren Geldmittel gegenſeitig zu verſchaffen. 


Fond. 
§. 2. Der hierzu nöthige Fond wird aufgebracht durch 
a) Beiträge der Mitglieder, 


b) Darlehne, welche dieſelben, gegen ſolidariſche Bürgſchaft 
Aller, aufnehmen. 


Verwaltung der Vereins-Angelegenheiten. 


$. 3. Der Verein ordnet feine Angelegenheiten durch Be⸗ 
ſchlüſſe ſeiner Mitglieder, welche, wenn ſie von der Mehrheit 
der in den Vereins- oder General-Verſammlungen Anweſenden 
gefaßt find, für alle verbindliche Kraft haben, ſofern die Ver: 
ſammlung und die in derſelben zur Verhandlung kommenden 
Gegenſtände wenigſtens 24 Stunden vorher auf genügende 
Weiſe zur allgemeinen Kenntniß gebracht worden ſind, wozu die 
Bekanntmachung in dem Vereinslokale oder in der Bonner Zei⸗ 
tung genügt. f 

Die ſpecielle Verwaltung überträgt er einem, jedesmal auf 
ein Jahr zu wählenden Ausſchuſſe, beſtehend, aus: 

einem Präſidenten, 

einem Vicepräſidenten, 

einem Kaſſirer, 

einem Schriftführer und 

neun Beiſitzern, N 
welcher die laufenden Geſchäfte beſorgt, und dabei für Beob⸗ 
achtung dieſes Statuts ünd der zu faſſenden Vereinsbe⸗ 
ſchlüſſe dem Vereine verantwortlich iſt. . 

Zur Controlle hierüber und Erledigung etwaiger Beſchwer⸗ 
den findet vierteljährlich eine General-Verſammlung aller Ver⸗ 
einsmitglieder Statt, welche der Ausſchuß anberaumen und zur 
öffentlichen Kenntniß bringen, und in welcher er eine voll⸗ 
ſtändige Geſchäftsüberſicht nebſt Kaſſenabſchluß 
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vorlegen muß, die namentlich alle in dem verfloſſenen Vier⸗ 
teljahr zur Kaſſe gefloſſenen Anlehen und Einlagen, ſo wie die 
gegebenen Vorſchüſſe und die darauf geleiſteten Rückzahlungen 
ſpeciell aufführt. Dabei bleibt ihm jedoch unbenommen, bei be⸗ 
ſonderen wichtigen Veranlaſſungen auch außerdem dergleichen 
Verſammlungen auszuſchreiben, was insbeſondere geſchehen muß, 
wenn mindeſtens der vierte Theil der jedesmaligen Vereinsmit⸗ 
glieder ſchriftlich darauf anträgt. 


Der Präſident leitet dieſe Verſammlungen und beſtimmt mit 
dem Ausſchuſſe die Tagesordnung, auf welche jedoch alle An— 
träge gebracht werden müſſen, die zeitig genug vorher ſchriſtlich 
angebracht und von mindeſtens zehn Mitgliedern durch Namens⸗ 
unterſchrift unterſtützt ſind. Auf beſondern in der Verſammlung 
ſelbſt geſtellten Antrag kann dem Präſidenten durch Vereinsbe⸗ 
ſchluß die Leitung entzogen und einem andern fofort zu wäh⸗ 
lenden Mitgliede übertragen werden. 


Befugniſſe und Geſchäftsführung des Ausſchuſſes. 

§. 4. Alle an den Verein geſtellten Anfragen und Anträge, 
insbeſondere die Vorſchußgeſuche, müſſen dem Ausſchuſſe ſtets 
ſchriftlich eingereicht werden. Dieſer verfügt darauf in ſeinen 
Sitzungen, ſorgt für Beſchaffung der erforderlichen Geldmittel 
und Beitreibung der Ausſtände, und erhält die Geſchäfte im 
ordnungsmäßigen Gange. Zur Erledigung der laufenden Ge— 
ſchäfte findet allwöchentlich eine regelmäßige Sitzung des Aus⸗ 
ſchuſſes an voraus zu beſtimmenden Tagen und in einem be⸗ 
ſtimmten Lokale Statt, in welchem die vorkommenden Angele— 
genheiten nach Stimmenmehrheit entſchieden werden, ſobald min— 
deſtens 7 der Ausſchußmitglieder anweſend ſind. 


Der Ausſchuß iſt befugt, von den Kaſſenbeamten, welche er 
fortwährend beaufſichtigt, jederzeit die Vorlegung ſämmtlicher 
Bücher, Liſten und Dokumente, ſo wie die Vorzeigung und Aus⸗ 
händigung der Kaſſenbeſtände zu verlangen und dieſelben von 
der Kaſſenverwaltung, unter Vorbehalt der definitiven Entſchei— 
dung einer ſofort zu berufenden General-Verſammlung zu ent⸗ 
laſſen, ſobald ſich Unordnungen und Defecte dabei vorfinden. 
Ferner iſt der Ausſchuß ermächtigt, für den Verein: 

a) Verträge abzuſchließen und Verbindlichkeiten einzugehen, 

b) Anlehen und Einlagen für die Geſellſchaftskaſſe auf- und 

anzunehmen, nach Befinden deren Annahme durch den Kaſ⸗ 
ſirer anzuordnen, mit der Wirkung: daß fämmtliche Ver⸗ 
einsglieder aus ſolchen Geſchäften den Gläubigern ſoli⸗ 
dariſch verhaftet werden. 

Doch iſt die General⸗-Verſammlung wegen der Ver⸗ 
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träge zu a vorher zu befragen, und hat auch zu b im Allgemei⸗ 
nen den Betrag zu beſtimmen, bis zu welchem das Betriebska⸗ 
pital durch die Anlehen und Einlagen während einer beſtimmten 
Periode gebracht werden ſoll. Holt der Ausſchuß bei ſolchen 
Abſchlüſſen die nach Vorſtehendem nöthige Genehmigung nicht 
ein, ſo macht er ſich dem Verein für allen daraus entſtehenden 
Schaden verantwortlich. 

Uebrigens erſtreckt ſich die Verantwortlichkeit des Ausſchuſ⸗ 
ſes niemals auf Vertretung der Ausfälle, welche die Vereins⸗ 
kaſſe durch die Zahlungsunfähigkeit ihrer Schuldner erleidet, 
indem ihm ein bei Beurtheilung von deren Vermögensverhält⸗ 
niſſen etwa gemachtes Verſehen nicht angerechnet werden darf. 

Der Präſident hat die Leitung der Ausſchußſitzungen und 
kann dieſelben nach Bedürfniß auch außer der Ordnung aus⸗ 
ſchreiben, wozu alsdann ſämmtliche Ausſchußmitglieder mit Be⸗ 
kanntmachung des zur Verhandlung kommenden Gegenſtandes 
beſonders eingeladen werden müſſen. 

Der Kaſſirer übernimmt alle einkommenden Gelder zur Auf⸗ 
bewahrung und quittirt darüber, beſtreitet auch die vorkommen⸗ 
den Ausgaben, jedoch nur gegen ſchriftliche Anweiſung des Prä⸗ 
ſidenten und eines Beiſitzers. 

Er hat nach beſonderer Inſtruktion 

a) die nöthigen Bücher und Liſten über die vorkommenden 

Einnahmen und Ausgaben zu führen und dem Ausſchuſſe 
allmonatlich ein Verzeichniß der bei Rückzahlung der Vor⸗ 
ſchüſſe verbliebenen Reſte vorzulegen, nebſt einem Nachweis 
des Beſtandes und der Activa und Passiva der Kaſſe; 

b) alljährlich vollſtändige Rechnung über Einnahme und Aus⸗ 

gabe, unter Beifügung der Beläge, und eines Vermögens⸗ 
nachweiſes, anzufertigen und dem Ausſchuſſe, ſo wie der 
General-Verſammlung zur Prüfung vorzulegen. 

Der Schriftführer hat die Protokolle in den Verſammlungen 
und Ausſchußſitzungen und die Correſpondenz nach den Anwei⸗ 
ſungen des Präſidenten zu führen, welcher alle im Namen des 
Vereins zu erlaſſende Schreiben vollzieht. Außerdem überträgt 
der Ausſchuß einem ſeiner Mitglieder die Kaſſencontrolle 
und ſind die Obliegenheiten eines ſolchen Controlleurs, welche 
mit denen des Schriftführers vereinigt werden können, in der 
Kaſſenordnung beſonders beſtimmt. 

Der Präſident, Kaſſtrer und Schriftführer bilden zuſammen 
den Vereinsvorſtand, welcher den Verein nach Außen vertritt 
und für Ausführung der Ausſchuß⸗ wie der Vereins⸗Beſchlüſſe 
ſorgt. Sie haben die Prokura des Vorſchuß geſchäfts, 
indem die von ihnen Namens des Ausſchuſſes gemein⸗ 
ſchaftlich gezeichneten Verträge und Schuldſcheine verbindliche 
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Kraft für den Verein haben, und fie dem letzteren nur zur 
Schadloshaltung verpflichtet find, ſoweit fie dabei den Beſchlüſ— 
ſen des Ausſchuſſes oder der General-Verſammlung nicht nach— 
gekommen ſind. 

Außerdem iſt Jeder von ihnen für ſich allein ermächtigt, 
Namens und in Vollmacht des Vereins Klagen anzuſtellen, ſich 
auf ſolche einzulaſſen, überhaupt Prozeſſe zu führen, darin Ver: 
gleiche abzuſchließen, Eide zu de- und referiren, die ergehenden 
Definitiventſcheidungen anzunehmen und alle zuſtändigen Rechts— 
mittel dagegen einzulegen, auch ſich zu allen dieſen Handlungen 
einen anderweiten Bevollmächtigten zu ſubſtituiren. 

Bei Verhinderungen des Kaſſirers oder Schriftführers er⸗ 
nennt der Ausſchuß ſofort aus den Beiſitzern einen Stellver— 
treter. 5 

Eine Entſchädigung für die übernommene Mühewaltung 
erhalten nur der Präſident, Kaſſirer und Controlleur, worüber 
das Nöthige durch beſonderen Vertrag und Geſellſchafts— 
beſchluß nach dem Umfange der Geſchäfte feſtzuſetzen iſt, eben 
jo wie wegen der von dem Kaſſirer auf jeden Fall zu beftellen: 
den Caution. 


Rechte und Pflichten der Mitglieder. 


§. 5. Die Mitglieder des Vereines ſind berechtigt: 

a) bei allen Vereins⸗Beſchlüſſen und Wahlen zu ſtimmen; 

b) aus der Vereins⸗Kaſſe baare Vorſchüſſe, ſoweit dieſelbe dazu 
ausreicht, ſo wie 

c) unter den unten ($. 9) feſtgeſetzten Bedingungen eine Di: 
vidende vom Gewinn zu beanſpruchen. Dagegen ſind ſie 
verpflichtet: 

d) einen fortlaufenden Beitrag von mindeſtens 5 Sgr. allmo— 
natlich in die Vereinskaſſe einzulegen (§. 6); 

e) für die Deckung der Verwaltungskoſten und Bildung eines 
Zinſen⸗ und Reſervefonds aufzukommen; 

f) die ſolidariſche Verpflichtung für die zum Betriebsfond des 
Vereins erforderlichen Darlehne zu übernehmen und die be— 
treffenden Schuldſcheine zu unterſchreiben, ſo weit dies nicht 
Namens ihrer bereits durch den Vorſtand bewirkt wird; 

g) dem gegenwärtigen Statut, ſo wie den Beſchlüſſen und dem 
Intereſſe des Vereins nicht zuwider zu handeln, und das 
erſtere durch Namensunterſchrift zu vollziehen. 


Laufende Monatsbeiträge und Guthaben (Stamm⸗ 
antheile) der Mitglieder. 


‚$.,6. Die nach vorſtehendem Paragraphen litt. d. von den 
Mitgliedern einzuſchießenden Monatsbeiträge bleiben Eigenthum 
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derſelben und werden den Einzelnen am Schluſſe jeden Jahres, 
nebſt der litt. o. §. 5 erwähnten Dividende, in einem beſondern 
Conto gutgeſchrieben. 

Bis dieſes Guthaben, welches den Stamm- oder Geſchäfts⸗ 
Antheil jedes Mitgliedes repräſentirt, den Betrag von zwanzig 
Thalern erreicht, dauert die Verpflichtung zu den Monatsbeiträ⸗ 
gen fort. Doch wird daſſelbe bei den Einzelnen noch weiter, 
durch Innebehaltung der Dividenden, bis auf dreißig Thaler ge⸗ 
bracht, und muß ein Jeder ſein Guthaben, ſo lange er Mitglied 
iſt, in der Vereinskaſſe ſtehen laſſen. Dagegen darf die letztere 
Summe als Guthaben auch nicht überſchritten werden, und wer⸗ 
den über ihren Belang hinaus weder Monatsbeiträge mehr an⸗ 
genommen, noch Dividende zugeſchrieben, letztere vielmehr als⸗ 
dann an das betreffende Mitglied baar herausgezahlt. Wohl 
aber iſt die Vollzahlung oder Abrundung des ganzen Guthabens 
ſo wohl beim Eintritt als auch ſonſt jederzeit geſtattet. 

In Bezug auf die Vereinskaſſe hat das Guthaben zu Gun⸗ 
ſten der Mitglieder den Charakter einer u ee und 
wird daher den Ausſcheidenden ſofort baar herausgezahlt, auch 
bei Auflöſung des Vereins unter deſſen Schulden mit liquidirt. 
Jedoch muß daſſelbe, wenn das Activvermögen des Vereins zur 
Deckung ſämmtlicher Schulden nicht ausreicht, gegen die eigent⸗ 
lichen Gläubiger des Vereins zurückſtehen, indem es, gleich einer 
Actie, als ein beim Geſchäft gewagter Einſatz angeſehen wird. 
Kein Mitglied kann daher einen Anſpruch wegen des ſolcher Ge⸗ 
ſtalt etwa verlorenen höhern Guthabens an die übrigen machen, 
doch wird, wenn nicht das geſammte Guthaben aller Mitglieder, 
ſondern nur ein Theil davon verloren geht, der Verluſt von 
den Einzelnen nach Verhältniß der Höhe ihres Antheils ge⸗ 
tragen. f 

Uebrigens erhält jedes Mitglied über ſein Guthaben ein be⸗ 
ſonderes Buch, worin der Kaſſen-Controlleur den Zu- und Ab⸗ 
gang bemerkt. Auf keinen Fall darf jedoch darüber von Jeman⸗ 
dem, ſo lange es in der Vereinskaſſe ſteht, irgendwie verfügt 
werden, namentlich iſt jede Ceſſion, Verpfändung oder ſonſtige 
Belaſtung deſſelben dem Vereine gegenüber, welchem es zunächſt 
wegen aller Verpflichtungen des Inhabers haftet, durchaus un⸗ 
verbindlich. 


Reſervefond. 


§. 7. Zur Deckung etwaiger Ausfälle bei Rückzahlung der 
an die Mitglieder gegebenen Vorſchüſſe wird ein Reſervefond 
durch Beiträge der Mitglieder, und gewiſſe, §. 9 beſtimmte An⸗ 
theile am Reingewinn des RR gebildet. 


Sämmtliche Mitglieder ſind verpflichtet, zu dieſem Fond ein 


- 


15 


Eintrittsgeld, welches gegenwärtig auf einen Thaler feſtgeſetzt 
wird, zu entrichten, deſſen Wiedererſtattung beim Ausſcheiden 
niemals erfolgt. 

Den jetzigen Mitgliedern ſoll es jedoch geſtattet ſein, dieſen 
Betrag in monatlichen Raten von 2½ Sgr. zu erlegen. 


Verzinſung der Vorſchüſſe. 

§. 8. Von den Procenten, welche die Vorſchuß⸗Empfänger 
von den entnommenen Summen der Kaſſe entrichten müſſen, 
werden die Zinſen der vom Verein aufgenommenen Kapitalien 
und die Verwaltungskoſten gedeckt, außerdem aber Beiträge zum 
Reſervefond, ſo wie eine Dividende an die Mitglieder gewährt. 

Die Vorſchuß⸗ Empfänger erlegen zu dieſem Zwecke in die 
Vereinskaſſe von jedem Vorſchuſſe: 

a) 5 Procent auf das Jahr, 

b) ¼ Procent Proviſion auf den Monat, 
oder zuſammen 8 Procent auf das Jahr, im Falle eines Ver⸗ 
zugs in der Rückzahlung aber vom Fälligkeitstage ab 10 Proc. 
auf das Jahr. 

Jedoch ſoll dieſer Betrag ſelbſt bei Vorſchüſſen auf ganz kurze 
Zeit nie weniger als 

2 Sgr. bei Vorſchüſſen von 5—10 Thlrn. 
und weiter bei jeden 5 Thlrn. mehr um 1 Sgr. ſteigend betra⸗ 
gen, und dieſer Satz als das Mindeſte in allen Fällen zur Kaſſe 
entrichtet werden. 

Uebrigens wird dieſer Betrag gleich bei Gewährung der Vor: 
ſchüſſe vom Kaſſirer inne behalten, für etwaige Zögerungen 
aber ſpäteſtens bei Abführung der Reſte mit eingezogen reſp. 
eingeklagt. Dabei gilt im Algemeinen die Regel, 

„daß die von den Vorſchuß⸗-Empfängern geleiſteten Zah: 
lungen immer zuerſt auf dieſe Beträge und erſt die Ueber⸗ 
ſchüſſe auf das Kapital ſelbſt in Abrechnung kommen“. 


Dividende. 


§. 9. Was von den im vorſtehenden Paragraph erwähnten 
Zinſen und Proviſionen der Vorſchuß-Empfänger nach Deckung 
der Zinſen der vom Verein aufgenommenen Kapitalien und der 
Verwaltungskoſten übrig bleibt, wird an die Mitglieder nach 
Höhe ihres nach F. 6 feſtgeſtellten Guthabens in der Vereinskaſſe 
am Sahresichluffe als Dividende gewährt und dieſem Guthaben 
ferner zugeſchrieben. 

Bei Berechnung der Dividende wird dieſes Guthaben der 
einzelnen Mitglieder nur in ſo weit ee als es volle 
Thaler beträgt, und nicht erſt während des Rechnungsjahres, 
um deſſen Gewinnüberſchüſſe es ſich handelt, entſtanden iſt, ſo 
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daß alſo die während eines Jahres aufgeſammelten Monatsbei⸗ 
träge erſt bei Berechnung der Dividende des nächſtkünftigen 
Jahres mit in Betracht kommen. Auf keinen Fall wird indeſſen 
von dem 30 Thaler überſteigenden Theile eines Guthabens Di⸗ 
vidende bezogen, vielmehr dieſer Theil blos nach 5 Procent all⸗ 
jährlich verzinſt. 

So lange als der Reſervefond die nach Verhältniß der vom 
Verein aufgenommenen fremden Gelder durch jeweilige Vereins⸗ 
Beſchlüſſe zu beſtimmende Höhe nicht erreicht hat, werden übri⸗ 
er von dem zur Dividende kommenden Reingewinn vor deſſen 

ertheilung an die Mitglieder gewiſſe, ebenfalls durch Vereins: 
beſchluß zu beſtimmende Procente abgezogen und dem genann⸗ 
ten Fond, zu deſſen allmäliger Erhöhung zugeſchlagen, was 
ebenfalls geſchehen muß, wenn derſelbe, durch erlittene Ausfälle 
bei Wiedereinziehung der Vorſchüſſe, un ter jene Normalſumme 
herabgeſunken iſt. 


Höhe der Vorſchüſſe und Rückzahlungsfriſten. 

§. 10. Die Höhe der den Mitgliedern zu gewährenden Vor⸗ 
ſchüſſe hängt vom Verhältniſſe des Kaſſenbeſtandes zu dem vor⸗ 
waltenden Bedürfniſſe ab und wird der A e Beur⸗ 
theilung des Ausſchuſſes überlaſſen. Doch ſollen in der Re⸗ 
gel die Vorſchüſſe nicht unter 5 Thaler betragen; auch haben, 
wenn die Kaſſe für alle Geſuche nicht ausreicht, die ältern vor 
den jüngern, die um kleinere Vorſchüſſe vor denen um größere 
den Vorrang. 

Hinſichtlich der Rückzahlungsfriſten werden die Vorſchüſſe in 
der Regel nicht auf länger als ein Vierteljahr bewilligt und 
das Erforderliche nach Verabredung mit dem Empfänger in dem 
Schuldſcheine ausgedrückt, indem die Rückzahlung auch in meh⸗ 
reren Terminen erfolgen kann. 

Jedoch iſt der Ausſchuß befugt, nach Ablauf der zuerſt be⸗ 
ſtimmten Rückzahlungsfriſten jeden Vorſchuß, jedoch nur mit Be⸗ 
willigung der Bürgen, bis auf 6 Monate zu verlängern, auch 
können mehrere Prolongationen für eine und dieſelbe Schuld⸗ 
poſt ertheilt werden. 


Erforderniſſe auf Seiten der um Vorſchuß Nach⸗ 
ſuchenden. 


§. 11. Um einen Vorſchuß aus der Vereinskaſſe beanſpru⸗ 
chen zu können, iſt auf Seiten des Nachſuchenden erforderlich: 
a) daß er Mitglied des Bonner Credit⸗Vereins ſei; 
b) daß er auf frühere Vorſchüſſe ſeine Verpflichtungen gegen 
die Kaſſe erfüllt, auch keinen etwaigen Bürgen in Schaden 
gebracht hat; 
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e) daß feine Verhältniffe und Perſönlichkeit die nöthige Sicher: 
heit für Rückerſtattung des Vorſchuſſes darbieten. 

Was die Sicherheit betrifft, fo hat der Ausſchuß bei Be⸗ 
trägen, welche das Guthaben der Einzelnen um nicht mehr als 
10 Thlr. überſteigen, nur darauf Rückſicht zu nehmen, ob die 
Perſönlichkeit und die Verhältniſſe des Geſuchſtellers der Art ſind, 
daß eine Rückerſtattung mit Wahrſcheinlichkeit zu verhoffen 
ſteht, und einzig hiernach zu entſcheiden. Es iſt dabei haupt⸗ 
ſächlich auf Thätigkeit, Geſchicklichkeit, Ordnungsliebe und Red⸗ 
lichkeit zu ſehen, und können vom Ausſchuſſe zwei zuverläſſige, 
mit den Verhältniſſen bekannte Vertrauensmänner, aus den 
Vereinsmitgliedern, nach freier 8 zugezogen und gutachtlich 
über alles Dieſes gehört werden. Bis zum Betrage des Gut⸗ 
habens ſelbſt wird natürlich ſtets kreditirt. 

Bei höhern Vorſchüſſen muß von dem Nachſuchenden Sicher— 
heit durch Bürgen oder Pfand erfordert werden, deren Annehm— 
lichkeit der Ausſchuß lediglich zu beurtheilen und darnach das 
Geſuch zu gewähren oder abzulehnen hat. Im Falle aber ein 
Mitglied, welches bereits einen Vorſchuß gegen Bürgſchaft em⸗ 
pfangen und noch nicht zurückgezahlt hat, einen zweiten Vor⸗ 
ſchuß nachſucht, darf derſelbe ohne Bewilligung der Bürgen der 
frühern Schuld nicht gewährt werden. 

Den Bürgen, welche die Schuld eines Vorſchuß-Empfängers 
aus ihren Mitteln zahlen, oder als Selbſtſchuldner übernehmen, 
wird dabei der Vortheil zugeſichert, daß ihnen in allen Fällen 
die ſowohl auf das Conto des urſprünglichen Schuldners, als 
ihr eigenes aufgelaufenen Vorzugs- und andere Zinſen nur nach 
5 Procent auf das Jahr berechnet werden. 

Beſchwerden über abgewieſene Vorſchußgeſuche gehören vor 
die nächſte General-Verſammlung. 


Erlangung und Endigung der Mitgliedſchaft. 


§. 12. Erworben wird die Mitgliedſchaft durch Aufnahme 
in den Bonner Credit-Verein und Unterſchrift dieſer Statuten. 

Verloren wird die Mitgliedſchaft bei Nichterfüllung der ſtatu— 
tenmäßigen Verpflichtungen oder wer es wegen Rückzahlung 
der erhaltenen Darlehen zur gerichtlichen Klage kommen läßt. 

Ebenſo hört die Mitgliedſchaft durch den Tod und nach 
ſchriftlicher Kündigung beim Ausſchuſſe mit dem erſten Tage 
des demnächſt folgenden Monates auf. 

Uebrigens kann ein ausſcheidendes Mitglied — oder an 
deſſen Stelle ſeine Erben — nur den vollſtändigen Betrag der 
von ihm eingelegten Monatsbeiträge reſp. die einmaligen Ein⸗ 
lagen und ihm bereits gutgeſchriebenen Dividende, ſonſt aber 
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feinen Antheil an dem Geſellſchaftsvermögen, namentlich nicht 
an dem Reſervefond oder an der Dividende des laufenden Zah: 
res fordern. 

Dagegen darf der Ausſcheidende fordern, daß er binnen 
Jahresfriſt von der während feiner Mitgliedſchaft eingegange- 
nen Mitverhaftung gegen die Geſellſchaftsgläubiger befreit werde. 
Dieſem Verlangen kann ſich der Verein, bei etwaigem ſchlechten 
Stande des Geſellſchaftsvermögens, nur durch ſofortige Liqui⸗ 
dation der Paſſiva, nach Befinden durch ſeine Auflöſung ent⸗ 
1 welchenfalls der Ausgeſchiedene für die während ſeiner 

itgliedſchaft, jedoch nur bis zur Einreichung der Kündigung, 
eingegangenen Verpflichtungen, ſoweit das Vereins-Vermögen 
dazu nicht ausreicht, antheilig noch mit aufkommen muß. 

Eine Einmiſchung in die Vereins = Angelegenheiten ſteht 
jedoch dem Ausgeſchiedenen vom Tage ſeines Austritts unter 
keinem Vorwande zu, vielmehr kann er nur Abſchrift des letzten 
monatlichen Kaſſenabſchluſſes mit einer allgemeinen Ueberſicht 
der Aktiva und Paſſiva der Geſellſchaft verlangen. 


Ehren mitgliedſchaft. 


§. 13. Der Ausſchuß kann diejenigen Perſonen, welche der 
Vereinskaſſe ein zinsfreies Darlehn von 10 Thlr. überlaſſen zu 
Ehrenmitglieder aufnehmen. Dieſelben bleiben ſo lange 
Ehrenmitglieder als ſie dieſes Darlehn der Kaſſe laſſen. 

Dieſelben haben das Stimmrecht in allen Vereins-Angelegen⸗ 
heiten und ſind in den Vorſtand und Ausſchuß wählbar und 
gm die Verpflichtung dem gegenwärtigen Statut, fo wie den 

e und dem Jutereſſe der Geſellſchaft nicht zuwider zu 
handeln. 


Auflöſung des Vereins. 


§. 14. Die Beſtimmung F. 3, wonach zu allen Vereins⸗ 
Beſchlüſſen die Stimmenmehrheit der in den Verſammlungen 
Anweſenden genügt, erleidet nur bei Auflöſung des Vereins 
eine Ausnahme dahin, a 
daß einem die Auflöſung ausſprechenden Beſchluſſe zwei 
Dritttheile der odentlichen Vereinsmitglieder beiſtimmen 
müſſen, wenn er gültig ſein ſoll. EN, 
Den Ehrenmitgliedern ſteht eine Stimme hierbei über: 
haupt nicht zu. . 5 
Den eigentlichen Vereinsgläubigern gegenüber ſind die Mit⸗ 
glieder erſt, wenn nach Aufopferung des Reſervefonds und Gut⸗ 
habens noch Schulden zu decken bleiben, mit ihrem ſonſtigen 
Vermögen, und zwar ſolidariſch verhaftet. 
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Ausſchluß proceſſualiſcher Weiterungen. 
§. 15. Für den Fall, daß über den Inhalt und Sinn die⸗ 
ſes Statuts, ſowie der Vereins⸗Beſchlüſſe unter den Mitgliedern 
Streit entſteht, wird derſelbe ſtets in den General-Verſammlun⸗ 
gen durch Geſellſchaftsbeſchluß endgültig entſchieden, und ſteht 
keinem Mitgliede irgend eine Weiterung oder Ausſtellung da— 
egen, namentlich nicht die Berufung auf den Rechtsweg zu, 
indem jede gerichtliche Einmiſchung und proceſſualiſche Erörte— 
rung hierüber durchaus ausgeſchloſſen wird. 
| Abänderung dieſes Statuts. 
§. 16. Die General-Verſammlung beſchließt über Abände⸗ 
rungen und Ergänzungen dieſes Statutes, wenn dieſelben bei 
der Einladung zur General-Verſammlung den Mitgliedern be⸗ 
kannt gemacht worden ſind, mit der Mehrheit von zwei Drittel 
der Stimmen. 


Angenommen Bonn, den 15. Auguſt 1861. 


Alſo ausgefertigt und unterſchrieben in ſo vielen Exemplaren 
als Mitglieder dem Vereine beigetreten ſind, und jedem Mit⸗ 
gliede ein vollzogenes Exemplar eingehändigt. 


Bonn, den 1. October 1861. 


Vorſtandsmitglieder: 
1. Präſident: Thilmany. | 3. Secretär: Georgi jun. 


2. Vice⸗Präſident: Holtbuer. 4. Rendant: Lankow. 
Ausſchußmitglieder: 

1. v. Dechen. 6. Zacher, Schuhmacher. 

2. Stomps, Schreinermeifter. | 7. Brie de, Färber. 

3. Ertel, Schuhmacher. 8. Heinen, Pumpenmacher. 

4. Hittorf sen., Klempner. 9. Seidel, Schmiedemeiſter. 

5. Schugt, Sattler. 


Bote: 
Armaneit, Maargaſſe Nro. 404. 


Anhang und Aenderung 
des 
Statuts 


des 
Bonner Eredil- Vereins. 
gaut Beſchluß der General-Verſammlung vom 16. April 1863. 


Der Abſatz 2 iſt alſo zu faſſen: 

Die ſpezielle Verwaltung überträgt er einem Ausſchuſſe, be: 
ſtehend aus einem Präſidenten, einem Vice-Präſidenten, einem 
Kaſſirer, einem Schriftführer und neun Beiſitzern, welcher die 
laufenden Geſchäfte beſorgt und dabei für Beobachtung dieſes 
Statuts und der zu faſſenden Vereins-Beſchlüſſe dem Vereine 
verantwortlich iſt. 


Bonn, gedruckt bei J. F. Carthaus. 


ar 
Statat 
Nindvieh⸗Sterbe⸗Kaſſe 


für 
= 


die Gemeinde Rhynern. 


Gedruckt bei F. W. Rubens in Unna. 


$ 1. | 
Der Zweck der Geſellſchaft ift gegenſeitige Verſiche⸗ 
rung des Rindviehes. g 


| F. 2. 

Nur geſundes Rindvieh wird zur Verficherung ange⸗ 
nommen, worüber die mit der Abſchätzung deſſelben be⸗ 
auftragten beiden Mitglieder des Vorſtandes endgültig 
entſcheiden. 


5. 3. 

Die Anmeldung des bei der Kaſſe zu verſichernden 
Viehes muſz bei einem Mitgliede des Vorſtandes erfolgen. 
Zwei der Vorſtandsmitglieder ſchätzen das angemeldete 
Vieh, wenn ſie es für geſund halten, ab, tragen es in 
das Hauptbuch der Geſellſchaft ein, und verſehen es mit 
dem Brandzeichen der Geſellſchaft „V. S. G. R.“ am rech⸗ 
ten Horn. 


F. 4. 

Die Taxe muß dem wirklichen Werthe des Viehes 
entſprechen, die Haut wird jedoch nicht mit geſchätzt. 
Einigen ſich die Taxatoren über den Werth nicht, dann 
wird der Durchſchnittsſatz beider Taxen angenommen. 
Mit der Taxe mußz der Eigenthümer zufrieden ſein, oder 
aus dem Verein ſcheiden. 
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F. 5. 

Die Verſicherung erfolgt 8 Tage nach erfolgtem, von 
den Taxatoren zu beſcheinigenden Eintritt. Jeder dem 
Verein Beitretende muß mit den Statuten bekannt ge⸗ 
macht werden und dieſe unterſchreiben. 


F. 6. 

Von jedem Stück Rindvieh werden 5 Sgr. Eintritts⸗ 
geld zur Vereinskaſſe gezahlt. Bei etwaigem Wechſel durch 
Verkauf und Ankauf, Tauſch ꝛc., wird ein Eintrittsgeld 
nicht entrichtet; nur dann, wenn durch Krepiren eines ver⸗ 
ſicherten Stückes Vieh ein Wechſel eintritt, muß erneut 
das Eintrittsgeld gezahlt werden. 


” F. 7. 

Zu den Koſten der Entſchädigung für gefallenes Vieh 
und allen ſonſtigen, aus dem Einſchreibegelde nicht zu be⸗ 
ſtreitenden, Ausgaben, haben die Vereinsmitglieder, nach 
Verhältniß der Verſicherungsſummen, 8 Tage nach erhal⸗ 
tener Aufforderung, den Beitrag an den Rendanten des 
Vereins zu entrichten. Säumige Zahler werden gegen 
1 Sgr. Gebühren angemahnt, und nach Ablauf von wei— 
teren 8 Tagen bei Gericht eingeklagt, können auch vom 
Vorſtande aus dem Verein entlaſſen werden, ohne daßz 
ihnen dann ein Anſpruch an das Vermögen des Vereins 
zuſteht. 


F. 8. 
Den etwaigen Abgang eines verſicherten Stück Viehes 
durch Verkauf ꝛc. ift der Eigenthümer einem der Vorſtands⸗ 
mitglieder binnen 3 Tagen anzuzeigen verpflichtet. 


9. 
Es wird ein beſonderer Arzt für den Verein durch 
den Vorſtand beſtellt, der bei allen Krankheiten des ver- 
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ficherten Viehes zuzuziehen iſt, und deſſen Anordnungen 

zu befolgen ſind. Andere als von demſelben verordnete 

Arzneimittel dürfen dem erkrankten Vieh nicht gereicht werden. 
$. 10. . 

Erkrankt ein Stück Vieh, jo muß der Eigenthümer 

deſſelben den Arzt des Vereins ſofort zu Hülfe rufen, und 

daß dies geſchehen iſt, bei eintretendem Todesfalle nachweiſen. 


| §. 11. 

Das bei der gegenwärtigen Kaſſe verſicherte Vieh darf 
nicht noch anderweit bei einer Aſſecuranz verſichert ſein. 
Iſt dieſes dennoch geſchehen, ſo hat der Verſicherer den 
Anſpruch auf Entſchädigung verwirkt. Liegt jedoch der 
Fall vor, daſz Jemand das bei gegenwärtiger Kaſſe ver— 
ſicherte Vieh auch gleichzeitig bei einer Feuer-Verſicherungs— 
Geſellſchaft gegen Brandſchaden verſichert hat, und der 
Eigenthümer aus dieſer Kaſſe in vorkommenden Fällen 
nicht eine nach §. 4 ermittelte Entſchädigung empfinge, 
ſo ſoll derſelbe aus dieſer Kaſſe completirt werden, wenn 
ſonſt der Zahlung kein ſtatutenwidriges Hinderniſz ent⸗ 
gegen ſteht. 


5. 12. 

Bei allen Todesfällen muſz der Eigenthümer einem 
Mitgliede des Vorſtandes ſofort Anzeige machen. Der 
Vorſtand muß das gefallene Vieh innerhalb 12 Stunden 
nach der Meldung beſichtigen, und die erforderlichen An— 
ordnungen treffen. Bevor dieſes geſchehen iſt, darf das 
gefallene Vieh nicht bei Seite geſchafft werden. Es ge- 
nügt, wenn hierbei drei Mitglieder des Vorſtandes an⸗ 
weſend ſind. 


§. 13. 
Der Verein leiſtet dem Verſicherer die nach §. 4 feſt⸗ 
zuſtellende Entſchädigung für jeden unverſchuldeten 
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Verluſt des bei der Kaſſe verſicherten Rindviehes, wobei 
es keinen Unterſchied macht, ob der Verluſt durch Ber- 
wahrloſung oder überhaupt durch Schuld des Eigenthü— 
mers oder ſeiner Angehörigen entſtanden iſt, weil für ver— 
ſchuldete Verluſte keine Entſchädigung gewährt wird. 

Iſt der Tod eines Stück Rindviehes in Folge des Hütens 
auf jungem Klee eingetreten, dann wird die Hälfte der 
Verſicherungsſumme gewährt, welche bis auf ¼ erhöht 
werden kann, wenn ſich noch ein ſonſtiger Fehler bei dem 
gefallenen Vieh ergiebt, der den Tod gefördert hat. 

In allen dieſen Fällen entſcheidet der Vorſtand, wo— 
von wenigſtens drei Mitglieder anweſend ſein müſſen, nach 
Anhörung des Vereinsarztes. Gegen dieſe Entſcheidung 
kann der Verſicherte auf ein Gutachten des Kreisthierarztes 
antragen, deſſen Ausſpruch für beide Theile bindend iſt. 
Hebt dieſer Ausſpruch die Enſcheidung des Vorſtandes auf, 

ſo wird der Kreisthierarzt vom Verein, ſonſt von dem 
Eigenthümer des gefallenen Stück Viehes bezahlt. 


$. 14. 

Im Fall ein beſchädigtes Stück Vieh nach Anwei— 
ſung des Vereinsarztes oder eines Vorſtandsmitgliedes ges 
ſchlachtet werden mußz, ſoll das Fleiſch, wenn es noch ge— 
nieſzbar iſt, zum Vortheil der Kaſſe verkauft werden. 


9159. 

Für gefallenes Vieh tritt keine Entſchädigung ein, 
wenn durch allgemeine Rinderpeſt der Tod deſſelben her— 
beigeführt oder daſſelbe durch Krieg, Aufruhr ꝛc., gewalt— 
ſam getödtet wird. 


$. 16. 
Nur dem urſprünglichen Verſicherer wird Entſchädigung 
für das verſicherte Stück Rindvieh geleiſtet, und fällt die⸗ 
ſelbe fort, ſobald ſolches in den Beſitz eines Anderen über— 
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geht. Ausgenommen find folche Fälle, wo das Vieh durch 
Erbſchaft ohne Stallwechſel übergeht. 


$. 17. 
Späteſtens 4 Wochen, nachdem der Tod des betref— 
fenden Thieres vorſchriftsmäſzig conftatirt worden, wird 
die Verſicherungsſumme dem Verſicherer gezahlt. 


$. 18. 
Der Arzt des Vereins wird, wenn das erkrankte Vieh 
krepirt, vom Verein, wenn es wieder geſund wird, vom 
Eigenthümer bezahlt. 


$. 19. 

Jedes verſicherte Thier wird nach Vorschrift des 8. 4 
bei der Anmeldung und jährlich im Monat December 
taxirt, und ſo die Verſicherungsſumme ermittelt und feſt⸗ 
geſtellt. Dem Vorſtande ſteht es aufzerdem frei, zu jeder 
Zeit, insbeſondere beim Sinken der Viehpreiſe, eine ander— 
weite Taxation vorzunehmen, und gelten in ſolchen Fällen 
die dann ermittelten Werthſummen als Verſicherungs⸗ 
Kapital. 


$. 20. 
Der Austritt aus der Geſellſchaft ſteht Jedem nach 
erfolgter Anmeldung beim Vorſtande frei, und tritt 8 Tage 
nach der Abmeldung ein. | | 


$. 21. 

Die Verwaltung der Angelegenheiten des Vereins bes 
ſorgt der Vorſtand, welcher aus fünf Mitgliedern beſteht. 
Der Vorſtand wird von und aus den Mitgliedern des 
Vereins nach einfacher Stimmenmehrheit gewählt, alle zwei 
Jahre ſcheidet die Hälfte, nach Ablauf der erſten beiden 
Jahre, drei Mitglieder durch's Loos aus, die Ausgeſchie— 
denen ſind wieder wählbar. | 


| 


SEEN 


$. 22. 

Die Vorſtandsmitglieder wählen aus ihrer Mitte den 
Vorſitzenden und den Rendanten. Sie verwalten ihr Amt 
unentgeldlich, nur baare Auslagen für Papier ꝛc. werden 
erſtattet. | 


$. 23. 

Der Vorſtand verwaltet alle gemeinſame Angelegen— 
heiten des Vereins, ſorgt für die ſichere Unterbringung der 
Gelder, vertritt die Rechte der Geſellſchaft ſowohl nach 
Auſzen als auch gegen die einzelnen Mitglieder vor Ge— 
richt, und kann zu dem Ende einen Subſtituten ernennen. 


§. 24. 

Alljährlich, am 31. December, findet eine General« 
Verſammlung ſtatt. Der Rendant hat dann die Rechnung 
zur Abnahme vorzulegen. Wer nicht erſcheint, unterwirft 
ſich den, nach einfacher Stimmenmehrheit zu faſſenden, 
Beſchlüſſen der Anweſenden. 


§. 25. 

Eine vom Vorſtande zu beſtellende Perſon, die das 
Anmahnen der Reſtanten, Botengänge u. ſ. w. beſorgt, 
wird aus der Vereinskaſſe honorirt, ſoweit die für Mah⸗ 
nungen eingehenden Gelder nicht hinreichen. 


a $. 26. 

Dem Vorſteher der Gemeinde Rhynern ſteht das 
Recht zu, den Verſammlungen des Vereins und des Vor— 
ſtandes beizuwohnen, und die Papiere, Kaſſe und Rech- 
nungen des Vereins jederzeit zu revidiren. 

Der Vorſtand des Vereins iſt verpflichtet, von jeder 
Verſammlung des Vereins und von jeder Vorſtandsſitzung 
dem Gemeindevorſteher vorher Anzeige zu machen. 


W. 
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§. 27. 

Abänderuugen dieſes Statuts können nur durch einen 
Beſchluſßz der General-Verſammlung unter Genehmigung 
der betreffenden Landesbehörde erfolgen. Die gänzliche 
Auflöſung der Geſellſchaft muß aber mindeſtens durch zwei 
Dritttheile aller Mitglieder beſchloſſen werden. 

Rhynern, den 29. September 1856. 


Der Vorſtand | 
A 5 Rindvieh-Sterbe⸗Kaſſer 


Alteſchmidt. Schumacher. Linnebanck. Köſter. 
Plümpe. 


Daſz die vorſtehend unterzeichneten Perſonen den 
Vorſtand der Rindvieh-Sterbe-Kaſſe bilden, wird hiermit 
atteſtirt. 


Rhynern, den 29. September 1856. 


Der Amtmann 
Enters. 


Vorſtehendes Statut für die Rindvieh⸗ e Sol 
zu Rhynern wird hiermit genehmigt. 


Münſter, den 5. November 1856. 


Der Ober⸗Präſident von Weſtfalen: 
v. Dücsberg. 
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Statut 


5 Hubbelrather | 
Süchte Verfopetangs- Geſtlſcaſ. 
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b §. 1. Die Geſellſ Halt beruht auf Gegenſeitigkeit, 
| und. die Mitglieder verſichern ſich wechſelſeitig das auf 
ihren Gütern gewachſene in der Scheune oder auf 
Schobern (Bärme) befindliche Getraide, Stroh, Wieſen⸗ 
und Kleeheu gegen Brandſchaden. 
§. 2. Die Geſellſchaft iſt für die Bürgermeiſterei 
0 belrath gegründet, der Vorſtand derſelben aber 
beftihtigt, nach feinem Ermeſſen Landwirthe der be— 
nachbarten Gemeinden aufzunebmen. 
de 3. Der Verſicherungskteis wird von ſämmt— 
ichen Geſellſchafts⸗ Mitgliedern in mehrere Bezirke 
eingetheilt, dieſelben wählen für jeden Bezirk aus der 
Zahl der Mitglieder ein Vorſtands-Mitglied, ſo wie 
einen Stellvertreter mit einfacher nue. 
und dieſe Vorſtands-Mitglieder (im Falle der Ver 
binderung deren 1 Stellvertreter) bilden 1 
Vorſtand. 
§. 4. Der Vorſtand wählt aus ſeiner Mitte einen 
Vorſitzenden und ohne Beſchränkung einen Buchführer. 
ni §. 5. Der Vorſitzende beruft und leitet die Ver— 
ſammlungen des Vorſtandes; er muß wenigſtens zwei— 
mal jährlich eine Verſammlung berufen, und außerdem 
ſo oft als zwei Vorſtands⸗Mitglieder darauf autragen. 


BE 

$. 6. Wenn auf den Antrag von zwei Vorftands: 
Mitgliedern der Vorſitzende nicht binnen zehn Tagen 
eine Verſammlung beruft, ſo können dieſe ſelbſt eine 
Vorſtands-Verſammlung gültig berufen. i 

$. 7. Eine Verſammlung des Vorſtandes iſt nur 
dann beſchlußfähig, wenn zwei Drittel ſämmtlicher 
Vorſtands⸗Mitglieder (einſchließlich der Stellvertreter 
für die Fehlenden) gegenwärtig ſind. 

§. 8. Die Beſchlüſſe werden durch einfache 
Stimmenmehrheit gefaßt, und bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

F. 9. Der Buchführer hat bei der Vorſtands— 
Verſammlung das Protokoll zu führen; die Eintragun⸗ 
gen und Löſchungen zu beſorgen; bei vorkommendem 
Brande die Hebeliſten und Lieferzettel zu fertigen, 


die Bücher zu führen und die Correſpondenz zu be⸗ 


ſorgen; alles unter Aufſicht und nach Anordnung des 
Vorſtandes und unter Controlle der Polizei-Behörde. 


§. 10. Die Creszens eines Gutes wird nr als 


Ganzes verſichert und eine theilweiſe Verſicherung iſt 
unzuläſſig. 

§. 11. Die Verſicherung geſchieht von jedem 
Gute in der Regel nach folgenden Sätzen ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Beſtellung des Landes, indem ſowohl bei 
Verſicherung als Entſchädigung nicht die wirklich ge⸗ 
zogenen Früchte, ſondern der nachſtehend in beſtiamten 


Fruchtgattungen angegebene wahrſcheinliche Ertrag des 


Gutes maßgebend iſt. 

§. 12. Von jedem Morgen Ackerland des Gutes 
werden in der Regel verſichert: hundert zwölf Zoll— 
Pfund Roggen, hundert ſechs und zwanzig Zoll⸗Pfund 


„ 


Weizen, hundert vierzig Zoll⸗Pfund Hafer und tauſend 


Zoll⸗Pfund Stroh; ferner von jedem Morgen Wieſe 
des Gutes zweitauſend fünfhundert Zoll⸗Pfund Mai⸗ 
heu und zwölfhundert Zoll⸗Pfund Grummet. 
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F. 13. Jeder Betheiligte kann auf ausdrücklichen 
Antrag weniger als vorbemerkt, aber nicht mehr ver⸗ 
ſichern. 

§. 14. Wenn jedoch ein bereits Verſicherter im 
Herbſte oder im Fruhjahre feine planmäßig mit Raps 
beſtellte Gewanne wegen Verkümmerung deſſelben ganz 
oder theilweiſe umackern muß, ſo kann er für die im 
laufenden J ihre auf dieſer Gewaune außerordentlicher⸗ 
weiſe zu ziehenden Halmfrüchte nebſt Stroh in die 
Verſicherung aufgenommen werden. 

Er muß zu dieſem Zwecke von ſeinem Bezirks⸗ 
Vorſtande ſich ein Atteſt darüber verſchaffen, wie groß 
das umgeackerte Stück, mit welcher Fruchtgattung das⸗ 
ſelbe beſtellt und wie hoch der zu erwartende und zu 
verſichernde mittlere Ertrag deſſelben iſt; dieſes Atteſt 
dem Buchführer vorlegen und wie unten angegeben 
eintragen laſſen. 

8. 15. Dieſes umgeackerte Stück darf nur mit 
Roggen, Weizen, Hafer, Gerſte, Buchweizen oder Erbſen 
beſtellt werden, und die letztern drei Fruchtgattungen 
werden gleich wie Roggen verſichert und entſchädigt. 

§. 16. Bei einem Brandunglücke geſchieht die 

Entſchädigung, nicht in Geld, Nan in natura und 
zwar in e Art: 

A. In Getreide. 

N Bom erſten Auguſt bis letzten Seplember das 
ganze im $. 12 beſtimmte Fruchtquantum; im Oktober 
fieben Achtel deſſelben, im November ſechs Achtel, im 
Dezember fünf Achtel, im Januar vier Achtel, im 
Februar drei Achtel, im März zwei Achtel, im April 
ein Achtel; im Mai, Juni und Juli findet keine Körner⸗ 
Vergütung ſtatt. 

B. In Stroh. 


Die Vergütung beginnt mit dem erſten Auguſt 
und wird das ganze Jahr hindurch mit 0 ein 
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Zwölftel Abzug geleiftet. — Sie muß in gleichen 3 
in Roggen-, Weizen- und Hafer⸗Stroh geſchehen. 


C. In Klee: und Wieſen⸗ Heu. 

Die Vergütung beginnt gleich nach erfolgtem Ein- 
ſcheunen und wird das ganze Jahr hindurch mit mo- 
natlich ein Zwölftel Abzug geleitet. 5 

§. 17. Wenn ein großer Theil der Früchte vor 
dem erſten Auguſt eingeſcheunt iſt (wobei aber auf 
Raps keine Rückſicht genommen wird), ſo ſoll auch 
hierfür eine billige Veröltung vom Vorſtande bewilligt 
werden können. 

§. 18. Sollte ein Brand nach dem Einſchennen 
einer oder zweier Fruchtgattungen oder eines Theils 
einer Fruchtgattung eintreten, ſo wird die Vergütung 
auch nur für die eingeſcheunte Frucht berechnet, und 
erſt nach gänzlicher Unterbringung der Frucht kann der 
volle vorbeſtimmte Erſatz beanſprucht werden. 

§. 19. Die Entſchädigung ſoll nur Erfatz leiſten, 
aber keinen Gewinn gewähren, der Vorſtand iſt deshalb 
berechtigt, falls er beweiſt, daß der Schaden geringer 
als der Normalſatz war, nur den wirklichen Schaden 
zu vergüten; — den Erſatz eines hoͤhern Schadens 
als der normalmäßige kann der Verſicherte ſelbſt dann 
nicht beanſpruchen, wenn er ihn beweiſen kann. 

en beim Brande etwa gerettete unge⸗ 
droſchene Frucht, Stroh und Heu gehört der Geſell⸗ 
ſchaft, ſie kann es dem Verſicherten durch freundſchaft⸗ 
liche Uebereinkunft gegen Abzug auf die Enkſchäbigung 


an Zu 
Wer Frucht in Schobern Bärnien) ſetzt, 
muß dieses binnen ſieben Tagen nach Setzung derſelben 
beim Buchführer anzeigen und erklären, welche Frucht 
und wie viel derſelben jeder Schober enthält. 
S8. 22. Verbrennt der Schober vor Ablauf dieſer 
ſieben Tage oder nach gemachter Anzeige, ſo wird das 
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im Sgober Verbrannte Vergüter, wenn nach Ablauf 
der Friſt der Schober verbrennt, ſo findet keine Ver— 
gütung dafür ſtatt, wenn er nicht angemeldet war. 

F. 23. Wenn die Frucht in der Scheune ver: 
brennt, und jene im Schober gerettet wird, ſo wird 
dieſe (mag der Schober angezeigt ſein oder nicht) von 
der Entſchäoigung abgezogen. 

8. 24. Gerſte und Erbſen werden dem Roggen 
gleich gehalten und in Roggen vergütet. 

$. 25. Schober verſchiedener Fruchtgattungen 
müſſen fünfzig Schritte von einander entfernt geſetzt 
werden und alle Schober müſſen fünfzig Schritte von 
jedem Gebäude entfernt ſein. 

F. 26. Der Eintritt in die Geſellſchaft ſteht zu 
jeder Zeit frei; wer einmal Mitglied iſt, bleibt es bis 
zum ausdrücklichen Austritte, und das verſicherte Quan⸗ 
tum bleibt 1 bis zu einer antkdrücllcher Ab⸗ 
änderung.“ 

FS. 27. Wer in die Verſicherung eintreten will, 
hat ſeinem Bezirks-Vorſtande die Größe des Gutes 
und das zu verſichernde Quantum anzugeben, erhält 
hierüber, falls Nichts gegen ſeinen Antrag zu erinnern, 
von dieſem ein Atteſt, welches er dem Buchführer ein⸗ 
zuhändigen hat. Dieſer ſtellt ein Duplicat des An⸗ 
trages der Orts⸗Polizei zu. — Sobald von dieſer die 
Erklärung eingegangen iſt, daß gegen die Aushändi— 
gung des Verſicherungs-⸗Scheines an den Verſicherungs⸗ 
nehmer in polizeilicher Hinſicht nichts zu erinnern iſt, 
übergibt der Buchhalter dem Aufzunehmenden die 
Beſcheinigung über ſeine Verſicherung und läßt ihn die 
Statuten unterſchreiben.“ Mit dieſer Unterſchrift be— 
ginnt die Verſicherung. 

8. 28. Wer aus dem Kreiſe der Geſellſchaft 
wegzieht, hat dies ſeinem Bezirks-Vorſtande und dem 
Buchführer zum Zwecke der Löſchung anzuzeigen. 
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Wer dies unterläßt, hat nicht nur bei vorkom⸗ 
mendem Brandunglücke ſeinen ratirlichen Antheil izu 
tragen, ſondern auch eine Strafe von zwei Thalern 
an die Geſellſchaft zu zahlen und verliert jeden Ans 
ſpruch auf Entſchädigung an die Geſellſchaft. 

Jeder Austretende hat feine Austritts-Erklärung 
im Hauptbuche der Geſellſchaft eigenhändig zu unter 
zeichnen, und ſobald dies geſchehen, iſt er nicht mebr 
Mitglied der Geſellſchaft, muß aber ſelbſtredend zu 
etwaigen noch nicht regulirten, früher eingetretenen 
Schäden beitragen. | 

§. 29. Wer Betrug gegen die Geſellſchaft übt, 
oder etwas zu deren Nachtheile unternimmt, wird aus 
der Geſellſchaft ausgeſchloſſen und hat außerdem die 
geſetzliche Strafe verwirkt. 5 

F. 30. Jede Beſitz⸗Veränderung muß dem Bes 
zirks⸗Vorſtande und dem Buchführer angezeigt werden, 
und Letzterer hat hiervon Mittheilung an die Orts⸗ 
Behörde zu machen. 

§. 31. Die Verſicherungsſätze aller, welche Hagel⸗ 
ſchlag erleiden, werden für das betreffende Jahr nach 
Verhältniß des Hagelſchadens vermindert. Sind ſie 
gegen Hagelſchaden verſichert, ſo geſchieht die Ver⸗ 
minderung nach Verhältniß des von der Schätzungs⸗ 
Commiſſion feſtgeſtellten Hagelſchadens, ſind ſie nicht 
gegen Hagel verſichert, ſo wird der eingetretene Hagel⸗ 
ſchaden von dem Vorſtande ermittelt. 

§. 32. Ein eingetretener Feuerſchaden muß binnen 
vier und zwanzig Stunden dem Bezirks⸗Vorſtande an⸗ 
gezeigt werden, iſt dieſer ſelbſt dadurch betroffen, ſo 
muß er in derſelben Friſt dem zunächſt wohnenden 
Bezirks⸗Vorſtande Anzeige machen. 

§. 33. Der Bezirks⸗Vorſtand hat ſich an Ort 
und Stelle vom Schaden zu überzeugen und den Buch⸗ 
führer davon in Kenntniß zu ſetzen. Dieſer hat ſodann 
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die Hebeliſten anzufertigen und dieſelben dem verſam⸗ 
melten Vorſtande zur Prüfung und Genehmigung 


e de 
F. Iſt die dem Beſchädigten gebührende 
emden feſtgeſtellt und zur Zahlung reſp. 
Lieferung bereit, ſo wird die Orts ⸗Polizei⸗ Behörde 
durch den Vorſtand oder den Buchhalter davon in 
Kenntniß geſetzt. Die Zahlung reſp. Lieferung darf 
aber erſt dann erfolgen, wenn Seitens der ‘Bolizeis 
Behörde binnen acht Tagen dagegen keinen Einſpruch 
erhoben worden iſt. 
§. 35. Jeder muß ſein zu lieferndes Quantum 
in natura innerhalb vier Wochen nach Vertheilung der 
Lieferzettel (wenn vom Beſchädigten kein längerer Aus⸗ 
ſtand gewährt wird) in deſſen Wohnung abliefern. 
Wird es begehrt, ſo muß ein Vorſtands⸗Mitglied bei 
der Ablieferung zugegen ſein. 
§. 36. Iſt die ganze Lieferung reſp. Zahlung 
beendet, ſo hat der Beſchädigte innerhalb acht Tagen 
darüber eine Hauptquittung in das Hauptbuch des Se- 
eretariats der Geſellſchaft einzuſchreiben. Wer dieſes 
unterläßt, zahlt zwei Thaler Strafe an die Geſellſchaft. 
$. 37. Für jede Eintragung, jo wie auch für 
die Löſchung beim Austritte erhält der Buchhalter 
8 von 1 bis 10 Morgen 4 Sgr., 
„ 10 „ 30 „ 6 „ 
IL 30 77 50 7 10 II 
„ 30 „ 70 * i2. 4 
„ 70 „ 100 15 
‚ 100 Morgen und darüber 20 Sgr. 
Bei Abänderungen nur die Hälfte. 
Die Vorflands- Mitglieder verrichten dagegen alle 
ihre Functionen unentgeldlich. 
F. 38. Die dem Beſchaͤdigten zukommende Ent— 
ſchädigung wird um einen Körnerbetrag im Werthe von 


Tl ; 
acht Thalern erhöht, und derſele hat hierfür 0 
Thaler an den Buch führer als Vergütung für das 
Anfertigen der Hebeliſte und der Lieferzettel zu zahlen. 
§. 39. Jeder Verſicherte darf die Entſchädigungs⸗ 
frucht ſo liefern, wie er ſie ſelbſt gezogen hat, jedoch 
nicht unter mittlerer Qualität ſeiner eigenen Frucht. 
„ „ 0. Beſchädigte muß nach Verhältniß 
ſeiner Verſicherungsſumme au ft einer eigenen Entſchä⸗ 
digung 8 beitragen. v 
8. Zu Abänderungen des vorſtehenden Sta⸗ 
tuts i dis Genehmigung des Königlichen Ober⸗ 
Präſidiums erforderlich. 


ab geſgg ihn den. wit Auguſt 1860, 
Der Borſtand. 
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S. 1. Die Geſelſchaft . nt Degenfeitigfeit, 
und die Mitglieder verſichern ſich wechſelſeitig nach 
Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmurgen ihre Mo⸗ 
bilien ec Feuersgefahr. 

§. 2. Die für die Früchte⸗Verſicherung gewähl⸗ 
ten Wesſtups⸗ Mitglieder bilden zugleich den Vorſtand 
der Mobiliar⸗Verſicherung; ebenſo verſieht der für die 
Früchte ⸗Verſicherung ernannte Buchführer auch den 
Dienſt bei der Mobiliar-Verſicherung. 

F. 3. Aufgenommen in die Mobiliar⸗Verſicherung 
können nur werden: f 
a) alle Diejenigen, welche Mitglieder der Früchte⸗ 

Verſicherung ſind, und 
b) Diejenigen, welche keine Landwirthe ſind; aber 
im Kreiſe der Geſellſchaft wohnen. ji 
§. 4. Es können nicht aufgenommen werden: 
a) diejenigen Landwirthe, die nicht Müglteden der 
Früchte⸗Verſicherung ſind, und 
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b) Dieſenigen, welche bei einer andern Geſellſchaft 
ihr Mobiliar ganz oder theilweiſe verſichert haben. 
§. 5. Es können verſichert werden: 
a) Pferde, Kühe, Rinder, Schweine und Ziegen; 
b) alles Acker-, Feld» und Handthierungs⸗Geſchirr; 
e) alle Hausmobilien ohne Ausnahme; 
d) alle VBorräthe, Fleiſch und Lebensmittel, welche 
zum Hausbedarf beſtimmt ſind. 
§. 6. Es können nicht verſichert werden: Geld, 
Gold, Silber, Dokumente, Gemälde; ferner Brannt⸗ 
wein, Flachs, Hanf, Pulver und alle Gegenſtände, 
welche gekauft werden, um wieder verkauft zu werden. 
§. 7. Von den verſicherten Gegeaſtänden iſt ein 
vollſtändiges Verzeichniß (Inventar) in duplo bei dem 
betreffenden Bezirks⸗Vorſtande einzureichen. 
§. 8. Die in dieſem Verzeichniſſe angeführten 
Gegenſtände müſſen nach ihrem allgemeinen Werthe 
zur Zeit der Verſicherungs nahme taxirt ſein. 
§. 9. Der Bezirks-Vorſtand übermacht dieſe Ver: 
zeichniſſe dem Buchhalter, welcher das Duplicat der 
betreffenden Orts⸗Polizei zur Genehmigung einreicht. 
Nachdem dteſe Genehmigung erfolgt, wird der 
Verſicherungsſuchende mit der betreffenden Summe ein⸗ 
geſchrieben. Demnächſt übergibt der Buchhalter eines 
der beiden Exemplare des Inventars, verſeben mit der 
Beſcheinigung des Bezirks-Vorſtandes und ſeinem 
Eintragungs⸗ Vermerke dem Verſicherungsnehmer als 
Polize zurück. Dieſer unterzeichnet nun die Statuten, 
und tritt mit dieſem Augenblicke in alle Rechte und 
Pflichten eines Mitgliedes. 
§. 10. Sollte die Orts⸗Polizei oder der Vorſtand 
der Geſellſchaft finden, daß Sachen über ihren allge» 
meinen Werth geſchätzt, oder daß mehr Gegenſtände 
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angegeben ſind, als der Verſicherte wirklich beſitzt, ſo 
ſoll deshalb eine Unterſuchung angeordnet werden. 

§. 11. Bricht bei einem Verſicherten Feuer aus, 
ſo hat nicht nur dieſer ſelbſt, ſondern auch alle bei dem 
Brande anweſenden Mitglieder der Geſellſchaft die 
Pflicht, ſo viel als möglich zu retten und das Gerettete 
in Sicherheit zu bringen. 

§. 12. Innerhalb vier und zwanzig Stunden nach 
dem Brande hat der Verſicherte dem Bezirks-Vorſtande 
Anzeige zu machen. Dieſer hat ſich ſofort mit einem 
zweiten Vorſtands⸗Mitgliede an Ort und Stelle zu 
begeben, um das Gerettete zu inventariſiren, unterzu⸗ 
bringen und für deſſen Erhaltung zum Vortheile der 
Geſellſchaft das Nöthige anzuordnen. 


$. 13. Der Werth der geretteten Gegenſtände 
wird durch die Vorſtands⸗Mitglieder ermittelt, und das 
ſo erzielte Quantum von der ganzen verſicherten Summe 
abgezogen. Wenn aber der Vorſtand mit dem Beſchä— 
digten hinſichtlich der Abſchäzung der in Folge des 
Brandes beſchädigten Mobilien ſich nicht einigen kann, 
ſo ſollen die beſchädigten Sachen für Rechnung der 
Geſellſchaft verkauft und dem Beſchädigten die Vers 
ſicherungsſumme derſelben vergütet werden. Verbrennen 
jedoch nur Kleidungsſtücke und keine andern Mobilien, 
ſo findet keine Vergütung ſtatt; ebenſo dann nicht, 
wenn blos Leinwand verbrennt, welche zur Zeit des 
Brandes nicht, in Kaſten oder Kiſten eingepackt war. 

§. 14. Bei Feſtſtellung eines Schadens muß ohne 
irgend eine Ausnahme von dem Grundſatze ausgegans 
gen werden, daß die Verſicherung nur Schadenerjaß 
zum Zwecke hat, und nicht als Mittel zum Gewinne 
mißbraucht werden darf. 

$. 15. Wenn ein Verſicherter Gegenſtände als 
verbrannt angibt, welche zur Zeit des Brandes nicht 
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vorhauden waren, wenn er gerettete Gegenſtände ver— 
beimlicht, oder dieſelben unter der Hand wegzubringen 
ſucht, oder böslicherweiſe den Brand ſelbſt veranlaßt, 
ſo verliert er alle Anſprüche an die Geſellſchaft und' 
fällt außerdem noch der gerichtlichen Beſtrafung anheim. 


$. 16. Jedes dem Vereine beitretende Mitglied 
zahlt beim Einſchreiben an; Rezeptious-Gebühren von 
je hundert Thalern zwei: Saltengreſchen, bei Abände⸗ 
rungen die Hälfte. 

. 17. Bei einem Bdindstaknie für Anferti⸗ 
gung der Hebeliſten und Subdiviſion acht Thaler be— 
zahlt, welche mit der Entſchädigungsſumme baiyenbm- 
men werden. 

18. Der Eintritt in die Geſellſchaft ſteht zu 
jeder Zeit frei, und bleibt der einmal Verſicherte jo 
lange Mitglied der Geſellſchaft, bis er austritt, oder 
ſeinen Wohnſitz verändert. 


Auch bleibt der einmal verſicherte Betrag unver⸗ 
ändert, bis er ausdrücklich abgeändert wird. — Dieſe 
Abänderung kaun nur in derſelben Weiſe erfolgen, wie 
eine neue Verſicherung ſtattfindet. 


$. 19. Tritt Jemand durch Verziehen aus dem 
Kreiſe der Geſellſchaft, und damit auch aus der Ge- 
ſellſchaft aus, ſo hat derfelbe dieſes dem Bezirks— 
Vorſtaude und dem Buchhalter zur Löſchung anzuzeigen. 
Wer ſolches unterläßt, hat nicht allein bei einem vor⸗ 
kommenden Schaden ſeinen ratirlichen Antheil beizu— 
tragen, ſondern auch eine Strafe von zwei Thalern 
zum Vortheile der Geſellſchaft verwirkt. Außerdem 
hat jeder Austretende feine Austritts-Erklärung in dem 
Hauptbuche der Geſellſchaft zu unterzeichnen. 

Bei Löſchungen werden die halben Rezeptions⸗ 
Gebühren gezahlt. 

§. 20. Iſt nach einem ſtattgehabten Brande die 
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dem Beſchädigten gebührende Entſchädigungsſumme 
durch zwei Vorſtands-Mitglieder feſtgeſtellt, jo iſt durch 
dieſe oder durch den Buchhalter der betreffenden Orts- 
Polizei⸗Behörde davon Anzeige zu machen. 

Dann erſt erfolgt die Anfertigung der Hebeliſten, 
deren Prüfung und Genehmigung vor dem verſammel— 
ten Vorſtande, ſo wie die Vertheilung der Lieferzettel 
an die einzelnen Bezirks-Vorſtände zur Weiterbeförde— 
rung an die Intereſſenten ihrer Bezirke, wenn die 

Orts Polizei innerhalb acht Tagen nach der an fie 
ergangenen Anzeige keinen Einſpruch gegen die Aus— 
zahlung erhoben hat. 

§. 21. Die Beträge ſind innerhalb vier Wochen 
nach der Vertheilung der Zettel an die betreffenden 

Bezirks⸗Vorſtände abzuführen. Dieſe haben die jo eins 
gezogenen Gelder dem Beſchädigten zu übergeben. — 
Sollte ſich Jemand der Zahlung weigern, ſo ſoll er 
durch das Gericht dazu angehalten werden. 

§. 22. Innerhalb drei Monaten nach Vertheilung 
der Zettel hat der Beſchädigte eine Hauptquittung in 
das Hauptbuch des Seeretariats der Geſellſchaft ein— 
zutragen reſp. zu unterzeichnen. 

Wer dieſes verſäumt, zahlt zwei Thaler Strafe 
zum Vortheile der Geſellſchaft. 

9. 23. Abänderungen des vorſtehenden Statuts 
finden nur mit Genehmigung des Königlichen Ober— 
Präſidiums der Rheinprovinz ſtatt. 

Hubbelrath, den 10. Auguſt 1860. 


Der Vorſtand. 
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Statut 
Hubbelrather 
Früchte-Verſicherungs-Geſellſchaſt. 


§. 1. Die Geſellſchaft beruht auf Gegenſeitigkeit, 
und die Mitglieder verſichern ſich wechſelſeitig das auf 
ihren Gütern gewachſene in der Scheune oder auf 
Schobern (Bärme) befindliche Getraide, Stroh, Wieſey⸗ 
und Kleeheu gegen Prandſchaden. AS, 7A 
§. 2. Die Geſellſchaft ift für die Bürgermeiſterei 
Hubbelrath gegründet, der Vorſtand derſelben aber 
berechtigt, nach ſeinem Ermeſſen Landwirthe der be— 
nachbarten Gemeinden aufzunehmen. 
§. 3. Der Verſicherungskreis wird von ſämmt⸗ 
lichen Geſellſchafts-Mitgliedern in mehrere Bezirke 
eingetheilt, dieſelben wählen für jeden Bezirk aus der 
Zahl der Mitglieder ein Vorſtands-Mitglied, ſo wie 
einen Stellvertreter mit einfacher Stiumenmebrbert, 
und dieſe enten ⸗Mitglieder (im Falle der Ver: 
binderung deren reſpectiven Stellvertreter) bilden den 
Vorſtand. 
N §. 4. Der Vorſtand wählt aus jeiner Mitte einen 
Vorſitzenden und ohne Beſchränkung einen Buchführer. 
§. 5. Der Vorſitzende beruft und leitet die Ver— 
ſammlungen des Vorſtandes; er muß wenigſtens zwei⸗ 
mal jährlich eine Verſammlung berufen, und außerdem 
jo oft als zwei Vorſtands⸗ Mitglieder darauf antragen. 


> 
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F. 6. Wenn auf den Antrag von zwei Vorſtands⸗ 
Mitgliedern der Vorſitzende nicht binnen zehn Tagen 
eine Verſammlung beruft, jo können dieſe ſelbſt eine 
Vorſtands-Verſammlung gültig berufen. f 

§. 7. Eine Verſammlung des Vorſtandes iſt nur 
dann beſchlußfähig, wenn zwei Drittel ſämmtlicher 
Vorſtands-Mitglieder leinſchließlich der Stellvertreter 
für die Fehlenden) gegenwärtig ſind. 

$. 8. Die Beſchlüſſe werden durch einfache 
Stimmenmehrheit gefaßt, und bei Stimmengleichheit 

entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

ö §. 9. Der Buchführer hat bei der Vorſtands— 
Verſammlung das Protokoll zu führen; die Eintragun— 
gen und Löſchungen zu beſorgen; bei vorkommendem 
Brande die Hebeliſten und Lieferzettel zu fertigen, 
die Bücher zu führen und die Correſpondenz zu be— 
ſorgen; alles unter Aufſicht und nach Anordnung des 
Vorſtandes und unter Controlle der Polizei- Behörde. 

§. 10. Die Creszens eines Gutes wird nur als 
Ganzes verſichert und eine theilweiſe Verſicherung iſt 
unzuläſſig. 

§. 11. Die Verſicherung geſchieht von jedem 
Gute in der Regel nach folgenden Sätzen ohne Rück— 
ſicht auf die Beſtellung des Landes, indem ſowohl bei 
Verſicherung als Entſchädigung nicht die wirklich ge— 
zogenen Früchte, ſondern der nachſtehend in beſtimmten 
Fruchtgattungen angegebene wahrſcheinliche Ertrag des 
Gutes maßgebend iſt. 
S8. 12. Von jedem Morgen Ackerland des Gutes 
werden in der Regel verſichert: hundert zwölf Zoll— 
Pfund Roggen, hundert ſechs und zwanzig Zoll-Pfund 
Weizen, hundert vierzig Zoll⸗Pfund Hafer und tauſend 
Zoll⸗Pfund Stroh; ferner von jedem Morgen Wieſe 
des Gutes zweitauſend fünfhundert Zoll-Pfund Mai⸗ 
heu und zwölfhundert Zoll-Pfund Grummet. 
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F. 13. Jeder Betheiligte kann auf ausdrücklichen 
Antrag weniger als vorbemerkt, aber nicht mehr ver— 
ſichern. | 

§. 14. Wenn jedoch ein bereits Verſicherter im 
Herbſte oder im Frühjahre feine planmäßig mit Raps 
beſtellte Gewanne wegen Verkümmerung deſſelben ganz 
oder theilweiſe umackern muß, ſo kann er für die im 
laufenden Jahre auf dieſer Gewaune außerordentlicher— 
weiſe zu ziehenden Halmfrüchte nebſt Stroh in die 
Verſicherung aufgenommen werden. 

Er muß zu dieſem Zwecke von ſeinem Bezirks⸗ 
Vorſtande ſich ein Atteſt darüber verſchaffen, wie groß 
das umgeackerte Stück, mit welcher Fruchtgattung das— 
ſelbe beſtellt und wie hoch der zu erwartende und zu 
verſichernde mittlere Ertrag deſſelben iſt; dieſes Atteſt 
dem Buchführer vorlegen und wie unten angegeben 
eintragen laſſen. 

§. 15. Dieſes umgeackerte Stück darf nur mit 
Roggen, Weizen, Hafer, Gerſte, Buchweizen oder Erbſen 
beſtellt werden, und die letztern drei Fruchtgattungen 
werden gleich wie Roggen verſichert und entſchädigt. 

Si. 16. Bei einem Brandunglücke geſchieht die 
Entſchädigung nicht in Geld, ſondern in natura und 
zwar in folgender Art: 


A. In Getreide. 

Vom erſten Auguſt bis letzten September das 
ganze im §. 12 beſtimmte Fruchtquantum; im Oktober 
ſieben Achtel deſſelben, im November ſechs Achtel, im 
Dezember fünf Achtel, im Januar vier Achtel, im 
Februar drei Achtel, im März zwei Achtel, im April 
ein Achtel; im Mai, Juni und Juli findet feine Körner— 
Vergütung Pott 

B. In Stroh. 


Die Vergütung beginnt mit dem erſten Auguſt 
und wird das ganze Jahr hindurch mit monatlich ein 
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Zwölftel Abzug geleiftet. — Sie muß in gleichen Theilen 
in Roggen-, Weizen- und Hafer⸗Stroh geſchehen. 
C. In Klee: und Wieſen⸗ Heu. 
Die Vergütung beginnt gleich nach erfolgtem Ein— 
ſcheunen und wird das ganze Jahr hindurch mit mo» 
natlich ein Zwölftel Abzug geleiſtet. 

S. 17. Wenn ein großer Theil der Früchte vor 
dem erſten Auguſt eingeſcheunt iſt (wobei aber auf 
Raps keine Rückſicht genommen wird), ſo ſoll auch 
hierfür eine billige Vergütung vom Vorſtande bewilligt 
werden können. 

§. 18. Sollte ein Brand nach dem Einſcheunen 
einer oder zweier Fruchtgattungen oder eines Theils 
einer Fruchtgattung eintreten, ſo wird die Vergütung 
auch nur für die eingeſcheunte Frucht berechnet, und 
erſt nach gänzlicher Unterbringung der Frucht kann der 
volle vorbeſtimmte Erſatz beanſprucht werden. 

§. 19. Die Entſchädigung ſoll nur Erſatz leiſten, 
aber keinen Gewinn gewähren, der Vorſtand iſt deshalb 
berechtigt, falls er beweiſt, daß der Schaden geringer 
als der Normalſatz war, nur den wirklichen Schaden 
zu vergüten; — den Erſatz eines hoͤhern Schadens 
als der normalmäßige kann der Verſicherte ſelbſt dann 
nicht beanſpruchen, wenn er ihn beweiſen kann. 

§. 20. Die beim Brande etwa gerettete unge⸗ 
droſchene Frucht, Stroh und Heu gehört der Geſell⸗ 
ſchaft, ſie kann es dem Verſicherten durch freundſchaft⸗ 
liche Uebereinkunft gegen Abzug auf die Entſchädigung 
überlaſſen. 

§. 21. Wer Frucht in Schobern (Bärmen) ſetzt, 
muß dieſes binnen ſieben Tagen nach Setzung derſelben 
beim Buchführer anzeigen und erklären, welche Frucht 
und wie viel derſelben jeder Schober enthält. 

§. 22. Verbrennt der Schober vor Ablauf dieſer 
ſieben Tage oder nach gemachter Anzeige, ſo wird das 
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im Schober Verbrannte vergütet, wenn nach Ablauf 
der Friſt der Schober verbrennt, jo findet keine Vers 
gütung dafür ſtatt, wenn er nicht angemeldet war. 

§. 23. Wenn die Frucht in der Scheune ver: 
brennt, und jene im Schober gerettet wird, ſo wird 
dieſe (mag der Schober angezeigt ſein oder nicht) von 
der Entſchädigung abgezogen. 

§. 24. Gerſte und Erbſen werden dem Roggen 
gleich gehalten und in Roggen vergütet. 

§. 25. Schober verſchiedener Fruchtgattungen 
müſſen fünfzig Schritte von einander entfernt geſetzt 
werden und alle Schober müſſen fünfzig Schritte von 
jedem Gebäude entfernt fein. 

§. 26. Der Eintritt in die Geſellſchaft ſteht zu 
jeder Zeit frei; wer einmal Mitglied iſt, bleibt es bis 
zum ausdrücklichen Austritte, und das verſicherte Quan⸗ 
tum bleibt unverändert bis zu einer ausdrücklichen Ab- 
änderung. he: 

§. 27. Wer in die Verſicherung eintreten will, 
hat ſeinem Bezirks-Vorſtande die Größe des Gutes 
und das zu verſichernde Quantum anzugeben, erhält 

hierüber, falls Nichts gegen ſeinen Antrag zu erinnern, 

von dieſem ein Atteſt, welches er dem Buchführer eins 
zuhändigen hat. Dieſer ſtellt ein Duplicat des Ans 
trages der Orts-Polizei zu. — Sobald von dieſer die 
Erklärung eingegangen iſt, daß gegen die Aushändi— 
gung des Verſicherungs-Scheines an den Verſicherungs— 
nehmer in polizeilicher Hinſicht nichts zu erinnern iſt, 
übergibt der Buchhalter dem Aufzunehmenden die 
Beſcheinigung über ſeine Verſicherung und läßt ihn die 
Statuten unterſchreiben. Mit dieſer Unterſchrift be— 
ginnt die Verſicherung. 

$. 28. Wer aus dem Kreiſe der Geſellſchaft 
wegzieht, hat dies feinem Bezirks-Vorſtande und dem 
Buchführer zum Zwecke der Löſchung anzuzeigen. 
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Wer dies unterläßt, hat nicht nur bei vorkom⸗ 
mendem Brandunglücke feinen ratirlichen Antheil zu 
tragen, ſondern auch eine Strafe von zwei Thalern 
an die Geſellſchaft zu zahlen und verliert jeden Ans 
ſpruch auf Entſchädigung an die Geſellſchaft. 

Jeder Austretende hat ſeine Austritts-Erklärung 
im Hauptbuche der Geſellſchaft eigenhändig zu unters 
zeichnen, und ſobald dies geſchehen, iſt er nicht mehr 
Mitglied der Geſellſchaft, muß aber ſelbſtredend zu 
etwaigen noch nicht regulirten, früher eingetretenen 
Schäden beitragen. 

$. 29. Wer Betrug gegen die Geſellſchaft übt, 
oder etwas zu deren Nachtheile unternimmt, wird aus 
der Geſellſchaft ausgeſchloſſen und hat außerdem die 
geſetzliche Strafe verwirkt. 5 

§. 30. Jede Beſitz-Veränderung muß dem Be— 
zirks⸗Vorſtande und dem Buchführer angezeigt werden, 
und Letzterer hat hiervon Mittheilung an die Orts— 
Behörde zu machen. , 

§. 31. Die Verſicherungsſätze aller, welche Hagel— 
ſchlag erleiden, werden für das betreffende Jahr nach 
Verhältniß des Hagelſchadens vermindert. Sind ſie 
gegen Hagelſchaden verfichert, ſo geſchieht die Ver— 
minderung nach Verhältniß des von der Schätzungs— 
Commiſſion feſtgeſtellten Hagelſchadens, ſind ſie nicht 
gegen Hagel verſichert, ſo wird der eingetretene Hagel— 
ſchaden von dem Vorſtande ermittelt. 

§. 32. Ein eingetretener Feuerſchaden muß binnen 
vier und zwanzig Stunden dem Bezirks-Vorſtande an— 
gezeigt werden, iſt dieſer ſelbſt dadurch betroffen, ſo 

muß er in derſelben Friſt dem zunächſt wohnenden 
Bezirks⸗Vorſtande Anzeige machen. 

§. 33. Der Bezirks-Vorſtand hat ſich an Ort 
und Stelle vom Schaden zu überzeugen und den Buch— 
führer davon in Kenntniß zu ſetzen. Dieſer hat ſodann 


die Hebeliſten anzufertigen und dieſelben dem verſam— 
melten Vorſtande zur Prüfung und Genehmigung 
vorzulegen. 
§. 34. Iſt die dem Beſchädigten gebührende 
Entſchädigungsſumme feſtgeſtellt und zur Zahlung reſp. 
Lieferung bereit, ſo wird die Orts-Polizei-Behörde 
durch den Vorſtand oder den Buchhalter davon in 
Kenntniß geſetzt. Die Zahlung reſp. Lieferung darf 
aber erſt dann erfolgen, wenn Seitens der Polizei— 
Behörde binnen acht Tagen dagegen keinen Einſpruch 
erhoben worden iſt. 
$. 35. Jeder muß fein zu lieferndes Quantum 
in natura innerhalb vier Wochen nach Vertheilung der 
Lieferzettel (wenn vom Beſchädigten kein längerer Aus» 
ſtand gewährt wird) in deſſen Wohnung abliefern. 
Wird es begehrt, ſo muß ein Vorſtands-Mitglied bei 
der Ablieferung zugegen ſein. 
$. 36. Iſt die ganze Lieferung reſp. Zahlung 
beendet, ſo hat der Beſchädigte innerhalb acht Tagen 
darüber eine Hauptquittung in das Hauptbuch des Se— 
cretariats der Geſellſchaft einzuſchreiben. Wer dieſes 
unterläßt, zahlt zwei Thaler Strafe an die Geſellſchaft. 
F. 37. Für jede Eintragung, jo wie auch für 
die Löſchung beim Austritte erhält der Buchhalter 
von 1 bis 10 Morgen 4 Sgr., 
7 10 7 K 30 7 6 7 
„ 30 „ 50 „ 10 „ 
7 50 7 70 77 12 7 
% Win 00 „ 15 „ 
„ 100 Morgen und darüber 20 Sgr. 
Bei Abänderungen nur die Hälfte. 
Die Vorſtands-Mitglieder verrichten dagegen alle 
ihre Functionen unentgeldlich. 
§. 38. Die dem Beſchädigten zukommende Ent— 
ſchädigung wird um einen Körnerbetrag im Werthe von 
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acht Thalern erhöht, und derſelbe hat hierfür acht 
Thaler an den Buchführer als Vergütung für das 
Anfertigen der Hebeliſte und der Leeferzettel zu zahlen. 

$. 39. Jeder Verſicherte darf die Entſchädigungs⸗ 
frucht ſo liefern, wie er ſie ſelbſt gezogen hat, jedoch 
nicht unter mittlerer Qualität ſeiner eigenen Frucht. 

§. 40. Der Beſchädigte muß nach Verhältniß 
ſeiner Verſicherungsſumme zu ſeiner eigenen Entſchä— 
digung mit beitragen. 

§. 41. Zu Abänderungen des vorſtehenden Sta⸗ 
tuts iſt die Genehmigung des Koͤniglichen Ober⸗ 
Präſidiums erforderlich. 

Hubbelrath, den 10. Auguſt 1860. 


Der Vorſtand. 


Stat nt 
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§. 1. Die Geſellſchaft beruht auf Gegenſeitigkeit, 
und die Mitglieder verſichern ſich wechſelſeitig nach 
Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen ihre Mo— 
bilien gegen Feuersgefahr. 
$. 2. Die für die Früchte⸗Verſicherung gewähl⸗ 
ten Vorſtands-Mitglieder bilden zugleich den Vorſtand 
der Mobiliar⸗Verſicherung; ebenſo verſieht der für die 
Früchte⸗Verſicherung ernannte Buchführer auch den 
Dienſt bei der Mobiliar⸗ Verſicherung. 
§. 3. Aufgenommen in die Mobiliar-Verſicherung 
können nur werden: 
a) alle Diejenigen, welche Mitglieder der Früchte: 
Verſicherung ſind, und 
b) Diejenigen, welche keine Landwirthe ſind; aber 
im Kreiſe der Geſellſchaft wohnen. 
§. 4. Es können nicht aufgenommen werden: 
a) diejenigen Landwirthe, die nicht 5 der 
Früchte⸗Verſicherung ſind, und 
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b) Diejenigen, welche bei einer andern Geſellſchaft 
ihr Mobiliar ganz oder theilweiſe verſichert haben. 
§. 5. Es können verſichert werden: 
a) Pferde, Kühe, Rinder, Schweine und Ziegen; 
b) alles Acker-, Feld⸗ und Handthierungs-⸗Geſchirr; 
e) alle Hausmobilien ohne Ausnahme; 
d) alle Vorräthe, Fleiſch und Leben mittel, welche 
zum Hausbedarf beſtimmt ſind. 

F. 6. Es können nicht verſichert werden: Geld, 
Gold, Silber, Dokumente, Gemälde; ferner Brannt- 
wein, Flachs, Hanf, Pulver und alle Gegenſtände, 
welche gekauft werden, um wieder verkauft zu werden. 

§. 7. Von den verſicherten Gegeaſtänden iſt ein 
vollſtändiges Verzeichniß (Inventar) in duplo bei dem 
betreffenden Bezirks-Vorſtande einzureichen. 


§. 8. Die in dieſem Verzeichniſſe angeführten 
Gegenſtände müſſen nach ihrem allgemeinen Werthe 
zur Zeit der Verſicherungsnahme taxirt fein. 

§. 9. Der Bezirks-Vorſtand übermacht dieſe Ber: 
zeichniſſe dem Buchhalter, welcher das Duplicat der 
betreffenden Orts-Polizei zur Genehmigung einreicht. 

Nachdem dieſe Genehmigung erfolgt, wird der 
Verſicherungsſuchende mit der betreffenden Summe ein⸗ 
geſchrieben. Demnächſt übergibt der Buchhalter eines 
der beiden Exemplare des Inventars, verſehen mit der 
Beſcheinigung des Bezirks-Vorſtandes und ſeinem 
Eintragungs-Vermerke dem Verſicherungsnehmer als 
Polize zurück. Dieſer unterzeichnet nun die Statuten, 
und tritt mit dieſem Augenblicke in alle Rechte und 
Pflichten eines Mitgliedes. 

§. 10. Sollte die Orts-Polizei oder der Vorſtand 
der Geſellſchaft finden, daß Sachen über ihren allge— 
meinen Werth geſchäßt, oder daß mehr Gegenſtände 


» 
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angegeben find, als der Verſicherte wirklich beſitzt, jo 
ſoll deshalb eine Unterſuchung angeordnet werden. 

§. 11. Bricht bei einem Verſicherten Feuer aus, 
ſo hat nicht nur dieſer ſelbſt, ſondern auch alle bei dem 
Brande anweſenden Mitglieder der Geſellſchaft die 
Pflicht, ſo viel als möglich zu retten und das Gerettete 
in Sicherheit zu bringen. 

§. 12. Innerhalb vier und zwanzig Stunden nach 
dem Brande hat der Verſicherte dem Bezirks-Vorſtande 
Anzeige zu machen. Dieſer hat ſich ſofort mit einem 
zweiten Vorſtands-Mitgliede an Ort und Stelle zu 
begeben, um das Gerettete zu inventariſiren, unterzu— 
bringen und für deſſen Erhaltung zum Vortheile der 
Geſellſchaft das Nöthige anzuordnen. 


$. 13. Der Werth der geretteten Gegenſtände 
wird durch die Vorſtands-Mitglieder ermittelt, und das 
ſo erzielte Quantum von der ganzen e Summe 
abgezogen. Wenn aber der Vorſtand mit dem Beſchä— 
digten hinſichtlich der Abſchätzung der in Folge des 
Brandes beſchädigten Mobilien ſich nicht einigen kann, 
ſo ſollen die beſchädigten Sachen für Rechnung der 
Geſellſchaft verkauft und dem Beſchädigten die Ver⸗ 
ſicherungsſumme derſelben vergütet werden. Verbrennen 
jedoch nur Kleidungsſtücke und keine andern Mobilien, 
jo findet keine Vergütung ſtatt; ebenſo dann nicht, 
wenn blos Leinwand verbrennt, welche zur Zeit des 
Brandes nicht in Kaſten oder Kiſten eingepackt war. 

F. 14. Bei Feſtſtellung eines Schadens muß ohne 
irgend eine Ausnahme von dem Grundſatze ausgegan— 
gen werden, daß die Verſicherung nur Schadenerſatz 
zum Zwecke hat, und nicht als Mittel zum Gewinne 
mißbraucht werden darf. 

$. 15. Wenn ein Verſicherter Gegenſtände als 
verbrannt angibt, welche zur Zeit des Brandes nicht 
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vorhanden waren, wenn er gerettete Gegenftände ver⸗ 
bheimlicht, oder dieſelben unter der Hand wegzubringen 
ſucht, oder böslicherweiſe den Brand ſelbſt veranlaßt, 
ſo verliert er alle Anſprüche an die Geſellſchaft und 
fällt außerdem noch der gerichtlichen Beſtrafung anheim. 

$. 16. Jedes dem Vereine beitretende Mitglied 
zahlt beim Einſchreiben an Rezeptions-Gebühren von 
je hundert Thalern zwei Silbergroſchen, bei Abände— 
rungen die Hälfte. | 

17. Bei einem Brande werden für Anferti« 

gung der Hebeliſten und Subdiviſion acht Thaler be— 
zahlt, welche mit der Entſchädigungsſumme beigenom— 
men werden. 

§. 18. Der Eintritt in die Geſellſchaft ſteht zu 
jeder Zeit frei, und bleibt der einmal Verſicherte jo 
lange Mitglied der Geſellſchaft, bis er austritt, oder 
dinen Wohnſitz verändert. 

Auch bleibt der einmal verſicherte Betrag unver- 
ändert, bis er ausdrücklich abgeändert wird. — Dieſe 
Abänderung kann nur in derſelben Weiſe erfolgen, wie 
eine neue Verſicherung ſtattfindet. 


§. 19. Tritt Jemand durch Verziehen aus dem 
Kreiſe der Geſellſchaft, und damit auch aus der Ge— 
ſellſchaft ans, jo hat derſelbe dieſes dem Bezirks— 
Vorſtande und dem Buchhalter zur Löſchung anzuzeigen. 
Wer ſolches unterläßt, hat nicht allein bei einem vor— 
kommenden Schaden feinen ratirlichen Antbeil beizus 
tragen, ſondern auch eine Strafe von zwei Thalern 
zum Vortheile der Geſellſchaft verwirkt. Außerdem 
hat jeder Austretende feine Austritts Erklärung in dem 
Hauptbuche der Geſellſchaft zu unterzeichnen. 
Bei Löſchungen werden die halben Rezeptions— 
Gebühren gezahlt. ö 
§. 20. Iſt nach einem ſtattgehabten Brande die 
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dem Beſchädigten gebührende Entſchädigungsſumme 
durch zwei Vorſtands⸗Mitglieder feſtgeſtellt, jo iſt durch 
dieſe oder durch den Buchhalter der betreffenden Orts— 
Polizei⸗Behörde davon Anzeige zu machen. 


Dann erſt erfolgt die Anfertigung der Hebeliſten, 


deren Prüfung und Genehmigung vor dem verſammel⸗ 
ten Vorſtande, ſo wie die Vertheilung der Lieferzettel 
an die einzelnen Bezirks⸗Vorſtände zur Weiterbeförde— 
rung die Intereſſenten ihrer Bezirke, wenn die 
RO innerhalb acht Tagen nach der an fie 
ergangenen Anzeige keinen Einſpruch gegen die Aus— 
zahlung erhoben hat. 

$. 21. Die Beträge find innerhalb vier Wochen 
nach der Vertheilung der Zettel an die betreffenden 
Bezirks⸗Vorſtände abzuführen. Dieſe haben die ſo ein⸗ 
gezogenen Gelder dem Beſchädigten zu übergeben. — 


Sollte ſich Jemand der Zahlung weigern, ſo ſoll er 


durch das Gericht dazu angehalten werden. 
§. 22. Innerhalb drei Monaten nach Vertheilung 


der e hat der ee eine Hauptquittung in 
das-Hauptbuch des Secretariats den Geſellſchaft ein- 


zutragen reſp. zu unterzeichnen. 
Wer dieſes verſäumt, zahlt zwei 1x Strafe 
zum Vortheilssder Geſellſchaft.— 


$. 23. Abänderungen des vorſtehenden Statuts 
finden nur mit Genehmigung des Königlichen Ober— 
Präſidiums der Rheinprovinz ſtatt. 


. den 10. Auguſt 1860. 
| Der Vorſtand. 
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Wülfrath, den 11. März 1846. 


Heute traten die Mitglieder der Frucht, Heu- und 
Stroh-Verſicherungs-Geſellſchaft gegen Feuerſchaden für die 
Bürgermeiſtereien Wülfrath und Mettmann zuſammen, und 
ſtatt der im November 1835 aufgeſtellten und von König— 
licher Hochlöblicher Regierung am 18. März 1836, I. S. II. 
Nr. 2612 genehmigten Statuten, welche mancher weſentlichen 
Abänderungen nothwendig bedurften, unter deren Zugrunde— 
legung ganz neue Statuten zu entwerfen, welche der König— 
lichen Hochlöblichen Regierung zur Genehmigung eingereicht 
werden ſollen. 

4. 
Zweck und Begründung der Geſellſchaft. 

Das Inſtitut dieſer Frucht, Heu- und Stroh-Verſiche⸗ 
rungs⸗Geſellſchaft gegen Feuerſchaden iſt auf Gegenſeitigkeit 
und Oeffentlichkeit gegründet, und tritt ins Leben ſobald die 
Zahl der Theilnehmer die Summe von Zwanzigtauſend Thaler 
Kataſter Rein-Ertrag des Ackerlandes und der Wieſen, oder 
Fünftauſend Morgen Flächenraum an Ackerland und Wieſen 
aufbringt. 

$. 2. 


Welche Fruchtgattungen zur Verſicherung geeignet ſind; 
Anmeldung der Feldſchobern (Bärmen) und Maaßſtab 
der Verſicherungen reſp. Entſchädigungen ſowohl 
der Früchte als des Heues und Strohes. 

Zur Verſicherung ſind nur eingeſcheunte und auf Feld— 
ſchoben (Bärmen) ſtehende Feldfrüchte, als Roggen, Waizen, 
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Hafer, deren Stroh, Klee- und Grasheu geeignet. Derjenigt 
welcher Feldſchober ſetzt, oder ſeine Früchte ꝛc. in getrennten 
Räumen unterbringt, muß dieſes in einer Zeitfriſt von drei 
Tagen dem Bezirks-Deputirten und dem Sekretair anzeigen 
und zugleich dabei genau angeben, welche Fruchtart und den 
wie vielſten Theil dieſer geſammten Fruchtart ein ſolcher 
Schober oder getrennter Raum enthält. Der Sekretair macht 
hiernach die Eintragung. In Ermangelung dieſer Angaben 
findet bei etwa entſtehendem Brandſchaden an dieſen Gegen— 
ſtänden keine Vergütung ſtatt. Einzelne Fruchtgattungen kön⸗ 
nen nicht verſichert werden, und iſt folgender Grundſatz ange— 
nommen, nämlich: auf jede vier Thaler Rein-Ertrag des 
Ackerlandes, es mag beſäet ſein oder nicht, vier Scheffel 


Roggen, ein Scheffel Weizen, fünf und ein halb Scheffel 


Hafer und zwölſhundert Pfund Stroh, nämlich: zwei Dritt— 
theil Roggen- und ein Dritttheil Haferſtroh. An Kleeheu 


werden auf jede vier Thaler Rein-Ertrag des Ackerlandes fünf 


und ſiebenzig Pfund berechnet. Das Wieſenheu wird nach 
dem Rein⸗Ertrage der Wieſen und zwar auf jede vier Thaler 
Rein⸗Ertrag drei tauſend Pfund Maiheu und fünfzehn hun⸗ 
dert Pfund Grummet berechnet. 


$. 3. 


Ausdehnung und Bezirks-Eintheilung der Geſellſchaft 
und Zeit des Eintritts in dieſelbe. 


Die Geſellſchaft dehnt ſich über die Bürgermeiſtereien 
Wülfrath und Mettmann aus, und wird in drei Bezirke, 
nämlich Mettmann, Wülfrath und Düffel eingetheilt. Die 
Zeit des Eintritts findet jährlich für die Früchte und Stroh 
im Juli, Auguſt und September, für das Mai- und Kleeheu 
im Juni und Auguſt, und für den Grummet im September 
und Oktober ſtatt. 4 
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Ä $. 5. 
u. Beitritt zu der Geſellſchaft. 

Der Beitritt zu der Geſellſchaft geſchieht durch Anmel— 
dung beim Sekretair unter Beibringung eines beglaubigten 
Auszuges aus der Mutterrolle der Grundgüter, durch eigen— 
händige Unterſchrift dieſer Statuten und der Eintragung in 
dem Hauptbuche. Nach geſchehener Eintragung der verſicher— 
ten Gegenſtände erhält der Verſicherte vom Sekretair ſeinen 
Auszug der Mutterrolle zurück, ſo wie auch ein gedrucktes 
auen dieſer Statuten. 


$. 5. 
Ausſchließung aus der Geſellſchaft. 

Wer irgend etwas zum Nachtheile der Geſellſchaft unter— 
nimmt, oder ſich gar Betrügereien zu Schulden kommen läßt, 
wird ſofort von der Geſellſchaft ausgeſchloſſen, und erklärt ſich 
hiemit aller erdenklichen Anſprüche auf irgend eine Entſchädi— 
gung verluſtig, und kann nie wieder als Mitglied in die Ge— 
ſellſchaft aufgenommen werden. 


§. 6. 


Verwaltungs-Perſonal, Verſammlungen, Berathungen 
und Abſtimmungen über das Zweckdienliche der 
Geſellſchaft. 

Für die ganze Geſellſchaft wird ein Präſes und ein Stell— 
vertreter deſſelben, fo wie ein Sekretair, und für jeden Bezirk 
zwei Deputirte von den Intereſſenten erwählt, welche ſich jähr— 
lich zweimal, oder den Umſtänden nach öfter in dem Hauſe 
des Sekretairs verſammeln, um ſich über das der Geſellſchaft 
Zweckdienliche zu berathen, und in den nächſtfolgenden Ver— 
ſammlungen der Intereſſenten in Vortrag und zur Abſtimmung 
zu bringen. Bei dieſen Abſtimmungen entſcheidet die Mehr— 
zahl der dabei gegenwärtigen Intereſſenten, wenn nachgewieſen 
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iſt, daß jeder Betheiligte eingeladen worden, indem die Er— 
fahrung gelehrt, daß eine ſonſt geſetzliche Zahl nur höchſt 
ſelten zuſammen gezwängt werden kann, und daher manches 
Zweckdienliche und Gute nur als frommer Wunſch in der 
Regel auf ſich beruhen bleiben wurde. 


§. 7. 


Anzeige und Aufnahme der Feuerſchäden. 
Erlittener Feuerſchaden iſt von Seiten des Beſchädigten 
innerhalb ſechs und dreißig Stunden dem Präſes anzuzeigen, 
welcher ſofort ſämmtliche Deputirte an den Ort der Beſchädigung 
zuſammen beruft, ſich mit ihnen über den Schaden berathet, den— 
ſelben genau aufnimmt, und mit den Deputirten beſtimmt, wie 
viel dem Beſchädigten als Erſatz geliefert werden muß. 
Der Präſes hat hiernach den Sekretair in Kenntniß zu 
ſetzen, damit derſelbe die Hebeliſten und Lieferungszettel un— 
geſäumt anfertigen kann. 


§. 8. 


Wann und wie die Entſchädigung für Feuerſchäden 
geliefert werden ſollen. 
Jeder Intereſſent hat ſeinen zu liefernden Betrag an den 
Ort des Beſchädigten oder in deſſen Nähe abzuliefern; der 
Beſchädigte hat ſich deshalb mit ſämmtlichen Deputirten und 
dem Sekretair zu benehmen, wann die Lieferung geſchehen 
ſoll, die der Beſchädigte ſelbſt in Empfang zu nehmen hat; 
wünſcht derſelbe aber, daß ein Deputirter bei der Lieferung zugegen 
ſein ſoll, ſo muß dieſem Wunſche Folge geleiſtet, und einer von 
den zunächſt wohnenden Deputirten durch den Präſes dazu aufs 
gefordert werden. Der Beſchädigte hat ferner zu beſtimmen, ob 
das, was geliefert werden muß, auf ein Mal oder bezirksweiſe 
zu liefern ſei, und wie lange die Lieferzeit ausgedehnt werden 
ſoll, jedoch darf dieſe nicht über ſechs Monate dauern. 
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§. 9. 


| Quittung des Entſchädigten. 

Nachdem die Lieferung geſchehen, hat der Entſchädigte 
den Deputirten eine vollſtändige Quittung einzuhändigen, und 
letztere haben dafür zu ſorgen, daß ſelbige von dem Sekretair 
in das Hauptbuch eingetragen werde. 


§. 10. 


Funktionen und Verpflichtungen des Sekretairs. 

Der nach 8. 6. von der Geſellſchaft gewählte Sekretair, 
welcher unter Aufſicht des Präſes oder deſſen Stellvertreters 
und der Deputirten ſeine Funktionen verrichtet, hat folgende 
Verpflichtungen: 


a) Ein Hauptbuch anzufertigen, worin die Einſchreibungen 
und Abänderungen eingetragen werden, 


b) Aus dieſem Hauptbuche einen Auszug von jedem Be— 
zirke den Deputirten einzureichen, welcher als Kontrolle 
des Hauptbuches dienen ſoll, 


c) Bei Verſammlungen das Protokoll zu führen, und ſol⸗ 
ches in das anzulegende Protokollbuch einzutragen, 


d) Die Heberollen und Zettel bei einem vorkommenden 
Brandunglück anzufertigen und dem Präſes zuzuſtellen, 


e) Ueber die Einnahmen und Ausgaben der Geſellſchaft 
gehörig Rechnung zu führen, ſolche am Jahres-Ver— 
ſammlungs-Tage dem Präſidenten und den Deputirten 
zur Abnahme und den Herren Bürgermeiſtern zur Re— 
viſion vorzulegen. 


1) Das Hauptbuch, das Protokollbuch und das Rechnungs— 
buch auf Koſten der Geſellſchaft, alle andere Schreib— 
materialien aber aus eigenen Mitteln anzuſchaffen. 
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§. 11. 
Gebühren für den Sekretair. 

Für jede Eintragung erhält der Sekretair von jedem be⸗ 
treffenden Intereſſenten an Receptions-Gebühren von: Ein bis 
hundert Thaler Rein-Ertrag zehn Silbergroſchen, hundert bis 
hundertfünfzig Thaler Rein-Ertrag ſechszehn Silbergroſchen, 
hundertfünfzig bis zweihundert Thaler Rein-Ertrag zwanzig 
Silbergroſchen, zweihundert bis dreihundert Thaler Rein-Ertrag 
dreißig Silbergroſchen, und ferner für jede hundert Thaler 
Rein-Ertrag zehn Silbergroſchen mehr. Für jede Abänderung 
wird nur die Hälfte an Receptions-Gebühren bezahlt. 

F. 12. 


| 

unden des Sekretairs und deſſen Gebühren beim 
Brand⸗Unglück. | 
| 

| 

| 

| 

| 

| 


Da die Anfertigung der Heberolle und Zetel viele und 
weitläufige Berechnungen erfordert, der Sekretair überdem zur 
Führung und Eintragung der Protokolle ꝛc. und Hergabe des 
Schreibmaterials verpflichtet iſt, ſo erhält derſelbe von jeder 
anzufertigenden Heberolle nebſt nöthigen Lieferzettel von dem Be— 
ſchädigten zehn Thaler, wofür Letzterem jedoch ſo viel Naturalien 
mehr geliefert werden, daß er dadurch wieder entſchädigt wird. 


S. 13. 


1 der Entſchädigung bei la Brand⸗ 
Unglück. 


Die Sri, gung geſchieht in folgendem Verhältniß in 
natura: | 
a) An Früchten: Vom erſten Auguſt bis den letzten Sr 
tember (ausſchließlich der noch im Felde vorhandenen 
Früchte) wird der ganze Frucht⸗Quantum, Oktober ſie⸗ 

ben Achtel, November ſechs Achtel, Dezember fünf 
Achtel, Januar vier Achtel, Februar drei Achtel, März 
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zwei Achtel, April ein Achtel vergütet; es ſei denn, 
daß ein Beſchädigter alle ſeine Körner erweislich ſchon 
früher ausgedrofchen, in welchem Falle ihm nur nach 
den nachfolgenden Beſtimmungen der verhältnißmäßige 
Stroh-Erſatz zu Theil werden ſoll. 

b) An Stroh und Heu: Die Strohverguͤtung fängt mit 
dem Monat Auguſt an, und wird monatlich mit ein 
Zwölftel Abzug fortgeſetzt; ebenſo das Wieſenheu. 

c) Das Kleeheu aber wird vom erſten Juli bis Ende Ja— 
nuar ganz, Februar vier Fünftel, März drei Fünftel, 
April zwei Fünftel, Mai ein Fünftel vergütet. 

d) Wenn ein großer Theil der Früchte vor dem erſten 
Auguſt oder noch früher eingeſcheunt wäre, ſo findet 
eine verhältnißmäßige frühere Vergütung bei einem ent— 
ſtehenden Brande ſtatt. 

e) Es könnte der Fall eintreten, daß gleich nach dem ein— 
geſcheunten Roggen Brand entſtände, ſo kann der Be— 
ſchädigte auch nun für dieſen, mit dem Stroh, Erſatz 
fordern. Ebenſo wenn Roggen und Waizen eingefcheunt 
ſind. Der ganze Schadenerſatz tritt aber nur dann erſt 
ein, wenn alle Fruchtgattungen eingeſcheunt find, 

1) Alle andere Frucht-Gattungen, werden wie im $. 2. ange— 
nommen, nur mit Roggen, Waizen und Hafer vergütet. 


§. 14. 


Entſchädigung des Brandſchadens bei vorher gegangenem 
| Hagelichlag. 

Diejenigen, welche Hagelfchaden erleiden, mögen fie nun 
in einer Hagel» Aſſecuranz verſichert fein oder nicht, deren 
Schaden ſoll von dem Präſes und den Deputirten ermittelt, 
und demnach der Stroh- und Körnerwerth vermindert werden, 
weil die Intereſſenten ſich nicht zum Schaden-Erſatz für ders 
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gleichen Unglücksfälle, ſondern bloß zum Erſatz für Feuerſcha— 
den verbunden haben; beträgt jedoch der Hagelſchlag nicht über 
ein Zehntel, ſo ſoll er nicht berückſichtigt werden. 

§. 15. 


Dauer der Mitgliedſchaft. 

Wer ſich einmal dieſer Geſellſchaft einverleibt hat, bleibt 
ſo lange Mitglied derſelben, bis er ſeinen Austritt anmeldet, 
auch bleibt ſein einmal notirter Anſatz unverändert, wenn er 
nicht in der im §. 3. beſtimmten Zeit denſelben abändern läßt. 

S. 16. 

Verfahren bei Verſäumniß der Lieferungen. 

Wer ſeine Beiträge nicht in der vom Beſchädigten be— 
ſtimmten Friſt mit Bezug auf $. 8. abliefert, wird erſtlich auf 
feine Koſten angemahnt, und im Falle er dieſer Mahnung 
binnen acht Tagen keine vollſtändige Folge leiſtet, ſoll er von 
Gerichtswegen durch den Präſes der Geſellſchaft, ebenfalls 
auf ſeine Koſten, dazu angehalten, und für die Zukunft aus 
der Geſellſchaft ausgeſchloſſen werden. Für die erſte Anmah— 
nung hat jeder Säumige fünfzehn Silbergroſchen an die Kaſſe 
zu bezahlen. | 

§. 17. 
Beſtimmung des Gewichtes der Früchte. 

Um einen beſtimmten Maaßſtab in der Berechnung zu er— 
halten, wird der Scheffel Roggen zu achtzig, Waizen zu fünf 
und achtzig, und Hafer zu fünfzig Pfund berechnet; und Je— 
der muß die Qualität ſeiner Früchte ſo liefern, wie er ſie 
ſelbſt gezogen hat. 

8. 18. — 
Verfahren bei Streitigkeiten. 

Sollten über den einen oder anderen Gegenſtand Strei— 

tigkeiten entſtehen, ſo haben dieſe der Präſes und die Depu⸗ 


et. ı 


Heer schlichten und können dieſe ſich uch ein Ihen, ſo ſoll 
es durch Abſtimmen derſe lben geſchehen, wo die Stimmen 
Mehrheit entſcheidet, und bei Stimmen-Gleichheit der Präſes 
die Entſcheidungsſtimme hat. Bei dergleichen Abſtimmungen 
muß aber wenigſtens zwei Drititheil der Vorſtands-⸗Mitglieder 
gegenwärtig ſein. Der Betreffende muß alsdann mit dem 
Beſchluſſe zufrieden ſein, ohne ferner auf gerichtlichem e 
ſein vermeintliches Recht geltend machen zu dürfen. 


* 


* “ 
. §. 19. 
2 
Keiner bier zugleich Mitglied einer andern uche 
Geſellſchaft faz 

Wer in dieſer Geſellſchaft Mitglied iſt, darf nicht zugleich 
Mitglied einer andern Früchte- und Stroh⸗Verſicherungs⸗Ge⸗ 
ſellſchaft gegen Feuerſchaden ſein; ein ſolcher hat im Unglücks⸗ 
falle auf keine Entſchädigung Anſpruch ehen. 


$. 20. 


Verfahren bei Abänderungen der Statuten, Jahres⸗Ver⸗ 
ſammlung der Mitglieder, Ablegung der Rechnung. 


Die von dem Präſes und den Deputirten für zweckdien⸗ 
lich erachteten Abänderungen ſollen, wie im §. 6. angedeutet, 
berathen und beſchloſſen werden. 

Es findet zu dem Ende alle Jahre am erſten Dienſtage 
des neuen Jahres Nachmittags eine General-Verſammlung 
der ſämmtlichen Gefellfchafts - Mitglieder in dem Haufe des 
Sekretairs ſtatt, wozu die ſämmtlichen Mitglieder noch beſon— 
ders eingeladen werden ſollen, in welcher vom Präſes und 
den Deputirten etwaige Veränderungen der Statuten zur Ab— 
ſtimmung reſp. zum Beſchluß zu bringen, auch über den Stand 
der Geſellſchafts⸗Angelegenheiten Mittheilungen zu machen ſind, 
und der Sekretair die Rechnung zu legen hat. 
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Dauer 955 Amts⸗Verrichtungen der Vorſtands⸗ Mitglieder. 

Die Dauer der Amts— Verrichtungen des Präſes, reſp. 
deſſen Stellvertreters und der * iſt auf vier Jahre 
beſtimmt, und wenn neue gewählt werden, jo hat der Ab⸗ 
gehende drei Subjekte vorzuſchlagen, aus welchem durch die 
Mitgliedſchaft nach 8. 6. gewählt wird. Jeder iſt zur Anz 
nahme d er ihn treffenden Wahl verpflichtet, auch find die Ab⸗ 
gehenden Peder wäh Alle Abſtimmungen geſchehen mit⸗ 
telſt verſchloſſener Stimmzettel. Der Sekretair bleibt in ſei⸗ 
nem Amte, ſo ws die Geſellſchaft ihn nicht durch einen 
andern erſetzen will, oder er ſelbſt auszutreten geſonnen 
iſt; hiebei wird jedoch eine beiderſeitige vorherige halbjährige 
Aufkündigung bedungen, ohne daß es gefordert werden kann, 
einen Grund dieſer Aufkündigung anzugeben. 
N 9. (Folgen die Unterſchriften.) 


Geſehen und in polizeilicher Hinſicht Nichts zu erinnern. 

Daſſeldorf, den 20. Juni 1846. 
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EZ) Inter Genehmigung Königlicher Hochlöblicher Re⸗ 
gierung ſind Unterzeichnete freiwillig zuſammen getreten, 
um eine Geſellſchaft zu gründen, die ſich bei erlittenen 
Feuerſchaden, und zwar einzig und allein für verbrannte 
Früchte, Stroh und Heu, gegenſeitig nach folgenden Sta⸗ 
tuten zu unterſtützen verpflichten. N 

§. 1. Das Inſtitut dieſer Frucht⸗, Stroh- und Heu⸗ 
Verſicherungs-Geſellſchaft gegen Feuerſchaden iſt auf Ge⸗ 
genſeitigkeit gegründet und tritt in's Leben, ſobald die Zahl 
der Theilnehmer die Summe von zwanzigtauſend Thaler 
Kataſtral⸗Rein⸗Ertrag des Ackerlandes und der Wieſen, 
oder fünftauſend Morgen Flächenraum an Ackerland und 


Wieſen aufbringt. = 

F. 2. Zur Verſicherung find nur eingeſcheuerte und 
auf Feldſchobern (Bärmen) ſtehende Feldfrüchte als Roggen, 
Weizen, Hafer, Stroh, Klee- und Gras-Heu beſtimmt. 
Von den Feldſchobern muß, wer ſolche ſetzt, in einer Zeit 
friſt von vierzehn Tagen den Deputirten des Bezirks Ans 
zeige gemacht werden, wobei zugleich die Fruchtart, und 
wie viel ein ſolcher Schober enthält, genau anzugeben; die 
Deputirten machen hiervon dem Sekretaire die Anzeige zur 
Eintragung. In Ermangelung dieſer Angaben findet bei 
etwa entſtehendem Brandſchaden von dieſen Schobern keine 
Vergütung ſtatt. 

Einzelne Fruchtgattungen können nicht allein ver⸗ 
ſichert werden, und iſt folgender Grundſatz angenommen, 
der nicht überſchritten werden darf; nemlich: auf jede vier 
Thaler Rein-Ertrag des Ackerlandes, es mag beſäet ſein, 
oder nicht, zwei Scheffel Roggen, zwei Scheffel Weizen, 
vier Scheffel Hafer und zwölfhundert Pfund Stroh. 


a 


$. 3. Die Geſellſchaft erſtreckt ſich über folgende 
Bezirke: Millrath, Beuchhauſen, Unterbach, Erkrath, 
Laubach, Diepenſiepen, Gruiten, Obgruiten und Elſcheid 
incl. Haan. Der Eintritt kann zu jeder Zeit ſtatt finden. 
Das Wieſenheu wird nach dem Rein-Ertrag der Wieſen, 
und zwar auf jede vier Thaler Rein-Ertrag zweitauſend 
Pfund Maiheu und eintauſend Pfund Grummet berechnet. 
$. 4. Der Beitritt zur Geſellſchaft geſchieht durch 
eigenhändige Unterſchrift dieſer Statuten. Nach der Ein- 
tragung der verſicherten Gegenſtände erhält der Verſicherte 
vom Sekretaire einen beglaubigten Receptionsſchein. 9 
§. 5. Wer irgend etwas zum Nachtheil der Geſell— 
ſchaft unternimmt, oder ſich gar Betrügereien zu Schulden 
kommen läßt, wird ſofort von der Geſellſchaft ausgeſchloſſen 
und erklärt ſich dadurch aller erdenklichen Anſprüche auf 
irgend eine Entſchädigung verluſtig Wien 
FS. 6. Für die ganze Geſellſchaft wird ein Präfes 
und ein Stellvertreter deſſelben, und für jeden Bezirk werden 
zwei Deputirten gewählt, welche ſich ſelbſt ergänzen. 
„Diieſe haben ſich jährlich zweimal oder den Umſtänden 
nach öfter zu verſammeln, um ſich über das der Geſell⸗ 
ſchaft Zweckdienliche zu berathen und dies in den nächſt⸗ 
folgenden Verſammlungen der Deputirten in Vorſchlag und 
zur Abſtimmung zu bringen. Bei dieſer Abſtimmung ent⸗ 
ſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit. | 12 
8. 7. Erlittener Feuerſchaden iſt von Seiten des 
Beſchaͤdigten innerhalb ſechsunddreißig Stunden dem Präſes 
anzuzeigen, welcher ſofort ſämmtliche Deputirten an den 
Ort des Brandſchadens zuſammen beruft, ſich mit ihnen 
über den Schaden beräth, denſelben genau aufnimmt und 
mit denſelben beſtimmt, wie viel dem Beſchädigten als 
Erſatz geliefert werden muß. Ausbleibende Deputirte können 
ſpäter gegen die angenommene Summe keine Einrede machen. 
Der Präſes hat hiernach den Sekretaire in Kenntniß 
zu ſetzen, damit derſelbe die Hebeliſten und Lieferungszettel 
ungeſäumt anfertigen kann. ß 
S. 8. Jeder Intereſſent hat feinen zu liefernden 
Betrag an den Ort des Beſchädigten, oder in deſſen Nähe 
abzuliefern; der Beſchädigte hat ſich deshalb mit ſämmt⸗ 
lichen Deputirten zu benehmen und die Zeit zu beſtimmen, 
wann die Lieferung geſchehen ſoll, die der Beſchädigte ſelbſt 
in Empfang zu nehmen hat. Wünſcht derſelbe aber, daß 
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ein Bezirks⸗Deputirter bei der Lieferung zugegen ſein ſoll, 
ſo muß dieſem Wunſche Folge geleiſtet werden. Der Be⸗ 
ſchädigte hat ferner zu beſtimmen, ob das, was geliefert 
werden muß, auf einmal, oder vor und nach geliefert 
werden ſoll, (bezirksweiſe). 

Vom Tage der Beſchädigung an wird bann die 
Lieferungsfriſt auf dreiviertel Jahr feſtgeſetzt, wenn der 
Empfänger die Lieferung nicht früher verlangt. Selbſt⸗ 
redend iſt es, daß in ſolchem Falle nur die Deputirten 
des liefernden Bezirks bei einer jeden h zugegen 


fein müſſen. 

or Nachdem die Lieferung geſchehen, hat der 
Entſchädigte den Deputirten eine vollſtändige Quittung 
einzuhaͤndigen und letztere haben dafür zu ſorgen, daß ſel⸗ 
bige in das Hauptbuch des Sekretariats eingetragen werde. 
| §. 10. Für die Geſellſchaft wird ein Sekretaire er⸗ 
nannt, welcher unter der Aufſicht des 1 und der 
Deputirten ſeine Functionen verrichtet. 

Deſſen Pflicht iſt: | 

‚a) Ein Hauptbuch anzufertigen, worin die Etſchtekangen 

und Abänderungen eingetragen werden. 

b) Aus dieſem Hauptbuch einen Auszug von jedem Be⸗ 

zirke den Deputirten einzureichen, welcher als Con⸗ 
trolle des Hauptbuchs dienen ſoll. N 

c) Bei Verſammlungen das Protokoll zu führen und 

ſolches in das Hauptbuch einzutragen. N 

d) Die Heberollen und Zettel bei einem vorkommenden 

Brandunglück anzufertigen und dieſe durch den Präſes ö 

feſtſtellen zu laſſen. f 
c) Das Hauptbuch nebſt dem übrigen Material zu dieſem 

Zweck anzuſchaffen. 

Dafür erhält der Sekretaire: 

F. 11. Für jede Eintragung, Abänderung oder jeden 
Austritt von jedem betreffenden Mitgliede an Receptions⸗ 
Pn von: 

Ein bis hundert Thaler 5 Sgr. 
Hundert bis hundertfünfzig T haber, int an 
. bis zweihundert Thuler . 10 „ 
heine haler und drüben. = 1 
Von jedem Feldſchober (Barm) ? 
$. 12. Da die Anfertigung der Heberolle — Zettel 
viele und weitläufige Berechnungen erfordert, der Sekretaire 


ur 


zu dem zur Führung und Eintragung der Protokolle und 
freien Hergabe des nöthigen Materials verpflichtet iſt, ſo 
erhält derſelbe von jeder anzufertigenden Heberolle von jedem 
Beſchädigten zehn Thaler, wofuͤr letzterem jedoch ſo viel 
Naturalien mehr geliefert werden, daß er dadurch entſchädigt 
wird. Außerdem erhält der Sekretaire eine jährliche" Gra⸗ 
tifikation von ſechs Thaler. so un | 

F. 13. Die Entſchädigung geſchieht in folgendem 
Verhaͤltniß in Natur: | | 
eee BEIDE PN Früchten. 

Vom erſten Auguſt bis den letzten September (aus⸗ 
ſchließlich der noch im Felde befindlichen Früchte) wird 
das ganze Fruchtquantum vergütet, und vermindert ſich die 
BEE October ab mit jedem drittel Monat 
um ein Vierundzwanzigſtel. Alſo per Monat wäre die 
Entſchädigungs⸗Berechnung, wie folgt: Ende Oktober ſieben 
Achtel, Ende November ſechs Achtel, Ende Dezember fünf 
Achtel, Ende Januar vier Achtel, Ende Februar drei Achtel, 
Ende März zwei Achtel und Ende April ein Achtel. Es 
jet denn, daß ein Beſchädigter alle ſeine Korner erweislich 
ſchon früher ausgedroſchen, in welchem Falle ihm nur nach 
den folgenden Beſtimmungen der verhältnißmäßige Früchte⸗ 


und Strohbetrag vergütet werden ſoll. 
An Stroh und Heu. 1 63 
Die Stroh-Vergütung fängt mit dem erſten Auguſt 
voll an und wird vermindert mit jedem drittel Monat 
um ein Sechsunddreißigſtel des vollen Entſchädigungs⸗ 
quantum; ebenſo mit dem Wieſenheu. 1 
a) Wenn ein großer Theil der Früchte vor dem erſten 
Auguſt eingeſcheuert wäre, jo findet eine verhältniß⸗ 
mäßige frühere Vergütung ſtatt. 
b) Es könnte der Fall eintreten, daß gleich nach dem 
eingeſcheuerten Roggen Brand entſtaͤnde; in dieſem 
Falle kann der Beſchädigte auch nur für dieſen mit 
dem Stroh Erſatz fordern; ebenſo, wenn Roggen 
und Weizen eingeſcheuert ſind. Der ganze Schaden⸗ 
erſatz tritt aber nur dann erſt ein, wenn alle Frucht⸗ 
gattungen eingeſcheuert ſind. tene 
c) Alle andere ſFruchtgattungen werden, wie in §. 2 an⸗ 
genommen, nur mit Roggen, Weizen und Hafer 
epergüteta %% ee eee eee eee e 


F. 14. Wenn ein Verſicherter Hagelſchlag erleidet, 
ſo ſoll dieſer Schaden von dem Präſes und den Deputirten 
ermittelt und demnach der Stroh- und Körnerwerth ver⸗ 
mindert werden, weil die Intereſſenten ſich nicht zum Scha⸗ 
den⸗Erſatz für ſolche Unglücksfälle, ſondern blos zum Erſatz 
für Feuerſchaden verbunden haben; beträgt jedoch der 
Hagelſchaden nicht über ein Zwölftel, ſo ſoll dieſer nicht 
berückſichtigt werden. N * 
8. 15. Wer ſich einmal dieſer Geſellſchaft angeſchloſſen 
hat, bleibt ſo lange Mitglied derſelben, bis er entweder 
ſeinen Austritt ausdrücklich erklaͤrt, oder ein Anderer das 
verſicherte Gut bezieht, und der frühere Bewohner deſſelben 
weder Frucht, noch Stroh oder Heu hinterläßt. 
F. 16. Wer ſeine Beiträge nicht in der geſetzlichen 
eit abliefert, ſoll von Gerichtswegen dazu durch den 
Nase der Geſellſchaft uuf, d des Säumigen ange⸗ 
fal und für die Zukunft aus der Geſellſchaft ausge⸗ 
chloſſen ſein. . e 
F. 17. Um einen beſtimmten Maßſtab in der Ber 
rechnung zu erhalten, wird der Scheffel Roggen zu achtzig, 
der Weizen zu neunzig und der Hafer zu fünfzig Pfund 
berechnet und jeder muß die Qualität ſeiner Früchte ſo 
liefern, wie er ſie ſelbſt gezogen hat. 8 
Sollte über den einen oder andern Gegenſtand Streitig⸗ 
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keiten entſtehen, ſo haben dieſe der Präſes und die Depu⸗ 
tirten zu ſchlichten und können dieſe ſich nicht einigen, ſo 
ſoll es durch Abſtimmen geſchehen, und die Stimmenmehr⸗ 
heit entſcheidetz bei Stimmengleichheit entſcheidet der Präſes. 
Der Betreffende muß mit dem Beſchluſſe zufrieden 
ſein, ohne ferner auf gerichtlichem Wege ſein vermeintliches 
Recht geltend machen zu dürfen. Ni ene 
F. 18. Wer in dieſer Geſellſchaft Mitglied iſt, darf 

nicht Mitglied einer andern Frucht- und Stroh-Verſiche— 
rungs⸗Geſellſchaft gegen Feuerſchaden ſein, und hat ein 
ſolcher im Unglücksfalle auf Entſchädigung von dieſer Ge— 
ſellſchaft keinen Anſpruch zu machen. 

§. 19. Die Dauer der Amtsverrichtungen des Prä— 
ſes und der Deputirten iſt auf vier Jahre beſtimmt, und 
wenn neue gewählt werden, ſo hat der Abgehende drei 
Erſatzmänner vorzuſchlagen, woraus durch die Deputirten 
die beſtimmte Anzahl gewählt wird. 

Alle zwei Jahre wird die Hälfte der Deputirten durch 
Neuwahl ergänzt. 
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Diurchgeſehen, 9 genehmigt und von ſämmt⸗ 
lichen Mitgliedern der Geſellſchaft zur unverbrüchlichen 
Feſthaltung eigenhändig unterſchrieben mit dem ausdrück⸗ 
lichen Verſprechen, alle noch vorzunehmende Beſchlüſſe, 
Abänderungen und Verbeſſerungen des Präſes und der 
Deputirten ebenfalls zu genehmigen. 


Millrath, den 25. Juni 1835. 


Der zeitige Präſes: Die zeitigen Hethlrt en; 
Fr. W. Pieper. Adolph Dorp. Joh. Lingmann. 
— W. H. Bruchhaus. W. Scharrenberg. 
Joh. Schallbruch. Peter Spiecker. 
P. G. Steineshoff. W. Juffernbruch. 
Wilh. Burberg. Gottfr. Thienhaus. 


Peter Knab. Peter Kratz. 
W. Birſchel. G. Niepenberg. N 
W. Kratz. F. W. Löckenhoff. 


Ad. Büſcher. Fr. Benninghoven. 
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Millrath und Umgegend zur Sicherung der Vorräthe an 
Früchten, Stroh und Heu gegen e Be zu 
erinnern gefunden, beſcheinigt. | 


Haan, den 20. Juli 1835. 


Der Bürgermeifer: A. 
Schnittert. 


Statuten 


der 


Rindvieh⸗Sterbe⸗Kaſſe 
des 


Rirchſpiels Menkrop. 


§. 1. 
Zweck der Geſellſchaft iſt gegenſeitige Verſicherung des 
Rindviehs. 
2 
Als Mitglieder werden nur Eingeſeſſene der drei Ge— 
meinden Uentrop, Haren und Schmehauſen auf— 
genommen. 
8. 3. 
Nur geſundes Vieh wird zur Verſicherung angenommen, 
worüber die mit der Abſchätzung desſelben beauftragten drei 
Mitglieder des Vorſtandes endgültig entſcheiden. 


§. 4. 

Die Aumeldung des bei der Kaſſe zu verſichernden Viehes 
muß bei einem Mitgliede des Vorſtandes erfolgen. Drei 
der Vorſtandsmitglieder ſchätzen das angemeldete Vieh, wenn 
ſie es für geſund halten, ab, tragen es in das Hauptbuch 
der Geſellſchaft ein, und verſehen es mit dem Brandzeichen 
der Geſellſchaft „V.-G. U.“ am rechten Horn. 


. 5. 

Die Taxe muß dem wirklichen Werthe des Viehes ent— 
ſprechen, die Haut wird jedoch nicht mitgeſchätzt. Einigen 
ſich die Taxatoren über den Werth nicht, dann wird der 
Durchſchnittsſatz aller drei Taxen angenommen. Mit der 
Taxe muß der Eigenthümer zufrieden ſein oder aus dem 
Verein ſcheiden. 

F. 6. 

Die Verſicherung erfolgt 8 Tage nach erfolgtem, von 
den Taxatoren zu beſcheinigendem Eintritt. Jeder dem Verein 
Beitretende muß mit den Statuten bekannt gemacht werden 
und dieſe unterſchreiben. 


. 

Von jedem Thaler der Verſicherungsſumme werden 3 Pf. 
Eintrittsgeld zur Vereinskaſſe gezahlt. Bei etwaigem Wechſel 
durch Verkauf und Ankauf, Tauſch ꝛc. ꝛc wird ein Ein— 
trittsgeld nicht entrichte; nur dann, wenn durch Krepiren 
eines verſicherten Stückes Vieh ein Wechſel eintritt, muß 
erneut das Eintrittsgeld gezahlt werden. 


§. 8. 
Zu den Koſten der Entſchädigung für gefallenes Vieh 


. 


3 

und allen ſonſtigen, aus dem Einſchreibegelde nicht zu be— 
ſtreitenden, Ausgaben haben die Vereinsmitglieder, nach 
Verhältniß der Verſicherungsſummen, 8 Tage nach erhal— 
tener Aufforderung, den Beitrag an den Rendanten des 
Vereins zu entrichten. Säumige Zahler werden gegen 1 Sgr. 
Gebühren angemahnt, und nach Ablauf von weiteren 8 
Tagen bei Gericht eingeklagt, können auch vom Vorſtande 
aus dem Verein entlaſſen werden, ohne daß ihnen dann 
ein Anſpruch au das Vermögen des Vereins zuſteht. 


87. N 


Den etwaigen Abgang eines verſicherten Stück Viehs 
durch Verkauf ꝛc. ꝛc. iſt der Eigenthümer einem der Vor- 
ſtandsmitglieder binnen 3 Tagen anzuzeigen verpflichtet. 


$. 10. 


Es wird ein beſonderer Arzt für den Verein durch den 
Vorſtand beſtellt, der bei allen Krankheiten des verſicherten 
Viehes zuzuziehen iſt, und deſſen Anordnungen zu befolgen 
find. Andere als von demſelben verordneten Arzneimittel 
dürfen dem erkrankten Vieh nicht gereicht werden. 


§. 11. 


Erkrankt ein Stück Vieh, ſo muß der Eigenthümer des— 
ſelben den Arzt des Vereins ſofort zu Hülfe rufen, und 
daß dies geſchehen iſt bei eintretendem Todesfalle nachweiſen. 


$. 12. 


Bei allen Todesfällen muß der Eigenthümer einem Mit— 
gliede des Vorſtandes ſofort Anzeige machen. Der Vorſtand 
muß das gefallene Vieh innerhalb 12 Stunden nach der 


De 
Anmeldung beſichtigen, und die erforderlichen Anordnungen 
treffen. Bevor dieſes geſchehen iſt darf das gefallene Vieh 
nicht bei Seite geſchafft werden. Es genügt, wenn hierbei 
drei Mitglieder des Vorſtandes anweſend find, 


$. 13. 


Das bei der gegenwärtigen Kaſſe verſicherte Vieh darf 
nicht noch anderweit bei einer Aſſecuranz verſichert ſein. 
Iſt dieſes dennoch geſchehen, ſo hat der Verſicherer den An— 
ſpruch auf Entſchädigung verwirkt. Liegt jedoch der Fall 
vor, daß Jemand das bei gegenwärtiger Kaſſe verſicherte 
Vieh auch gleichzeitig bei einer Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaft 
gegen Brandſchaden verſichert hat, und der Eigenthümer 
aus dieſer Kaſſe in vorkommenden Fällen nicht eine nach 
§. 5 ermittelte Entſchädigung empfinge, ſo ſoll derſelbe aus 
dieſer Kaſſe completirt werden, wenn ſonſt der Zahlung kein 
ſtatutenwidriges Hinderniß entgegenſteht. 


$. 14. 


Der Verein leiſtet dem Verſicherer die nach §. 5 feſtzu— 
ſtellende Entfchädigung für jeden unverſchuldeten Verluſt 
des bei der Kaſſe verſicherten Rindviehs, wobei es keinen 
Unterſchied macht, ob der Verluſt durch Verwahrloſung oder 
überhaupt durch Schuld des Eigenthümers oder ſeiner An— 
gehörigen entſtanden iſt, weil für verſchuldete Verluſte keine 
Eutſchädigung gewährt wird. In allen dieſen Fällen ent— 
ſcheidet der Vorſtand, wovon wenigſtens drei Mitglieder an— 
weſend fein müſſen, nach Anhörung des Vereinsarztes. 
Gegen dieſe Entſcheidung kaun der Verſicherte auf ein Gut— 
achten des Kreisthierarztes antragen, deſſen Ausſpruch für 
beide Theile bindend iſt. Hebt dieſer Ausſpruch die Ent— 


1 
ſcheidung des Vorſtandes auf, jo wird der Kreisthierarzt 
vom Verein, ſonſt vom Eigenthümer des gefallenen Stück 
Viehes bezahlt. 8 
$. 15. 

Im Fall ein beſchädigtes Stück Vieh nach Anweiſung 
des Vereinsarztes oder eines Vorſtandsmitgliedes geſchlachtet 
werden muß, ſoll das Fleiſch, wenn es noch genießbar iſt, 
zum Vortheil der Kaſſe verkauft werden. 


§. 16. 

Für gefallenes Vieh tritt keine Entſchädigung ein, wenn 
durch allgemeine Rinderpeſt der Tod desſelben herbeigeführt 
oder dasſelbe durch Krieg, u 2c. 20. gewaltſam ge— 
tödtet wird. 


. 

Nur dem urſprünglichen Verſicherer wird eine Entſchä— 
digung des verſicherten Stück Viehes geleiſtet, und fällt 
dieſelbe fort, ſobald ſolches in den Beſitz eines Andern über— 
geht. Ausgenommen ſind ſolche Fälle, wo das Vieh durch 
Erbſchaft ohne Stallwechſel übergeht. 


F. 18. 


Späteſtens 4 Wochen, nachdem der Tod des HABEN 
Thieres vorſchriftsmäßig conſtatirt worden, wird die Verſi— 
cherungsſumme dem Verſicherer gezahlt. 


§. 19. 


Der Arzt des Vereins wird, wenn das erkrankte Vieh 
crepirt, vom Verein, — wenn es wieder geſund wird, vom 
Eigenthümer bezahlt. 
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$. 20. 


Jedes verſicherte Thier wird nach Vorſchrift des 8. 5 
bei der Anmeldung und jährlich im Monat December 
taxirt, und ſo die Verſicherungsſumme ermittelt und feſtge— 
ſtellt. Dem Vorſtande ſteht es außerdem frei, zu jeder Zeit, ins— 
beſondere beim Sinken der Viehpreiſe, eine anderweitige Taxa— 
tion vorzunehmen, und gelten in ſolchen Fällen die dann 
ermittelten Werthſummen als Verſicherungs-Kapital. 


F. 21. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Vereins beſorgt 
der Vorſtand, welcher aus vier Mitgliedern beſteht. Der 
Vorſtand wird von und aus den Mitgliedern des Vereins 
nach einfacher Stimmenmehrheit gewählt, alle Jahre ſcheidet 
die Hälfte (nach Ablauf des erſten Jahres durchs Loos) 
aus, die Ausgeſchiedenen ſind wieder wählbar. 


F. 22. 


Die Vorſtandsmitglieder wählen aus ihrer Mitte den 
Vorſitzenden und den Rendanten, Letzterer kann auch ein 
nicht zum Verein Gehörender ſein. Außer dem Rendanten, 
welcher 4% Hebegebühren von der wirklichen Einnahme 
erhält, verwalten ſie ihr Amt unentgeldlich, jedoch werden 
alle baaren Auslagen für Papier ꝛc. erſtattet. 


§. 23. 


Der Vorſtand verwaltet alle gemeinſamen Aungelegen— 
heiten des Vereins, ſorgt für die ſichere Unterbringung der 
Gelder, vertritt die Rechte der Geſellſchaft ſowohl nach Außen 
als auch gegen die einzelnen Mitglieder vor Gericht, und 
kann zu dem Ende einen Subſtituten ernennen. 


En 
§. 24. 

Der Austritt aus der Geſellſchaft ſteht Jedem frei, und 
tritt 8 Tage nach beim Vorſtande erfolgter Abmeldung ein, 
der Ausſcheidende hat jedoch durchaus keinen Anſpruch an 
das vorhandene Vermögen des Vereins. 


$. 25. 


Alljährlich am 31. Dezember findet eine General-Ver— 
ſammlung ftatt. Der Rendant hat dann die Rechnung zur 
Abnahme vorzulegen. Wer nicht erſcheint unterwirft ſich 
den, nach einfacher Stimmenmehrheit zu faſſenden Beſchlüſſen 
der Anweſenden. 


F. 26. 
Die Zahlungszettel werden unentgeldlich von einem in 


jeder der drei Gemeinden zu wählenden Vereinsmitgliede 
umhergetragen. Dieſes Amt wechſelt jährlich. 


$. 27. 


Dem Vorſteher der Gemeinde Uentrop ſteht das Recht 
zu, den Verſammlungen des Vereins und des Vorſtandes 
beizuwohnen, und die Papiere, Kaſſe und Rechnungen des 
Vereins jederzeit zu revidiren. 

Der Vorſtand des Vereins iſt verpflichtet, von jeder 
Verſammlung des Vereins und von jeder Vorſtandsſitzung 
dem Gemeindevorſteher vorher Anzeige zu machen. 


§. 28. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur durch einen 
Beſchluß der Generalverſammlung unter Genehmigung der 
betreffenden Landesbehörde erfolgen. Die gänzliche Auf— 


Bi. 


löfung der Geſellſchaft muß aber mindeſtens durch zwei 
Drittel aller Mitglieder beſchloſſen worden. ö 


Uentrop, den 4. Juli 1859. 
Der Vorſtand der Rindvieh-Sterbe-Kaſſe: 
W. Neuhaus. Korte. Kohlhaſe. Büſcher. 


Daß die vorſtehend unterzeichneten Perſonen den Vor— 
ſtand der Rindvieh-Sterbe-Kaſſe bilden, wird hiermit atteſtirt. 


Uentrop, den 8. Juli 1859. 
Der Vorſteher: Graevinghoff. 


Vorſtehendes Statut des Rindvieh-Sterbe-Kaſſen-Vereins 
für das Kirchſpiel Uentrop wird hiermit genehmigt. 
Münſter, den 30. Juli 1859. 
Der Ober-Präſident von Weſtfalen. 
In Vertretung: v. Holzbrinck. 
No. 5576. 


G. Grote'ſche Buchdruckerei (Griebſch & Müller) in Hamm. 
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Statut 
Vieh⸗Ver ſicherungs⸗Banuk 
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Conceſſionirt zum geſchäſtsbetriebe im ganzen Umfange der 
Preußiſchen Staaten f 
und in anderen Deutſchen Bundesländern. 


Berlin. 
Druck von Ertz und Saatz, Franzöſiſche Straße 37. 
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Das Statut der unter dem Namen „Vieh⸗Verſicherungs⸗ 
Bank für Deutſchland“ in Berlin gegründeten Geſellſchaft 
vom 26. März 1861, landespolizeilich beſtätigt am 16. April 
1861, iſt wie folgt abgeändert, reſp. erweitert. 


I. Zweck und Fonds der Geſellſchaft. 
Sg | 


Die unter dem Namen 


„Dieh-Derfiherungs-Bank für Deutſchland“ 


in Berlin 


beſtehende Geſellſchaft gewährt nach dem Grundſatz der Gegen— 
ſeitigkeit ihren Mitgliedern Verſicherung gegen Verluſte in ihrem 
Viehſtande ($. 47.), die durch Seuchen, Krankheiten oder andere 
Unglücksfälle entſtehen. 

8. . 


Die Thätigkeit der Geſellſchaft erſtreckt ſich zunächſt auf den 
geſammten preußiſchen Staat und die übrigen deutſchen Bundes⸗ 
länder, kann aber auch auf außerdeutſche Landestheile ausgedehnt 
werden. 5 

§. 3. 


Mitglied der Geſellſchaft iſt ein Jeder, der bei ihr Verſicherung 
genommen hat oder nimmt. Alle Mitglieder der Geſellſchaft ſind 
reſp. dem Statut vom 26. März 1861 reſp. dem gegenwärtigen 
Statut und etwanigen Nachträgen zu demſelben ($. 13.) unter⸗ 
worfen, ohne daß es einer Vollziehung der Statuten ihrerſeits be— 
durft hat, oder bedarf: ihre Erklärung, ſich dem Statut unter⸗ 
werfen zu wollen, iſt in dem Verſicherungsantrage auszuſprechen. 


8. 4. 


Die zur Erreichung der Zwecke der Geſellſchaft dienenden 

Fonds werden gebildet: 

1. aus den von den Mitgliedern der Geſellſchaft zu zah— 
lenden Verſicherungsbeiträgen (Prämien); 

2. aus dem aufzuſammelnden Reſervefonds; 

3. aus den von den Prämien und Reſervefonds aufkom— 
menden Zinſen und ſonſtigen etwa ſich ergebenden extra— 
ordinairen Einnahmen. \ 
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§. 5. 


Sollten die vorſtehend gedachten Fonds der Geſellſchaft zur 
Zahlung der ſtatutenmäßig zu gewährenden Entſchädigungen und 
zur Beſtreitung der Verwaltungskoſten nicht ausreichen, ſo werden 
dieſelben durch Nachſchußprämien ergänzt, die der Verwaltungs⸗ 
rath auf den Vorſchlag der Direction feſtſetzt und die von den 
im Laufe des Geſchäftsjahres verſichert geweſenen Mitgliedern der 
Geſellſchaft eingezogen werden. 


II. Organiſation der Geſellſchaft. 
S. 6 


Die Organe der Geſellſchaft find: 
a. Die General-Verſammlung, 
b. der Verwaltungs-Rath, 
c. die Direction. 


A. General-Berfammlung. 


§. 7. | 

Alle General-Verſammlungen werden vom Verwaltungsrath 
durch mindeſtens drei Wochen vor dem Tage der Verſammlung 
zu erlaſſende öffentliche Bekanntmachung ($. 77.) berufen und 
finden zu Berlin ſtatt. Zur Theilnahme an denſelben ſind, 
vorbehaltlich der Beſtimmungen des §. 45, diejenigen Geſell⸗ 
ſchafts⸗Mitglieder berechtigt, welche mit einer Verſicherung von 
mindeſtens 200 Thlr. bei der Geſellſchaft betheiligt ſind. Ein 
jedes hiernach zur Theilnahme berechtigte Mitglied hat ſich 
ſpäteſtens am Tage vor der General-Verſammlung, welcher es 
beiwohnen will, durch Vorzeigung ſeiner Police in dem Bureau 
der Geſellſchaft zu legitimiren und erhält eine Eintrittskarte für die 
General-Verſammlung. Ein zur Theilnahme berechtigtes Mit⸗ 
glied hat vorbehaltlich der Beſtimmung des §. 45, ohne Rückſicht 
auf die Höhe feiner Verſicherungsſumme in der General— 
Verſammlung nur Eine Stimme. 


§. 8. 
Ordentliche General⸗Verſammlungen werden alljährlich ein⸗ 
mal im Laufe der Monate April oder Mai zuſammenberufen. 


8.9, | 

Außerordentliche General-Verſammlungen finden Statt, fo 

oft es der Verwaltungsrath für nothwendig erachtet, oder, wenn 

ſtimmberechtigte Mitglieder, deren Verſicherungen zuſammen min⸗ 

deſtens den vierten Theil der geſammten Verſicherungsſumme der 

Geſellſchaft betragen, dieſelben ſchriftlich beim Verwaltungsrath 
in Antrag bringen. 


§. 10. 


In der Generalverſammlung führt der Vorſitzende des Ver—⸗ 
waltungsrathes den Vorſitz. Er ernennt 2 bis 4 Scrutatoren aus 
der Mitte der Verſammlung und beſtimmt den Abſtimmungs⸗-Modus. 

Bei den von der General-Verſammlung vorzunehmenden 
Wahlen findet jedoch, inſofern ſie nicht einſtimmig durch Accla⸗ 
mation erfolgen, ſtets geheime Abſtimmung durch Stimmzettel Statt. 

Die Beſchlüſſe der General-Verſammlung werden durch ab— 
ſolute Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. 

Eine Vertretung durch Bevollmächtigte findet nicht Statt. 

Im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet bei allen Be⸗ 
ſchlüſſen, mit Ausnahme der Wahlen, die Stimme des Vorſitzen⸗ 
den. Ergiebt bei einer Wahl die erſte Abſtimmung keine abſolute 
Majorität, jo werden diejenigen Perſonen, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu Wählenden 
zur engeren Wahl geſtellt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet jp- 
dann das Loos. 

§. 11. 


Die Beſchlüſſe und Wahlen der General-Verſammlung find 
für alle Mitglieder verbindlich, auch wenn ſie dabei nicht anwe— 
ſend oder nicht ſtimmberechtigt ſind. 5 


8. 12. 

In den ordentlichen General-Verſammlungen erſtattet der 
vollziehende Director über die Lage und die Reſultate der Ge— 
ſellſchaft Bericht. Sodann erwählt die General-Verſammlung: 

1. die Mitglieder des Verwaltungsraths (SS. 15 und 16.) 
und beſchließt: 

2. über die Decharchirung der vom Verwaltungsrath ge— 
prüften Rechnungen reſp. über die Verfolgung der etwa 
dagegen erhobenen Erinnerungen; ſowie 

3. über alle Anträge, die vom Verwaltungsrath oder ein⸗ 
zelnen Mitgliedern in den Angelegenheiten der Geſellſchaft 
vor dieſelbe gebracht werden. 

Anträge einzelner Geſellſchafts-Mitglieder gelangen jedoch 
nur zur Berathung und Beſchlußnahme, wenn ſie mindeſtens 14 
Tage vor der General-Verſammlung bei dem Verwaltungsrath 
ſchriftlich eingebracht ſind und in der Verſammlung ſelbſt vor 
Eröffnung der Diskuſſion durch mindeſtens 20 Stimmen, die 
Stimme des Antragſtellers mitgerechnet, unterſtützt werden. 

91513. | 

In außerordentlichen General-Verſammlungen kann nur über 
diejenigen Gegenſtände berathen und beſchloſſen werden, die in 
der zum Zwecke der Einberufung erlaſſenen Bekanntmachung des 
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Verwaltungsraths ausdrücklich als Gegenſtände der Verhandlung 
bezeichnet ſind. 

Ueber Abänderungen des Statuts und Entlaſſung eines Di- 
rectors ($. 31) kann zwar ſowohl in einer außerordentlichen, als 
in einer ordentlichen General-Verſammlung gültig Beſchluß gefaßt 
werden, immer jedoch nur dann, wenn in der wegen Einberufung 
der General⸗Verſammlung zu erlaſſenden Bekanntmachung aus⸗ 
drücklich bemerkt iſt, daß es ſich um einen ſolchen Beſchluß handle. 

Abänderungen des Statuts bedürfen der Genehmigung der 
competenten Staatsbehörde und haben niemals Einfluß auf früher 
begründete Rechte und Pflichten der Geſellſchafts-Mitglieder oder 
dritter Perſonen. 

§. 14. 


Ueber die Verhandlungen in der General-Verſammlung wird 
ein notarielles Protocoll aufgenommen. Die Namen der zur 
Theilnahme an der Verſammlung berechtigten (8. 7) und wirklich 
erſchienenen Mitglieder werden durch ein von dem Verwaltungs⸗ 
rath zu vollziehendes Verzeichniß conſtatirt, welches dem Proto— 
koll beizufügen iſt. 

Das Protocoll iſt gültig vollzogen und für die Geſellſchaft 
verbindlich, wenn der Vorſitzende, ſowie die beim Abſchluß des 
Protokolls anweſenden Scrutatoren daſſelbe unterſchrieben haben. 


B. Berwaltungs-Rath. 


8. 15. 


Der Verwaltungsrath hat ſeinen Sitz in Berlin und beſteht 
aus fünf Perſonen, von denen mindeſtens drei ihren Wohnſitz in 
Berlin haben müſſen. Derſelbe wird, vorbehaltlich der Ausnahme⸗ 
Beſtimmung des §. 16, von der General-Verſammlung gewählt. 

Die Wahl erfolgt jedesmal auf fünf Jahre, jedoch mit der 
Maaßgabe, daß immer nach jedem Jahre ein Mitglied ausſcheidet. 

Bis die Reihenfolge des Ausſcheidens nach der Amtsdauer 
ſich gebildet hat, entſcheidet das Loos. Das ausſcheidende Mit⸗ 
glied iſt ſofort wieder wählbar. 


§. 16. 
Der zur Zeit fungirende Verwaltungsrath, welcher aus fol- 
genden Perſonen beſteht: 
1. C. Wernecke, Rentier in Berlin, z. Z. Vorſitzender; 
2. C. F. Witte, Kaufmann in Berlin, z. Z. Stellver⸗ 
treter des Vorſitzenden; 
3. H. Simon, Rittergutsbeſitzer, z. Z. in Berlin; 
4. Theobald Grieben, Verlags-Buchhändler in Berlin; 
5. Auguſt Jahn, Kaufmann in Berlin; 


bleibtzbis zu der im Jahre 1867 abzuhaltenden ordentlichen Generals 
Verſammlung in Funktion. Erſt in dieſer General⸗Verſammlung be⸗ 
ginnt daher das alljährliche Ausſcheiden eines Mitgliedes und die Be⸗ 
ſetzung der dadurch entſtehenden Vacanz durch Wahl in der Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung. ($. 15.) 

8. 17. | 

Der Verwaltungsrath wählt aus feiner Mitte einen Vor⸗ 
ſitzenden und einen Stellvertreter für denſelben. Beide müſſen in 
Berlin wohnen. Die Wahl erfolgt auf zwei Jahre, und inſofern 
das betreffende Mitglied früher auszuſcheiden hat, auf die Dauer 
ſeiner Functions⸗Zeit als Mitglied des Verwaltungsrathes. 

Iſt in einer Verſammlung weder der Vorſitzende, noch ſein 
Stellvertreter zugegen, ſo führt das nach den Lebensjahren älteſte 
Mitglied den Vorſitz. 

§. 18. 


Ein jedes Mitglied des Verwaltungsraths muß ſtimmberech⸗ 
tigtes Mitglied der Geſellſchaft (8. 7) fein und darf ſich bei keiner 
concurrirenden Geſellſchaft irgendwie betheiligen. 

Hört ein Mitglied des Verwaltungsraths auf, ſtimmberech⸗ 
tigtes Mitglied der Geſellſchaft zu ſein, oder betheiligt es ſich bei 
einer concurrirenden Geſellſchaft, ſo haben die übrigen Mitglieder 
des Verwaltungsraths durch einen ohne ſeine Zuziehung zu faſſen⸗ 
den Beſchluß die Excluſion deſſelben auszuſprechen. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsraths iſt berechtigt, ſein 
Amt nach vorgängiger dreimonatlicher Kündigung niederzulegen, 
den Fall der Auflöſung oder Liquidation der Geſellſchaft ausge⸗ 
nommen, in welchem Fall jedes Mitglied bis zu beendigter Li⸗ 
quidation in Function verbleiben muß. 

Die ſolchergeſtalt oder auf außergewöhnliche Art erledigte 
Stelle wird durch eine von den übrig gebliebenen Mitgliedern des 
Verwaltungsraths, in einer deshalb beſonders anzuberaumenden 
Sitzung, zu vollziehende Wahl beſetzt. 

Das vom Verwaltungsrath gewählte Mitglied bleibt nur für 
die noch übrige Amtsdauer ſeines Vorgängers in Function. 


§. 19. 

Der Verwaltungsrath verſammelt ſich auf ſchriftliche Ein— 
ladung des Vorſitzenden mindeſtens vierteljährlich einmal in Berlin. 
Auf den Antrag von mindeſtens drei Mitgliedern des Verwaltungs— 
raths muß der Vorfitzende jedoch binnen 14 Tagen eine Ver— 
ſammlung berufen. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsraths werden nach abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden, ſofern es ſich nicht um eine Wahl 
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handelt. Ergiebt im letzteren Falle die erſte Abſtimmung keine 
abſolute Majorität, ſo werden diejenigen Perſonen, welche die 
meiſten Stimmen erhalten haben, in doppelter Anzahl der zu 
Wählenden zur engeren Wahl geſtellt; bei Stimmengleichheit ent⸗ 
ſcheidet das Loos. 5 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes des Verwaltungs— 
rathes iſt die Anweſenheit von wenigſtens dreien ſeiner Mitglieder 
erforderlich. 

Ueber die in den Sitzungen des Verwaltungsraths gefaßten 
Beſchlüſſe iſt jedesmal ein Protocoll aufzunehmen und von dem 
Vorſitzenden und wenigſtens einem Mitgliede zu unterſchreiben. 

§. 20. 


Dem Verwaltungsrath ſteht die obere Leitung der Geſchäfte 
der Geſellſchaft zu. Er beſchließt und verfügt demnach über alle 
Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Beſchluß— 
nahme der General⸗Verſammlung vorbehalten oder der Direction 
übertragen ſind. 

Der Verwaltungsrath iſt insbeſondere ermächtigt: 

1) die Mitglieder der Direction und den Rendanten zu wählen 
und Verträge mit ihnen abzuſchließen; 

2) Inſtructionen für die Geſchäftsführung der Direction und 
des Rendanten zu erlaſſen und abzuändern, insbeſondere 
auch zu beſtimmen, bei welchen Geſchäften die Direction 
an die Zuſtimmung des Verwaltungsraths gebunden ſein ſoll; 

3) die Höhe der an die Geſellſchafts-Mitglieder zu zahlenden 
Dividende, jo wie die Höhe der etwa einzufordernden Nach- 
ſchußprämie feſtzuſetzen; 

4) den Etat der für die Verwaltung erforderlichen Ausgaben 
feſtzuſtellen; 

5) die Renumerationen und Diäten der Mitglieder der Direc⸗ 
tion, ſowie der von der Direction anzuſtellenden Büreau⸗ 
beamten und Agenten feſtzuſetzen; 

6) die für erforderlich zu erachtenden Cautionen des Rendanten 
und der Kaſſenbeamten der Geſellſchaft zu beſtimmen; 

7) die von der Direction zu legenden Rechnungen, ſowie die 
Kaſſen zu revidiren und ihre Dechargirung, eventuell die 
Verfolgung etwaniger Erinnerungen, bei der General-Ver⸗ 
ſammlung zu beantragen (8. 12, Nr. 2); 

8) Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Directoren auszu— 
gleichen und über dieſelben, ſowie über Beſchwerden von 
1 Pe der Geſellſchaft gegen die Direction zu ent- 
cheiden; 

9) die Direction in allen ihren Geſchäften zu controliren und 
von denſelben jederzeit Kenntniß zu nehmen. 
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§. 21. 5 

Alle Erlaſſe und Ausfertigungen, die vom Verwaltungsrathe 
ausgehen, gelten für gültig vollzogen, ſobald ſie von dem Vor— 
ſitzenden, reſp. deſſen Stellvertreter Namens des Verwaltungs— 
raths unterſchrieben ſind. 

8122. 

Der Verwaltungsrath bezieht außer dem Erſatze der durch 
die Ausübung ſeiner Functionen entſtehenden Auslagen für ſeine 
Mühewaltung eine Tantieme von einem halben pro mille der 
Verſicherungsſumme jedes Rechnungsjahres (S. 40.), in minimo 
von 500 Thlr. 

C. Birection, 


§. 23. 
Die Direction beſteht aus einem vollziehenden Director und 
einem techniſchen Director, die der Verwaltungsrath zu wählen 
und deren Verhältniſſe zur Geſellſchaft der Verwaltungsrath durch 
mit ihnen abzuſchließende Verträge zu beſtimmen hat. Beide 
Mitglieder der Direction müſſen in Berlin wohnen. 
§. 24 


Es iſt zuläſſig, die Functionen des vollziehenden Directors 
bei Abweſenheit oder zeitweiſer Behinderung deſſelben durch ein 
Mitglied des Verwaltungsraths, welches auch der Vorſitzende ſein 
kann, ausüben zu laſſen. Daſſelbe ſcheidet, ſo lange es als voll— 
ziehender Director fungirt, bei allen Berathungen und Beſchlüſſen, 
bei welchen der Verwaltungsrath der Direction als controlirende 
Behörde gegenüber ſteht, aus, ohne daß es deshalb einer Ergän— 
zungswahl für den Verwaltungsrath bedarf. 

828 
Der vollziehende Director iſt ermächtigt, mit Genehmigung 
des Verwaltungsraths einen Bevollmächtigten zur Ausübung ein— 
zelner ſeiner Befugniſſe zu beſtellen, jedoch muß derſelbe Beamter 
der Geſellſchaft ſein. 

Dem vollziehenden Director oder deſſen Stellvertreter (8.24) 
ſteht es zu, allen regelmäßigen Verſammlungen des Verwaltungs— 
raths beizuwohnen, den außerordentlichen jedoch nur dann, wenn 
er dazu eingeladen wird. 

§. 26. 

Der vollziehende Director iſt mit der Ausführung der Beſchlüſſe 
der General-Verſammlung und des Verwaltungsraths beauftragt 
und hat nach Maßgabe der ihm vom Verwaltungsrath ertheilten 
Inſtruction, die obere Leitung aller Geſchäfte der Geſellſchaft. 
Unter ihm ſteht das Büreau- und Kaſſenweſen und er hat die 
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Befugniß der Anſtellung und Entlaſſung der Agenten, der Büreau— 
und Kaſſenbeamten, mit Ausnahme des Rendanten, der vom Ver— 
waltungsrath gewählt wird. (S. 20.) 


8. 27. | 


Der vollziehende Director vertritt die Geſellſchaft in allen 
ihren Geſchäften und Rechtsverhältniſſen ſowohl den Behörden, 
als dritten Perſonen gegenüber. Er iſt der alleinige und ſelbſt— 
ſtändige Repräſentant der Geſellſchaft, in deren Rechtsverhältniſſen 
zu den Agenten und mit den einzelnen Geſellſchafts-Mitgliedern. 

Behufs Ausübung der ihm in dieſem Statute übertragenen 
Functionen, iſt der vollziehende Director kraft dieſes Statuts er— 
mächtigt, Namens der Geſellſchaft und mit verbindlicher Kraft für 
alle Mitglieder derſelben Verträge aller Art, insbeſondere Ver— 
ſicherungs-Verträge abzuſchließen, Agenten zu ernennen und die— 
ſelben mit Juſtructionen und Vollmachten zu verſehen, Gelder und 
Sachen, insbeſondere alſo auch die von den einzelnen Geſellſchafts— 
mitgliedern zu zahlenden Verſicherungs-Beiträge in Empfang zu 
nehmen und gültig darüber zu quittiren, Eintragungen in die Hy— 
pothekenbücher nachzuſuchen, die Löſchung eingetragener Forderungen 
und Rechte zu bewilligen, Ceſſionen zu ertheilen, Pfandrechte zu 
beſtellen, Entſagungen und Verzichte zu leiſten, Vorzugsrechte ein- 
zuräumen, Vergleiche zu ſchließen, Compromiſſe zu errichten, 
Prozeſſe als Kläger oder Verklagter zu führen, Eide zu deferiren, 
zu referiren, zu erlaſſen oder für geſchworen anzunehmen, Pro- 
zeßbevollmächtigte mit der Befugniß zur Subſtitution zu beſtellen, 
Erkenntniß⸗Ausfertigungen in Empfang zu nehmen, gegen ſolche 
alle ordentlichen und außerordentlichen Rechtsmittel einzulegen, 
denſelben wieder zu entſagen, Executionen und Arreſte aller Art, 
Adminiſtrationen und Subhaſtationen in Antrag zu bringen und 
dabei, ſowie überall die Geſellſchaft zu vertreten. 


8. 28. 


Der techniſche Director muß Thierarzt erſter Klaſſe ſein. 
Er hat die ſorgfältige Ausführung aller die thierärztliche Thätig⸗ 
keit betreffenden Beſtimmungen des Statuts zu überwachen und 
die Ernennung und Beaufſichtigung der in den einzelnen Agentur- 
Bezirken anzuſtellenden Thierärzte zu bewirken. Ihm liegt es ob, 
ſämmtliche eingehende Verſicherungs-Anträge, ſowie die darauf be- 
züglichen Berichte der Agenten und die Taxationen, ſowie die 
Atteſte der Thierärzte und Sachverſtändigen bei Anträgen oder 
Schadenfällen zu prüfen und zu begutachten. Dem techniſchen 
Director ſteht die Befugniß zu, den regelmäßigen Sitzungen des 
Verwaltungsraths beizuwohnen. 


8. 29. 


Jeder Verſicherungs-Antrag bedarf zu ſeiner Annahme der 
Zuſtimmung des techniſchen Directors. Die Feſtſetzung der Prä⸗ 
mien nach Maaßgabe der Gefahrsklaſſen iſt von beiden Mitglie- 
dern der Direction gemeinſchaftlich zu bewirken. 

§. 30. 

Der Nachweis, daß die Mitglieder der Direction innerhalb 
der Grenzen der ihr vom Verwaltungsrath ertheilten beſonderen 
Inſtructionen gehandelt haben, iſt dritten Perſonen gegenüber 
niemals erforderlich. Auch kann dritten Perſonen der Einwand, 
daß die Direction ihre Inſtructionen überſchritten habe, niemals 
entgegengeſetzt werden. 

Ms 


Den Directions- Mitgliedern gegenüber muß dem Verwal- 
tungsrath durch die mit ihnen abzuſchließenden Verträge jederzeit 
das Recht vorbehalten werden, die Directoren zu ſuspendiren, ſo— 
bald er dies im Intereſſe der Geſellſchaft für nothwendig erach— 
tet. Der desfallſige Beſchluß kann jedoch nur in einer dazu 
beſonders anzuberaumenden Sitzung und auch nur dann gültig 
gefaßt werden, wenn mindeſtens vier Mitglieder des Verwaltungs- 
raths für die Suspenſion ſtimmen. Wird dieſe beſchloſſen, ſo iſt 
ſofort eine Generalverſammlung zu berufen, welche über die Auf- 
hebung der Suspenſion oder über die Entlaſſung des betreffenden 
Directors zu beſchließen hat. 32 
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Zur Erleichterung der Annahme von Verſicherungs-Anmel⸗ 
dungen ernennt der vollziehende Director General- und Bezirks— 
Agenten, deren Renumeration vom Verwaltungsrath zu beſtimmen 
it und die der vollziehende Director mit den nöthigen Vollmach— 
ten und Inſtructionen zu verſehen hat. 

§. 33. 

Außer den General- und Bezirks-Agenten, welche nach den vor» 
ſtehenden Beſtimmungen nur die eigentlichen Agentur-Geſchäfte zu be— 
treiben haben, werden Behufs der nothwendigen Taxationen auf Vor— 
ſchlag der General-Agenten durch den vollziehenden Director ſach— 
verſtändige Männer, womöglich aus der Zahl der Geſellſchafts— 
mitglieder für die einzelnen Bezirke beſtellt, welche in Gemäßheit 
einer beſonderen Inſtruction die ihnen obliegenden Geſchäfte als 
Ehrenamt und nur gegen die vom Verwaltungsrath ein für alle 
Male feſtzuſetzenden Diäten und Reiſekoſten beſorgen. 


§. 34. 
In jedem Agentur-Bezirk kann ferner vom techniſchen Direc— 
tor ein Geſellſchafts-Thierarzt beſtellt werden, welcher die Er— 


füllung der thierärztlichen Vorſchriften dieſes Statuts im Intereſſe 
der Geſellſchaft in ſeinem Bezirk zu überwachen hat. Seine Be— 
mühungen werden nach Feſtſetzung des Verwaltungsraths honorirt. 


§. 35. 


Der vollziehende Director verwaltet das Vermögen der 
Geſellſchaft unter Aufſicht des Verwaltungsraths. Unter ihm 
ſteht die geſammte Kaſſenverwaltung. Er hat den Etat für die 
laufende Verwaltung anzufertigen und dem Verwaltungsrath zur 
Genehmigung und Beſtätigung vorzulegen. 


8. 36. 


Auf Vorſchlag des vollziehenden Directors wird bei eintre— 
tendem Bedürfniß vom Verwaltungsrath ein Rendant erwählt, 
der unter Aufſicht des vollziehenden Directors die Centralkaſſe 
der Geſellſchaft verwaltet. Die von dem Rendanten je nach dem 
Umfange der Geſchäfte der Geſellſchaft zu beſtellende Kaution 
wird von dem Verwaltungsrath feſtgeſtellt, der auch die Amtsge— 
ſchäfte des Rendanten durch eine Inſtruction näher zu beſtim⸗ 
men hat. 

So lange der Rendant nicht angeſtellt iſt, verwaltet der voll- 
ziehende Director alle Rendanturgeſchäfte. 


8. 37. 


Alle über den aufgeſtellten Etat vorhandenen oder ſonſt ent⸗ 
behrlichen Kaſſen-Vorräthe ſind in pupillariſch ſicheren Preußiſchen 
Papieren oder Hypotheken oder bei der Königlichen Bank verzins⸗ 
lich anzulegen. Die Beſtände dieſes Fonds ſind von dem Ver⸗ 
waltungsrath und dem vollziehenden Director unter gemeinfchaft- 
lichen Verſchluß zu nehmen. 


* 


§. 38. 


Zu allen Verfügungen über die im §. 37. gedachten Be⸗ 
ſtände, insbeſondere, alſo auch zur Anlegung der Beſtände in den 
dort gedachten Valuten, bedarf der vollziehende Director der 
Mitzeichnung eines dazu vom Verwaltungsrath beſonders beauf— 
tragten Verwaltungsraths-Mitgliedes. 


§. 39. 


Ueber die Wahl der Mitglieder des Berwaltungsraths, ſeines 
Vorſitzenden, ſowie der Mitglieder der Direction ſind notarielle 
Protocolle aufzunehmen. Die Legitimation der hiernach gewähl⸗ 
ten Perſonen wird durch auf Grund der Wahlprotocolle auszu— 
fertigende notarielle Atteſte geführt. Auch ſind alle Wahlen der 
gedachten Art durch die Geſellſchaftsblätter bekannt zu machen. 


III. Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


8. 40. 


Das Rechnungs- und Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 
Am Schluſſe eines jeden Geſchäftsjahres iſt von dem vollziehen— 
den Director eine vollſtändige Inventur, die das ganze Be⸗ 
ſitzthum der Geſellſchaft umfaßt, aufzunehmen und nebſt der 
Bilanz dem Verwaltungsrath zur Prüfung und Feſtſtellung mit⸗ 
zutheilen. 

§. 41. 


Der aus der Bilanz eines Geſchäftsjahres nach Deckung 
aller Ausgaben und der etwanigen Rückſtände, ſowie nach Zurück— 
ſtellung einer etwa nöthigen Prämien-Xeferve für noch laufende 
Riſico's, ſich ergebende Ueberſchuß der Activa über die Paſſiva 
bildet den Reingewinn des betreffenden Jahres. 


§. 42. 

Dieſer Reingewinn wird unter diejenigen Geſellſchaftsmit⸗ 
glieder vertheilt, welche das betreffende volle Rechnungsjahr (S. 40.) 
hindurch verſichert waren und für daſſelbe die volle Prämie ge— 
zahlt haben. 

Beträgt dieſer Ueberſchuß aber weniger als 5 % der Ge 
ſammtſumme der Jahresprämie, ſo ſoll derſelbe zur Bildung ei— 
nes Reſervefonds zurückgelegt werden. 


8. 43. 


Zur Bildung und Vergrößerung des Reſervefonds hat jeder 
Verſichernde bei Einſendung ſeines Verſicherungs-Antrages zur 
Kaſſe der Geſellſchaft einen Beitrag zum Reſervefonds einzuzahlen, 
welcher ebenſo wie die Prämien, (§. 29.) je nach den Gefahrs— 
klaſſen der zu verſichernden Thiere von der Direction feſtgeſetzt 
wird, und welcher gewöhnlich den vierten Theil der Jahresprämie 
betragen ſoll, aber nicht höher als zwei pro Cent von dem zu 
verſichernden Werthe normirt werden darf. Wird der Antrag 
vom vollziehenden Director zurückgewieſen, fo erhält der Antrag— 
ſteller den ‚gerabtten Beitrag nach Abzug der Porto-Auslagen 
wieder zurück. 

§. 44. 


Der Reſervefonds iſt dazu beſtimmt, die laufenden Einnahmen, 
falls fie zur gänzlichen Zahlung der liquidirten Entſchädigungen 
nicht ausreichen, bis zu dieſer Höhe zu ergänzen. 

Die Zinſen aus dem Reſervefonds fließen den jährlichen 
Einnahmen der Geſellſchaft zu. 


Hat der Reſervefonds die Höhe von 5 Z der Verſicherungs— 1 


Summe erreicht, fo wird der ſich ergebende Ueberſchuß nach Maaß⸗ 
gabe des §. 42 den Mitgliedern der Geſellſchaft zurückgezahlt. 


IV. Auflöſung der Geſellſchaft. 
§. 45. 


Der Autrag auf Auflöſung der Geſellſchaft kann von dem 
Verwaltungs-Rathe oder von Mitgliedern der Geſellſchaft, deren 
Verſicherungen zuſammen mindeſtens den vierten Theil der Ge— 
ſammtverſicherungsſumme der Geſellſchaft betragen, geſtellt werden. 
Der Verwaltungs-Rath iſt verpflichtet, die Frage über Auflöſung 
oder Fortdauer der Geſellſchaft zur Beſchlußnahme zu bringen, 
wenn die Geſammt⸗Verſicherungen der Geſellſchaft am Schluſſe 
eines Geſchäftsjahres nicht mehr als 200,000 Thlr. betragen haben. 

Die Auflöſung ſelbſt kann aber nur in einer mit ausdrück⸗ 
licher Anführung dieſes Zweckes berufenen General-Verſammlung 
durch eine Mehrheit von % der erſchienenen Mitglieder beſchloſſen 
werden. 

In dieſer General-Verſammlung iſt ein jedes Mitglied, gleich- 
viel eine wie hohe Verſicherung es abgeſchloſſen hat, ſtimmberech⸗ 
tigt. Ein jedes Mitglied hat dabei eine Stimme. ($. 7.) 

§. 46. 

Die die Auflöfung beſchließende General-Verſammlung hat 
den Modus der Liquidation, ſowie die Zahl der Ligidatoren 
zu beſtimmen, die Liquidatoren zu wählen und ihre Befugniſſe 
feſtzuſetzen. Auch hierbei hat jedes der erſchienenen Mitglieder 
eine Stimme. 

v. Grundlage der Verſicherung. 


§. 47. 

Die Geſellſchaft verſichert: 

a) Rindvieh nur gegen ſolche Verluſte, welche in Folge von 
Maul⸗ und Klauenſeuche, Lungenſeuche und Milzbrand 
entſtehen; 

b) Pferde, Maulthiere und Eſel, Rindvieh, Schweine und 
Ziegen gegen alle Verluſte, welche in Folge von Seuchen 
ſowohl, als auch in Folge von anderen Krankheiten oder 
Unglücksfällen entſtehen; f 

wobei es gleich iſt, ob das verſicherte Thier durch natürliches 
Abſterben oder durch nothwendig gewordenes Tödten zu Grund 
gegangen iſt. 6 
8. 48. 
Ausgeſchloſſen von der Verſicherung ſind Thiere, welche: 
a) mit lebensgefährlichen Krankheiten oder mit ſolchen Gebrechen 
behaftet ſind, welche ſie zur Nutzung untauglich machen: 


b) Vieh aus Ställen, in welchen innerhalb der letzten drei Mo⸗ 
nate Rinderpeſt, Lungenſeuche, Milzbrand, Rotz, Wurm oder 
Räude geherrſcht haben. 


Nicht entſchädigt werden: 
a) Verluſte, welche durch Rinderpeſt, Krieg, Aufruhr, Feuer, 
Ueberſchwemmungen, Exploſion und Erdbeben entſtanden ſind; 
b) Verluſte, welche nachweislich durch grobe Fahrläſſigkeit oder 
Mißhandlung Seitens der Verſicherten oder der Perſonen, 
welchen ſie die Thiere anvertraut haben, verurſacht worden 
ſind; 
e) Verluſte, welche durch Operationen an den Thieren, welche 
nicht die Hebung einer Krankheit bezwecken, entſtanden ſind. 
Solche Operationen, welche auf den Rath eines Thierarztes 
zur Hebung einer Krankheit vorgenommen werden ſollen, in ihrer 
Ausführung indeß das Leben des verſicherten Thieres bedrohen, 
können nur vorgenommen werden, wenn die Genehmigung der 
Direction eingeholt iſt. In dringenden Fällen, wo Gefahr im 
Verzuge iſt, hat auf Grund eines motivirten Atteſtes der betref— 
fende Agent die Entſcheidung zu ertheilen. 
0 
Die Geſellſchaft führt für jede der drei nachbenannten Vieh⸗ 
gattungen: 
a) für Pferde, Maulthiere und Eſel, 
b) für Rindvieh, 
e) für Schweine und Ziegen, 
beſondere Rechnung über Prämien-Einnahmen und Entſchädigun⸗ 
gen, ſo daß die Verſicherten für eine jede einzelne dieſer drei Vieh— 
gattungen unter ſich einen beſonderen Verband bilden, deſſen 
Mitglieder an dem Gewinn oder Verluſt anderer Thiergattungen 
keinen Theil haben. 
§. 51. 


Jeder Antrag auf Verſicherung muß ſchriftlich auf einem, von 
der Direction feſtzuſetzenden, Formulare ausgefertigt und bei dem 
betreffenden Agenten eingereicht werden. 

Der Geſundheitszuſtand und die Werthſchätzung der zu ver— 
ſichernden Thiere muß von einem Thierarzt oder einem Sachver- 
ſtändigen geprüft und beſcheinigt werden, worauf ſich der betref— 
fende Agent über die Zweckmäßigkeit der Verſicherung im Interz 
reſſe der Geſellſchaft zu äußern, den Beitrag zum Reſervefonds 
(8. 43.) einzuziehen und die Vorſchläge des Antragſtellers, bezüg⸗ 
lich etwaniger Prämienterminal- Zahlungen, in Empfang zu nehmen 
hat. Sodann iſt der Antrag der Direction zur Beſchlußfaſſung 
einzureichen. 


§. 52. | 
Nach dem, den Bedingungen entſprechenden Antrage wird von 
der Direction der Geſellſchaft eine Police ausgefertigt, deren In— 
halt allein bei ihrer Auslegung, ohne Rückſicht auf etwa poraus— 
gegangene anderweite mündliche oder ſchriftliche Verhandlungen, 
maaßgebend iſt. 
§. 53. 


Die Police wird dem Antragſteller gegen Zahlung der 
Prämie reſp. der erſten Terminal-Zahlung, wenn ſolche zugeſtan— 
den ſind, ausgehändigt, und erliſcht, wenn die fälligen Raten am 
Verfalltage nicht eingehen. Gleichwohl bleibt der Inhaber der 
Police der Geſellſchaft für alle aus der geſchloſſenen Verſiche— 
rung herzuleitenden Anſprüche verhaftet, und hat die Geſellſchaft 
das Recht, nicht bezahlte fällige Raten im Wege des Prozeſſes 
beizutreiben. Eine durch nicht pünktliche Bezahlung der fälligen 
Prämienraten erloſchene Police tritt erſt nach Ablauf von drei 
Tagen nach Zahlung derſelben wieder in Kraft. 


8. 54. 


Alle Verſicherungen können auf beliebige Zeit, aber nicht 
länger als auf die Dauer von 3 Jahren abgeſchloſſen werden; ſie 
gelten von dem Tage des Ablaufes der Police an ſtets auf ein 
weiteres Jahr als prolongirt, wenn nicht 20 Tage vor dem Ab— 
lauf der Police eine ſchriftliche Kündigung der Direction portofrei 
behändigt, oder von der letzteren an den Verſicherten erlaſſen iſt. 
Es ſteht indeß der Direction frei, vor Aushändigung der Pro⸗ 
longations-Police eine neue Taxe des auf ein weiteres Jahr zu 
verſichernden Viehſtandes zu verlangen und inſofern ſich die ver— 
ſicherten Werthe während der vergangenen Verſicherungszeit ver— 
mindert haben, eine Reduction der bisherigen Verſicherungsſumme 
eintreten zu laſſen, ebenſo auch eine Erhöhung, wenn ſolche be- 
antragt und conſtatirt wird, zu genehmigen. 

§. 55. 

Die Entſchädigungs-Verpflichtung der Geſellſchaft beginnt, 
wenn die Prämienzahlung gemäß §. 53. geleiſtet iſt, mit dem 
einundzwanzigſten Tage Mittags 12 Uhr, vom Ausſtellungstage 
der Police an gerechnet. 

Die Entſchädigungs-Anſprüche der Verſicherten beſtehen: 

a) bei eingetreten Verluſten an ſolchen Rindviehſtänden, die 

nach §. 47 ad a nur gegen ſolche Verluſte verſichert 
ſind, welche in Folge von Maul- und Klauenſeuche, Lun⸗ 
genſeuche und Milzbrand entſtehen, in ¼ des verſicher— 
ten Werthes, wobei dem Verſicherten die Ueberreſte des 
verloren gegangenen Thieres verbleiben; 


b) bei eingetretenen Verluſten an ſolchen Thieren, die nach 
§. 47 ad b gegen alle Verluſte verſichert ſind, welche 
ſowohl in Folge von Seuchen, als auch in Folge von 
anderen Krankheiten oder Unglücksfällen entſtehen, in %% 
des verſicherten Werthes, abzüglich des etwa für die 
Ueberreſte gewonnenen Erlöſes. (S. 69.) 

Alle Entſchädigungen werden innerhalb vier Wochen nach 
Anerkennung des Anſpruchs bei der Direction oder dem betreffen— 
den General-Agenten koſtenfrei gezahlt. Wird die Zahlung anders 
gewünſcht, ſo geſchieht ſie auf Koſten und Gefahr des zu Ent— 
ſchädigenden. 

Terminalzahlern wird immer der etwaige Rückſtand der Jah— 
resprämie bei Auszahlung der Entſchädigungsgelder in Abzug 
gebracht. Alle nicht innerhalb vier Monaten — vom Eintritt des 
Schadenfalls an gerechnet — von der Direction anerkannten, oder 
von dem Beſchädigten vor den zuſtäudigen Richter gebrachten An— 
ſprüche auf Entſchädigung find erloſchen. 


s §. 56. 

Jeder Anſpruch auf Entſchädigung fällt fort, ſobald die ver— 
ſicherten Thiere noch anderweit bei einer Concurrenz-Geſellſchaft 
verſichert ſind. 

§. DU 


Ebenſo verliert jedes Mitglied, welches durch falſche oder 
unterlaſſene Angaben ſolches Vieh, welches nach den Beſtimmun— 
gen dieſes Statuts von der Verſicherung ausgeſchloſſen iſt, den— 
noch verſichert hat, alle Anſprüche auf Entſchädigung und Divi— 
dende, und iſt verpflichtet, alle Entſchädigungsgelder, welche ihm 
in Folge jener falſchen oder unterlaſſenen Angaben etwa gewährt 
ſind, an die Geſellſchaft zurückzuzahlen. 


§. 58. 

Der Direction der Geſellſchaft ſteht das Recht zu, eine ge⸗ 
ſchloſſene Verſicherung mittelſt einfacher ſchriftlicher Erklärung auf— 
zuheben, wenn der Verſicherte bei Annahme der Verſicherung weſent— 
liche, das Riſico erhöhende Umſtände verſchwiegen oder in dem Ver— 
ſicherungs-Antrage auf die in dem Formulare ihm geſtellten Fra— 
gen falſche Angaben gemacht hat. In einem ſolchen Falle ver— 
fällt die eingezahlte Prämie und der Beitrag zum Reſervefond 
zu Gunſten der Geſellſchaft. 


§. 59. 


Nur der ganze Beſtand einer der drei in den 88. 47 u. 48 
bezeichneten Viehgattungen wird zur Verſicherung angenommen; 
einzelne Thiere der Gattung, falls der Antragſteller mehrere da— 


— RR — 


von beſitzt, können nicht verſichert werden. Jung- und Maſtvieh 
kann zu dem Werthe, den daſſelbe vorausſichtlich beim Ablauf der 
Verſicherungszeit hat, zur Verſicherung angenommen werden. 


§. 60. 

Die Mitglieder der Direction, die betreffenden Agenten und 
etwa ſonſt von der Direction dazu ermächtigte Perſonen ſind je— 
derzeit berechtigt, ſich durch Augenſchein Gewißheit über die An— 
gaben des Verſicherten oder eine Verſicherung nachſuchenden 
Geſellſchaftsmitgliedes zu verſchaffen. 

§. 61. 

Die Geſellſchaft iſt zu einer Entſchädigung bei eintretenden 
Verluſten nicht verpflichtet, wenn das Signalement des zu Grunde 
gegangenen Thieres nicht mit dem in der Police näher bezeichne— 
ten verſicherten Thiere genau übereinſtimmt, oder wenn die Zahl 
der vorhandenen die der verſicherten überiteigt. Sind in Stelle des 
Signalements dem Geſellſchafts-Mitgliede beſoudere Zeichen für 
die verſicherten Thiere verabfolgt worden, ſo müſſen ſolche Zeichen 
bei Verluſt des Entſchädigungs-Anſpruchs für die Dauer der Ver— 
ſicherung ſichtbar erhalten und ſobald dieſelben undeutlich gewor— 
den, deren Erneuerung bei der Direction nachgeſucht werden. 
Findet eine Entſchädigung hiernach nicht Statt, ſo verfällt die 
gezahlte Prämie und der Beitrag zum Reſervefonds zu Gunſten 
der Geſellſchaft. 

§. 62 


Jedes Geſellſchaftsmitglied iſt verpflichtet, an dem Stalle 
oder an dem Eingange des Gehöftes, in welchem ſich verſichertes 
Vieh befindet, ein von der Geſellſchaft für Rechnung des Ver— 
ſicherten zu lieferndes Verſicherungsſchild anzubringen. 

§. 63. 

Bei Verluſt jeder Entſchädigung iſt der Verſicherte verpflich- 
tet, jeden Wechſel in ſeinem Viehſtande, ſowie jede Vermehrung 
deſſelben, innerhalb 48 Stunden nach dem Eintritt ſchriftlich dem 
betreffenden Agenten anzuzeigen. 

Wo mehrere Thiere verſichert ſind, darf ein neues Stück 
nicht eher einrangirt werden, bis nicht durch Atteſt eines geprüften 
Thierarztes feſtgeſtellt iſt, daß das neu einzuſtellende Thier voll- 
kommen geſund iſt. Dieſes Atteſt iſt der Direction einzureichen. 

| §. 64. 

Geht ein verſichertes Thier auf einen anderen Beſitzer über, 
der nicht Mitglied der Geſellſchaft iſt, oder deſſen Thiere derſel⸗ 
ben Gattung bei der Geſellſchaft nicht verſichert ſind, ſo erliſcht 
die Verſicherung; der Vorbeſitzer bleibt jedoch für alle der Ge— 


ſellſchaft zu leiſtenden Verpflichtungen bis zum Ende des Rech— 
nungsjahres aus dem abgeſchloſſenen Vertrage verhaftet. 

Geht ein verſicherter Viehſtand ganz auf einen anderen Be— 
ſitzer über, ſo kann auf den binnen 14 Tagen zu ſtellenden An— 
trag des früheren und des neuen Beſitzers, die Police auf den 
Letzeren durch Umſchreibung übertragen werden. Unterbleibt die— 
ſer Antrag oder geſchieht er nicht rechtzeitig, ſo erliſcht die Ver— 
ſicherung; der Vorbeſitzer bleibt jedoch für die ganze Dauer ſeines 
abgeſchloſſenen Vertrages der Geſellſchaft als Mitglied verhaftet. 


S. 65. 


Jedes Mitglied iſt berechtigt, in Stelle eines von ihm ver— 
kauften, in ſeinem Nutzen verwertheten oder in der Quaran— 
taine-Zeit (§. 55.) gefallenen Thieres ein anderes einzuſtellen, 
es findet jedoch eine Rückzahlung oder Verminderung der noch zu 
leiſtenden Prämie für die Dauer der genommenen Verſicherung 
nicht Statt, wenn in Stelle des abgemeldeten Thieres ein weni— 
ger werthvolles oder gar kein neues eingeſtellt wird. 

Im Fall der Einſtellung eines neuen Thieres müſſen die 
Beſtimmungen des §. 51. bezüglich der Antragsformulare befolgt 
werden. 

§. 66. | 


Iſt jedoch für ein verſichertes Thier irgend eine Entſchädi— 
gung Seitens der Geſellſchaft gezahlt worden, ſo kann ein ande— 
res Thier für die übrige Dauer der abgeſchloſſenen Verſicherung 
nicht in Stelle des entſchädigten eingeſtellt werden. 

Eine Verminderung der Prämie findet in dieſem Falle eben 
ſo wenig Statt. 

§. 67. 


Die beſtehenden veterinär-polizeilichen Beſtimmungen müſſen 
von allen Mitgliedern bei Verluſt jeder Entſchädigung beobachtet 
werden. 

§. 68. 


Die durch Aufnahme der Verſicherung, Ausſtellung von At— 
teſten und Beibringung von Beſcheinigungen entſtehenden Koſten 
werden nicht von der Geſellſchaft getragen, ſondern müſſen von 
den Mitgliedern ſelbſt aufgebracht werden. 


§. 69. 

In Orten, wo Scharfrichterei-Zwang nicht beſteht, und 
falls ein gefallenes Thier nicht aus ſanitätspolizeilichen Gründen 
ſofort zu vergraben iſt, wird denjenigen Mitgliedern, welche nach 
§. 47 ad b verſichert find, für die Ueberlaſſung der Ueberreſte 
ein Abzug von der Entſchädigungsſumme gemacht, und zwar: 

— * 


4% der Verſicherungsſumme bei Pferden, Maulthieren und 
Cſeln 
8% der Verſicherungsſumme bei Rindvieh, 
10% der Verſicherungsſumme bei Schweinen und Ziegen. 
§. 70. 


Bei Berechnung der Entſchädigung für Jung- und Maſtvieh 


wird der Werth, den das Thier am Tage der genommenen Ver— 
ſicherung hatte, zu Grunde gelegt. Dieſer Werth ſteigt im Laufe 
der Verſicherungszeit bis zum Ende derſelben nach dem Verhält— 
niß der Zeit zu dem verſicherten Werthe. ($. 59.) 


VI. Speziellere Perſicherungs-Bedingungen, welche noch allein nur 
für diejenigen Mitglieder gelten, deren Rindvieh-Beſtände nach 
S. 47 ad a nur gegen ſolche Berlufte verfichert find, welche in Lolge von 
Maul- und Alauenſeuche, Lungenſeuche und Milzbrand entſtehen. 


Dr . 


Bei eintretender Erkrankung verſicherter Thiere ſind die Mit— 
glieder bei Verluſt jeder Entſchädigung verpflichtet, einen geprüf⸗ 
ten Thierarzt zu Rathe zu ziehen und deſſen Anordnungen Folge 
zu leiſten. Iſt die ſofortige Herbeiſchaffung eines ſolchen un— 
möglich, ſo iſt der Rath anderer ſachverſtändiger Perſonen einzu— 
holen und danach, ſoweit es die Umſtände erlauben, bis zur An⸗ 
kunft des geprüften Thierarztes zu verfahren. Sobald nach der 
Anſicht des behandelnden Thierarztes eine Krankheit vorhanden 
iſt, gegen deren Folgen verſichert iſt, ſo iſt ſofort, und längſtens inner— 
halb 36 Stunden, der Direction direct ſowohl, als auch dem 
betreffenden Agenten davon ſchriftliche Anzeige zu machen. In 
ſolchem Falle ſteht es der Direction frei, im Einverſtändniß mit 
dem Verſicherten diejenigen Maßregeln zu treffen, welche ihr zur 
Verhütung einer Ausdehnung der vorhandenen Krankheit geeignet 
ſcheinen. | 

8 72. 


Geht ein verſichertes Thier an einer Krankheit verloren, die 
der Verſicherte oder der behandelnde Thierarzt für Maul- und 
Klauenſeuche, Lungenſeuche oder Milzbrand gehalten, ſo iſt der 
Verſicherte, bei Verluſt jeder Entſchädigung verpflichtet, ſofort und 
(ängftens innerhalb 36 Stunden, ſowohl der Direction direct, 
als auch dem betreffenden Agenten, portofrei ſchriftliche Anzeige zu 
machen, ſowie demnächſt einen Bericht über die von dem Thier⸗ 
arzt innerhalb 24 Stunden vorzunehmende Section auf dem dazu 
vorgeſchriebenen, von dem Agenten zu entnehmenden Formular, 
der Direction direct ſo bald als möglich, längſtens innerhalb 8 
Tagen portofrei einzuſenden. 


8 


Der Geſellſchaft ſteht in Fällen, wo es ihr geboten ſcheint, 
das Recht zu, bei Regulirung eines Schadens, auf das Wirth— 
ſchaftsregiſter des Verſicherten zu provociren, deſſen Vorlage der 
dazu von der Direction beauftragten Perſon der Verſicherte nicht 
verweigern darf. Stellt es ſich heraus, daß das verloren gegan— 
gangene Thier weniger Werth gehabt, als die Verſicherungs— 
ſumme pro Stück betragen hat, ſo iſt der Schaden unter Zugrunde— 
legung dieſes geringeren Werthes zu reguliren. 


VII. Speziellere Berficherungs-Bedingungen, welche nur für die⸗ 

jenigen Mitglieder gültig find, die nach §. 47 ad b gegen alle 

Derlufte verſichert find, welche ſowohl in Folge von Seuchen, als auch 
von anderen Krankheiten und Unglücksfällen entfichen. 


§. 74. 


Bei eintretender Erkrankung von verſicherten Pferden, Maul- 
thieren, Eſeln und Rindvieh ſind die Mitglieder bei Verluſt jeder 
Entſchädigung verpflichtet, ſofort einen geprüften Thierarzt zu 
Rathe zu ziehen und deſſen Anordnungen Folge zu leiſten. 

Iſt die rechtzeitige Herbeiholung eines ſolchen unmöglich, ſo 
muß der Rath ſachverſtändiger Perſonen eingeholt und darnach, 
ſoweit es die Umſtände erlauben, bis zur Ankunft des geprüften 
Thierarztes verfahren werden. 

Bei Erkrankung von Schweinen und Ziegen geringeren 
Werthes braucht, wenn es ſich nicht um eine größere Anzahl der— 
ſelben handelt, und ein Thierarzt nicht im Orte wohnt, ein ſol— 
cher nicht zugezogen zu werden. 


8. 75. 


Wird ein verſichertes Thier von einer Krankheit oder einem 
Unglücksfalle getroffen, in Folge deren nach der Anſicht des be— 
handelnden Thierarztes, oder, falls ein ſolcher rechtzeitig nicht 
beſchafft werden kann, eines Sachverſtändigen vorausſichtlich eine 
Wiederherſtellung nicht zu erwarten ſteht, ſo muß daſſelbe abge— 
ſchlachtet oder zum Schlachten verkauft werden. Der Verkauf 
eines ſolchen Thieres geſchieht durch den betreffenden Agenten, 
oder durch einen zur Taxation berufenen Sachverſtändigen. Die 
durch die Krankheit oder den Unglücksfall nothwendig gewordene 
Tödtung des verſicherten Thieres muß durch ein Atteſt des Thier— 
arztes reſp. Sachverſtändigen beſcheinigt, und die Höhe des Ver— 
kaufpreiſes durch den betreffenden Agenten oder ſonſt amtlich be— 


glaubigt und beides der Direction binnen acht Tagen übermittelt 
werden. Der Verkaufsertrag wird dem Verſicherten auf die von 
der Geſellſchaft zu leiſtende Entſchädigung angerechnet. 

Iſt die Tödtung auf polizeiliche Anordnung geſchehen und 
der Verkauf des getödteten Thieres durch ſanitätspolizeiliche Vor— 
ſchriften unterſagt, ſo muß die bezügliche Ordre oder beglaubigte 
Abſchrift derſelben, ſowie eine thierärztliche Beſcheinigung, daß der 
Verkauf unſtatthaft geweſen, der Direction ebenfalls binnen acht 
Tagen eingereicht werden. 

Die Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchriften hat den Ver— 
luſt jeder Entſchädigung zur Folge. 


§. 76. 


Von dem Abſterben verſicherter Thiere iſt ſowohl dem be— 
treffenden Bezirks-Agenten, als auch der Direction fofort, längſtens 
binnen 36 Stunden, ſchriftliche Anzeige portofrei zu machen, 
widrigenfalls der Anſpruch auf Entſchädigung verloren geht. Eben— 
ſo muß bei gleichem Verluſt binnen 14 Tagen durch Ausfüllung 
des hierzu vorgeſchriebenen und von dem Agenten zu entnehmen— 
den Formulars von dem Thierarzt, beziehungsweiſe dem Sach— 
verſtändigen (§. 74.) ein Krankheitsbericht bei dem Agenten ein- 
gereicht werden. | 

Desgleichen ift der Verſicherte verpflichtet, falls es ihm von 
dem betreffenden Agenten vorgeſchrieben ſein ſollte, oder in Fäl— 
len, in welchen das verloren gegangene Thier vorher von einem 
geprüften Thierarzt nicht behandelt werden konnte oder plötzlich 
krepirt iſt, innerhalb längſtens 36 Stunden Section vornehmen 
zu laſſen, und den Bericht über den Ausfall derſelben innerhalb 8 
Tagen dem Agenten zuzuſtellen. 

Der Verluſt von Schweinen und Ziegen muß ebenfalls bei 
Verluſt der Entſchädigung von einem Sachverſtändigen binnen 14 
Tagen beſcheinigt werden. 


VII. Allgemeine Seftimmungen. 


8. 77. 


Alle Bekanntmachungen und Einladungen in den Angelegeu— 
heiten der Geſellſchaft gelten für gehörig geſchehen, wenn ſie durch 
die zu Berlin erſcheinende Voſſiſche und National-Zeitung erlaſſen 
find. Geht eins dieſer Blätter ein, jo wählt der Verwaltungs 
rath eine andere zu Berlin erſcheinende Zeitung und macht die 
getroffene Wahl durch das übrig gebliebene Geſellſchaftsblatt be- 
kannt. 

Berlin, den 23. April 1863. 


Dem der vorstehenden notariellen Verhandlung d. d. 
Berlin den 23. April 1863 einverleibten revidirten Statut 
der bereits unterm 16. April 1861 concessionirten Vieh- 
Versicherungs-Bank für Deutschland in Berlin wird hier- 
durch die landespolizeiliche Bestätigung mit der Massgabe 
ertheilt, dass die statutenmässige Wirksamkeit der Gesell- 
schaft nach wie vor der Oberaufsicht des Staates unterliegt, 
und jedem von der Aufsichtsbehörde ernannten Commissa- 
rius das Recht zusteht, nicht nur den Gesellschafts-Vorstand, 
die General-Versammlung und die sonstigen Organe der 
Gesellschaft giltig zusammen zu berufen und ihren Bera- 
thungen beizuwohnen, sondern auch jederzeit von den Bü- 
chern, Rechnungen, Registern und sonstigen Verhandlungen 
der Gesellschaft Einsicht zu nehmen. 


Berlin, den 19. August 1863. 


Der Minister für die landwirthschaftlichen Angelegenheiten, 
gez. V. Selchow. 


Bestätigung. 
5169. 
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Das 


Vieh⸗Verſicherungs⸗Weſen 


und 
ſein wohlthätiger Einfluß 
auf 


die landwirthſchaftlichen und induſtriellen 
| Intereſſen, 


beleuchtet 
mit beſonderer Rückſicht auf die unterm 26. geßfine 1855 


von Sr. Majeftät dem Könige von Breugen beftätigte, 
| auf Aktien begründete 


5 . di -Verſicherungs- Gefelihaft. 
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Vorwort. 


—ͤ —⅛ 


Wenn auch die Idee des Vieh-Verſicherungs⸗ 
weſens ſich in allen Ständen und an allen Orten 
warme Freunde erworben hat, welche anerkennen, daß 
daſſelbe die Intereſſen der Landwirthſchaft bis zum 
kleinſten Beſitzſtande hinab auf das Kräftigſte zu un⸗ 
terſtützen und zu fördern geeignet iſt, ſo hört man doch 
noch häufig Zweifel an der Möglichkeit ausſprechen, 
die Idee praktiſch durchzuführen. Man hält ein lebens⸗ 
kräftiges Inſtitut, welches ſichere, prompte Vergütung 
erlittener Schäden mit wenig fühlbarer Beitrags-Ver⸗ 
bindlichkeit der Verſicherten gewährt, bei einer ausrei⸗ 
chenden und doch, namentlich für Beſitzer größerer 
Viehſtände, nicht zu läſtigen Kontrole, für ein unlös— 
bares Problem. 

Hieraus entſtand von vorn herein ein Mißtrauen 
gegen jede Art von Vieh- Verſicherungs-Geſellſchaft, 
welches mehr als jedes andere vermeintliche Hinderniß 
das Aufkommen derſelben wenn nicht unmöglich, doch 


äußerſt ſchwierig machte. Denn Vertrauen des Pu— 
blikums iſt das Lebensprinzip jeder Verſicherungs-Ge— 
ſellſchaft, und dieſes für die Vieh-Verſicherung, na— 
mentlich aber für die wegen ihrer beſonders günſtigen 
Einrichtungen über andere bisher beſtandene Geſell— 
ſchaften hervorragende Magdeburger Vieh-Verſiche— 
rungs-Geſellſchaft, zu erwecken, insbeſondere bei Män- 
nern, deren Stimme, vermöge ihrer amtlichen oder 
geſellſchaftlichen Stellung, Eingang findet, ur der Zweck 
der folgenden Blätter. 


1 


Die vielen großartigen und wohlthätigen Unterneh- 
mungen, welche das Prinzip der Vergeſellſchaftung in der 
zweiten Hälfte des verfloſſenen halben Jahrhunderts ge— 
ſchaffen hat, berühren, wenn nicht ausſchließlich, doch 
zum bei weitem größten Theile die induſtriellen und kom⸗ 
merziellen Intereſſen, insbeſondere iſt die Landwirthſchaft 
im eigentlichen und engeren Sinne des Wortes durch 
dieſelben verhältnißmäßig nur in ſehr beſchränktem Maße 
bedacht. Wenn wir namentlich das Verſicherungs⸗ 
weſen, welches in der neueren Zeit einen ſo ungeheuren 
Aufſchwung genommen hat und uns hier zunächſt allein 
beſchäftigen wird, ins Auge faſſen, ſo war dem Land— 
wirthe vor nicht langer Zeit noch keine Gelegenheit ge— 
geben, ſein wichtigſtes und ſolideſtes Kapital, ohne welches 
eine Landwirthſchaft nicht gedacht, geſchweige denn er— 
halten werden kann, ein Kapital, deſſen Untergang ſchon 
durch natürliche Geſetze nothwendig bedingt und durch 
unzählige, wie unvorhergeſehene, ſo unvermeidliche Er— 
eigniſſe herbeigeführt werden kann und täglich herbeige— 
führt wird, zu verſichern, wir meinen dasjenige Kapital, 
welchem er die Befruchtung und jedes Produkt ſeines 
Bodens, den größten Theil ſeiner Nahrungsmittel ver— 
dankt und welches mehr oder weniger die Quellen ſeiner 
baaren Einnahme bildet — das Vieh. 

Das Bedürfniß einer ſolchen Verſicherung äußerte 
ſich allerdings ſeit längerer Zeit durch eine zahlloſe Menge 
kleinerer, auf Kreiſe und Kommunen, ſowie auf einzelne 


SEEN 


Vieharten beſchränkte Vereine (Kuh-, Schweine - Gilden), 
welche dieſen Zweck zu erreichen ſuchten, aber nie er⸗ 
reichten und vermöge ihrer äußeren und inneren Ge— 
ſtaltung nie erreichen konnten. Die Erfahrung hat dieſes 
längſt beſtätigt und die Gründe dafür find leicht zu fin⸗ 
den. Raffte eine epidemiſche Krankheit das Vieh der Mit- 
glieder eines ſolchen Lokal-Vereins zum größten Theile 
dahin, fo hörte in Wirklichkeit eine ſolche Verſicherung 
auf, Verſicherung zu ſein, denn ſie gewährte nicht 
mehr thatſächlich, ſondern nur dem Namen nach eine 
Sicherheit gegen Verluſte, welche inſofern alle Mitglie- 
der, auch die wenigen traf, deren Vieh der Seuche 
nicht erlegen war, als bei der geringen Zahl der Theil— 
nehmer die Beitragszahlungen derſelben zu ganz unver: 
hältnißmäßiger Höhe ſtiegen. Dieſer Fall brauchte nur 
einmal einzutreten, um von der Betheiligung an dem 
Vereine abzuſchrecken und das Ende deſſelben herbeizu— 
führen. Dazu kam, daß gerade die Begüterten und 
größeren Viehbeſitzer von vorn herein eine Abneigung 
gegen dergleichen Lokal-Vereine zeigten, weil es ihnen 
ein drückendes Gefühl war, ſich ihre Verluſte durch Geld 
erſetzen zu laſſen, welches bei den Betheiligten und Aer— 
meren oft nicht ohne große Mühe groſchenweis zuſam— 
men kollektirt werden mußte, und weil ſie einſahen, daß 
fie wegen der größeren Stückzahl ihrer Viehbeſtände ſelbſt 
die größere Beiſteuer geben mußten, den kleinern Beſitzern 
ihre Verluſte erſetzten, aber für ſich keine Garantie hat⸗ 
ten, bei größern, empfindlichern Verluſten einen Erſatz zu 
erhalten. | 

Und dennoch ift die Nützlichkeit dieſer Verſicherungs-⸗ 
Branche nicht nur für den unbemittelten Landmann und 
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Arbeiter, ſondern auch für den reichen Gutsbeſitzer und 
Pächter von der äußerſten Wichtigkeit. Dieſen wird die 
Möglichkeit gegeben, den größten Theil ihres jährlichen 
Viehverluſtes auf den Betrag der Prämie Jahr ein 
Jahr aus zu fixiren und jeder Verlegenheit, welche 
ihre Berechnungen ſtören könnte, vorzubeugen. Daß 
die Prämie höher iſt, als in gewöhnlichen, unglücks— 
freien Jahren der Erſatz für das erfahrungsmäßig fal— 
lende Vieh, wird Niemand von der Verſicherung ab— 
halten, denn erſt der Ueberſchuß aus dieſen Jahren bildet 
den Fonds für die bei außerordentlichen Unglücksfällen, 
Seuchen ꝛc. zu gewährenden Entſchädigungen, und iſt 
alſo in der Wirklichkeit erſt die Prämie, welche ſelbſtre— 
dend nicht für die regelmäßige, naturgemäße, ſondern 
(wie bei jeder andern Verſicherungs- Branche) für die 
in Folge ungewöhnlicher Ereigniſſe eintretenden Verluſte 
gezahlt wird. Man entgegne uns hierbei nicht, daß der 
größere Viehbeſitzer ſich weniger zur Verſicherung auf— 
gelegt fühlen werde, weil er feinen Verluſt an Vieh 
durch die von ihm betriebene Aufzucht von Jungvieh 
leicht erſetzen könne, denn, abgeſehen davon, daß das 
Jungvieh auch ſeinen Preis gilt und der Sterblichkeit 
ausgeſetzt iſt, ſind jene Erſatzmittel bei Pferden ſehr ſelten 
vorhanden, und bei Rindviehſeuchen, welche in neuerer 
Zeit immer häufiger auftreten, nicht ausreichend. 

Nicht minder erſprießlich, ja, wir können ſagen, 
unentbehrlich, iſt die Verſicherung des Viehes für den 
Unbemittelten, dem dieſes das einzige Beſitzthum, die Be— 
dingung der eigenen und der Exiſtenz ſeiner Familie iſt. 
Schon der Verluſt auch nur eines Stücks trifft ihn 
ſchmerzlich, und weder Fleiß, noch Sparſamkeit und Ord— 
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nung reichen hin, ihn zu erſetzen. Der ganz Arme wird 
das zur Begründung und Erhaltung ſeiner Wirthſchaft 
unentbehrliche Vieh in Ermangelung jeder dem Gläu— 
biger zu bietenden Sicherheit ſchwerlich geborgt erhalten, 
ſo lange dieſer die Gefahr des Viehſterbens tragen muß. 

Dies längſt in allen Kreiſen gefühlte Bedürfniß der 
Vieh-Verſicherung ſteigerte ſich im Verhältniſſe der — 
durch die den Boden von drückenden Feſſeln befreiende 
neuere Geſetzgebung, durch die Fortſchritte der auf die 
Landwirthſchaft angewandten Chemie, durch wohlthätige 
Erfindungen und durch bequemere, billigere und ſchnellere 
Kommunikationsmittel — hervorgebrachten höheren Ergie— 
bigkeit und den unmittelbar daraus folgenden höheren Preis 
des Grundeigenthums mit ſeinem lebenden Inventar, und 
brachte — da die Lokal-Vereine von größeren und ra⸗ 
tionellen Landwirthen als ungenügend anerkannt waren — 
ſeit der Mitte der dreißiger Jahre in den verſchiedenſten 
Gegenden Deutſchlands (Leipzig, Homburg, Köln und 
Dresden), ſowie in Belgien Geſellſchaften hervor, welche 
ihre Thätigkeit auf ganz Deutſchland ausdehnten und bei 
allen Vieharten die durch jede Art von Krankheiten ver— 
urſachten Verluſte vergüteten. Die Betheiligung an Den 
ſelben war eine mehr oder minder lebhafte, ſelbſt die 
unzähligen Nachahmungen en miniature dieſer größeren 
Geſellſchaften fanden Mitglieder. 

Wenn wir in Vorſtehendem den Beweis geführt 
haben, einmal, daß das Prinzip der Vieh-Verſi⸗ 
cherung an und für ſich hinſichts der Nützlichkeit und 
des Bedürfniſſes keiner anderen Verſicherungsart nach— 
ſteht, und zweitens, daß letztere, insbeſondere ſeit 
20 — 25 Jahren, in den verſchiedenſten Gegenden 


Deutſchlands durch die Betheiligung an dergleichen In— 
ſtituten Seitens des landwirthſchaftlichen Publikums auf 
die evidenteſte Weiſe thatſächlich anerkannt ſind, ſo bleibt 
nur noch die vielfach beſtrittene Frage zu beantworten 
übrig, ob das Prinzip praktiſch durchgeführt 
werden kann, mit andern Worten: ob eine Ver- 
ſicherungs-Geſellſchaft ſowohl in Bezug auf 
ſich ſelbſt, als auch in Bezug auf ſeine Ver⸗ 
ſicherten diejenigen Bedingungen zu erfül⸗ 
len im Stande iſt, welche ihr Beſtehen auf der 
einen und die Erfüllung ihrer Verpflichtun-⸗ 
gen auf der anderen Seite verbürgen? Wir 
nehmen keinen Anſtand, auch dieſe Frage zu bejahen. 

Die verſchiedenen vorerwähnten Verſuche auf dem 
Felde des Vieh-Verſicherungsweſens waren nicht glück— 
lich. Gerade hierin liegt der hauptſächlichſte Grund zum 
Mißtrauen gegen dieſe Verſicherungs-Branche und 
jede in derſelben neu entſtehende Geſellſchaft, von wel— 
chem auch diejenigen Landwirthe ſich nicht ſobald frei 
zu machen vermögen, welche die Idee dieſer Verſicherung 
an ſich billigen und deren Verwirklichung auf das Leb— 
hafteſte wünſchen. 

Man fragt, indem man ſich zu dieſem Mißtrauen hin— 
reißen läßt, nicht, welchen Mißgriffen die untergegangene 
Geſellſchaft auf einem vor zwanzig Jahren faft noch un— 
bekannten Felde ausgeſetzt war? welche Erfahrungen ſie 
zu beſtehen? welche ſtatiſtiſchen Materialien ſie zu ſam— 
meln hatte? kurz welche momentane und ſpezielle 
Mängel, welche beſondere Verhältniſſe den Unter— 
gang dieſer neuen Inſtitute herbeigeführt haben; man 
ſucht die Urſache hiervon in Schwierigkeiten allgemeiner, 
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unvermeidlicher und unbeſieglicher Natur, mit denen ge- 
rade und allein die Dich = Berflcherunge» Geſel 
zu kaͤmpfen haben ſollten. Man geht fo weit, dieſen 
von vorn herein alle Lebensfähigkeit abzuſprechen! 

Diejenigen Landwirthe, welche auf die Sache tiefer 
eingehen und nicht als reine Empiriker lediglich aus der 
Vergangenheit des Vieh-Verſicherungsweſens auf deſſen 
Zukunft ſchließen, fuͤhren als wichtigſtes Argument gegen 
dieſes die Möglichkeit des Mißbrauchs an, dem der— 
gleichen Geſellſchaften ausgeſetzt find. 

Daß die Anſtalt dem Mißbrauch ausgeſetzt iſt, be— 
ſtreiten wir nicht, wir treten aber auch entſchieden der 
Behauptung entgegen, daß die Möglichkeit deſſelben die 
Lebensunfähigkeit der Vieh- Verſicherungs-Geſellſchaften 
zur gewiſſen Folge habe. 

Den beſten Beweis gegen dieſe Behauptung geben 
die übrigen Verſicherungs-, insbeſondere aber die Feuer- 
Verſicherungs-Geſellſchaften, welche Beeinträchtigungen 
durch ſträflichen Eigennutz und Bosheit gleichfalls und 
deshalb in noch weit höherem Grade, als die Vieh-Ver— 
ſicherungs-Geſellſchaften zu bekämpfen haben, weil bei 
ihnen ein reichlicherer Gewinn in Ausſicht ſteht und ſie 
nicht, wie bei den Vieh-Verſicherungs-Geſellſchaften, 
aus einem Motive — Eigennutz des Eigenthümers — 
ſondern auch aus anderen Motiven, als Rachſucht, Gigen- 
nutz dritter Perſonen und beabſichtigter Diebſtahl bei 
Feuersgefahr, hervorgehen. Und dennoch beſtehen die 
Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaften mit dem glücklichſten 
Erfolge, und die enormſten Schäden — wir erinnern 
nur an den Hamburger und Memeler Brand — haben 
ihre Exiſtenz nicht dauernd erſchüttern können. Daß das 
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Geſetz Brandftiftungen mit beſonders harten Strafen bes 
droht und die Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaften hier— 
durch mittelbar zu ſchützen ſcheint, hat, wie die Erfahrung 
lehrt, die Brände nicht vermindert. Die Verführung zu 
dieſem Verbrechen iſt nichts deſto weniger verlockend, 
da daſſelbe ſeiner Natur nach in den bei weitem meiſten 
Fällen dem Arme der menſchlichen Gerechtigkeit uner— 
reichbar bleibt. 

Die Vieh-Verſicherung hat dagegen in der hier 
angeregten Rückſicht vor den Feuer-Verſicherungen vor— 
aus, daß eine größere Verderbniß darin zu liegen ſcheint, 
ein lebendes Hausthier langſam zu Tode zu quälen, als 
einen lebloſen Gegenſtand in Brand zu ſtecken, zumal 
wenn Anderen dadurch nicht geſchadet wird, daß abſicht— 
liche Beſchädigungen nicht ohne Wiſſen der Geſinde ver— 
übt und deshalb viel leichter zur Beſtrafung gezogen 
werden können, daß die Todes urſache beſcheinigt wer— 
den muß und daß die langſame Vernachläſſigung des 
Viehes eine Beeinträchtigung ſeiner Kräfte und Leiſtun⸗ 
gen und hierdurch dem Eigenthümer einen Verluſt ver— 
urſacht, welcher den durch den Tod beabſichtigten Gewinn 
bedeutend ſchmälert. 

Wir glauben, nach dem Vorſtehenden zu dem Schluſſe 
berechtigt zu ſein, daß die Vieh-Verſicherungs-Geſell— 
ſchaften nicht mehr als die überall proſperirenden Feuer— 
Verſicherungs-Geſellſchaften dem Mißbrauche ausgeſetzt 
ſind und hierdurch den wichtigſten und allgemeinſten Ein— 
wand, welchen man gegen die Lebensfähigkeit jener In— 
ſtitute erhoben hat, widerlegt zu haben. 

Der Hauptgrund, aus welchem die früher errichte— 
ten größeren Vieh- Verſicherungen nicht beſtehen konnten, 
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iſt in dem fuͤr dieſe Branche nicht durchzuführenden Ge⸗ 
genſeitigkeits-Prinzipe zu ſuchen. Die Verluſte in den 
Viehſtänden werden durch die verſchiedenartigſten Umſtände 
herbeigefuͤhrt, und die Wahrſcheinlichkeit größerer oder 
geringerer Abgänge beſtimmt ſich aus der Beaufſichtigung, 
der Benutzung, der Fütterung, der Bodenbeſchaffenheit, 
dem Klima, der Berührung mit anderm Vieh und der 
Beſchaffenheit der einzelnen Thiere ſelbſt. Wie ſollen 
nun Klaſſen gebildet werden, in welchen ein Beſitzer für 
die Verluſte des andern Beſitzers mit aufkommen ſoll? 
Dieſe Schwierigkeit wurde von verſchiedenen Geſellſchaf— 
ten zu überwinden geſucht, aber es war nicht zu ums 
gehen, dem Oekonomen, deſſen Vieh zur Landwirthſchaft 
gebraucht, bei guter Fütterung, guter Behandlung gehal— 
ten wurde, auch Verluſte aufzuerlegen, die den Gewerbe— 
treibenden entſtehen, welche ihr Vieh bedeutend anſtren— 
gen, es bei weiterer Entfernung von ihrer Heimath 
längere Zeit Dienſtleuten überlaſſen müſſen. — Die nach- 
träglich einzuziehenden Beiträge kamen dem Beſitzer gut 
ſituirter Viehſtände zu hoch, ſo daß ſich ſolche von der 
Geſellſchaft zurückzogen und bei der Letztern daher nur 
Mitglieder verblieben, die größere Verluſte in gewiſſer 
Ausſtcht hatten. Die Mitgliederzahl wuchs nun nicht 
mehr, immer mehr zogen ſich die guten Verſicherungen 
zurück, die Schäden mehrten ſich unverhältnißmäßig, ſo 
daß die Einnahmen nicht zur vollen Deckung derſelben 
ausreichten und die Geſellſchaft wurde am Ende gezwun— 
gen, ſich aufzulöſen. ö 

Ganz anders iſt es mit einer auf Aktien begrün⸗ 
deten Geſellſchaft, was wir am beiten an den Einrich- 
tungen der unterm 26. Februar 1855 Allerhöchſt geneh— 
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migten Magdeburger DBieh = Verficherungs = Gejellfchaft 
nachweiſen können, und wollen wir dieſe daher einer 
näheren Beleuchtung unterwerfen: 

1. Dem Mangel, der bei den bisher beſtandenen Vieh = 
Verſicherungs-Geſellſchaften von National-Oekonomen 
und intelligenten Landwirthen wiederholt geruͤgt wurde, 
daß nämlich eine gehörige Berückſichtigung des 
Einfluſſes, welchen eine rationelle Behand⸗ 
lung des Viehes auf ſeine Erhaltung äußert, 
welcher Unterſchied namentlich darin liegt, 
ob die Thiere ſelbſt gezüchtet oder angekauft, 
ob fie mit gewöhnlichem, landwirthſchaftli⸗ 
chem Futter und welchem, oder mit Fabrik ⸗ 
Abfällen, im Stalle oder auf eigenen oder 
Gemeinde-⸗Weiden genährt werden, wie der 
Ruf des Beſitzers iſt, nicht ſtattfand, iſt von der 
Magdeburger Vieh-Verſicherungs-Geſellſchaft abgeholfen, 
da ſie bei Ermittelung des zu übernehmenden Riſikos 
und der danach zu beſtimmenden höheren oder niedrigern 
Prämie allen jenen Umſtänden Rechnung trägt, denn ſie 
erwägt: 

a) ob der Eigenthümer das Vieh ſelbſt beaufſichtigt 
oder es durch Dienſtleute und Beamte beauffichtigen - 
läßt. — Ob derſelbe ſorgfältig auf ſein Vieh ach— 
tet und ſich in ſolchen Verhältniſſen befindet, daß 
auf regelmäßige, rationelle Behandlung ſeines Vieh— 
ſtandes zu rechnen iſt; 

b) welcher — ob mäßiger oder größerer — Anſtren— 
gung dieſes unterworfen iſt, wie die Fütterung deſ— 
ſelben durch die Wirthſchaft bedingt wird, ob tech— 
niſche Gewerbe betrieben und ob Vieh gezüchtet oder 


. 
die Ergänzung des Viehſtandes durch Ankauf ge— 
ſchieht; 

c) ferner wird die Gegend, deren hohe, niedrige oder ber— 

| gige Lage, deren Klima, der Untergrund der Weiden 
und Aecker, mit Rückſicht auf das zu gewinnende, zu— 
trägliche oder nachtheilige Futter, in Betracht gezogen; 
wird der geſundheitliche Zuſtand einer Gegend ganz 
beſonders berückſichtigt. Iſt dieſe Seuchen unter— 
worfen, ſo wird bei Feſtſtellung der Prämie erwogen, 
ob in der Gegend ſeit einem Jahre Seuchen, an— 
ſteckende oder ſtationäre Krankheiten vorgekommen, 
ob — wenn dieſes der Fall — davon der zu ver— 
ſichernde Viehſtand überhaupt nicht oder nur in 
den letzten drei Monaten nicht berührt iſt, und ob 
dieſer, wenn auch nicht in Folge von Seuchen ıc., 
doch ſonſt verhaͤltnißmäßig ſtarke Verluſte erlit⸗ 
ten hat; 

e) giebt auch die Beſchaffenheit der zu verſichernden 
einzelnen Thiere eine Richtſchnur für die Beſtim- 
mung der Prämie, indem erörtert wird, ob die 
Thiere fehlerfrei ſind und ſich in beſſerm oder ſchlech— 
term Futterzuſtande befinden; ebenſo wird auch das 
Alter derſelben nicht außer Acht gelaſſen. 

Je nach allen dieſen Umſtänden ſchwankt die Prämie 
bei Pferden, Maulthieren und Eſeln zwiſchen 1½ bis 
162, bei Rindvieh zwiſchen 2 und 112 8, bei Schafen, 
Schweinen und Ziegen zwiſchen 5 und 12½ 8. 

Durch dieſe bedeutenden Abſtufungen iſt vermieden, 
daß der ehrenhafte, aufmerkſame, thätige und gut ſituirte, 
mit kräftigem, der Contagion nicht ausgeſetztem Vieh, 
geſunder Weide und Stallung verſehene Landwirth den 
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Nachtheil, der gewiſſenloſe, nachläſſige, derangirte Land— 
wirth, deſſen Viehſtand, ſei es in Folge mangelnder 
Pflege, ſchlechter Weide und Stallung, ſei es, weil 
es in einer von Seuchen ꝛc. oft heimgeſuchten Gegend 
lebt, oder aus anderen, in den Gefahrſtufen vorge— 
ſehenen Gründen der größeren Sterblichkeit unterwor— 
fen iſt, den Vortheil von der Verſicherung hat und je— 
ner die Prämie für dieſen mit bezahlen muß; denn der 
zweite Verſicherte wird, nach Anleitung des Prämienta— 
rifs, einen, feinen Verluſten angemeſſenen, vier-, ja fünf- 
mal höheren Prämienbetrag zu zahlen haben, als der erſte. 
Ueberhaupt ſetzt der Tarif für die zu zahlende Prämie 
in den Stand, dieſelbe ganz genau und in tauſenden 
der verſchiedenartigſten Fälle demjenigen Riſiko anzu- 
meſſen, welches die Geſellſchaft bei Schließung des Ver— 
ſicherungs-Contraktes wirklich übernimmt. — Es ver— 
dient dieſe Einrichtung gewiß ganz beſonders noch her— 
vorgehoben zu werden, da keine der früher beſtandenen 
Vieh- Verſicherungs-Geſellſchaften auch nur annäherungs— 
weiſe eine ſolche Klaſſifikation gehabt hat. Auch die übri— 
gen Einwände, welche jo häufig gegen die Vieh-Verſiche— 
rung erhoben werden, verlieren ſchon durch das vorher 
Geſagte ihre Bedeutung, jedoch wollen wir mit Bezug 
an die Magdeburger Vieh-Verſicherung auch dieſe noch 
weiter beleuchten, um zu zeigen, wie wenig dieſelben be— 
gründet ſind. Wir rechnen dahin: 

1. Die vielfach behauptete Unmöglichkeit 
einer ausreichenden Kontrole. 

Dieſer Einwand entſpringt der Furcht vor Miß— 
brauch, welchem die Kontrole entgegen treten ſoll, und 
widerlegt ſich daher zum größten Theile aus dem in die— 
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fer Beziehung Geſagten und dem Umſtande, daß der 
Verſicherte, abgeſehen von moraliſchen Motiven, auch ein 
pekuniäres Intereſſe an der Erhaltung feines, obwohl 
verſicherten, Viehſtandes inſofern hat, als er zu einem 
Viertel Selbſtverſicherer bleibt. Die Magdeburger Geſell— 
ſchaft hat überdem Einrichtungen getroffen, welche auch 
einen gewiſſenloſen Verſicherten genügend kontroliren, und 
hat es, wie wir glauben, dabei mit vielem Glücke vermie— 
den, den Verſicherten auf irgend eine Weiſe zu beſchränken 
oder ihm durch zeitraubende, in den meiſten Fällen zweckloſe 
Formalitäten läſtig zu fallen. Der Geſchäftsbetrieb der 
Geſellſchaft erſtreckt ſich bis jetzt auf die preußiſche Monar⸗ 
chie, das Königreich Sachſen, die ſächſiſchen und anhalti— 
niſchen Herzogthümer, beide Mecklenburg, Schleswig und 
Holſtein ꝛc. ꝛc. Auf dieſem Territorio find 49 Gene- 
ral- Agenten angeſtellt, welche ihre Bezirke mit einer 
hinreichenden Anzahl Haupt-, Spezial- und Hülfs-Agen⸗ 
ten verſorgt haben. Den Letzteren liegt ob, nicht allein 
bei Aufnahme des Verſicherungs-Antrages die möglichite 
Vorſicht und Gewiſſenhaftigkeit unter Zuziehung und 
Mitunterſchrift eines ehrenwerthen, unparteiiſchen Sach— 
verſtändigen, wo möglich eines Thierarztes, zu Werke zu 
gehen, ſondern auch während der Dauer der Verſicherung 
die verſicherten Viehſtände im Auge zu behalten, den Ver- 
ſicherten überall behülflich zu ſein und ſo oft dieſe oder 
die Umſtände es erfordern, perſönlich bei jenen zu erjchei- 
nen; er hat bei eintretenden Verluſten nach der Urſache 
derſelben ſich zu erkundigen, Ermittelungen anzuſtellen 
und etwaige Unredlichkeiten oder grobe Vernachläſſigungen 
Seitens der Verſicherten oder eines Dritten zur Kenntniß 
der Geſellſchaft zu bringen. Der Verſicherte hat bei 
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jedem Schadenfalle einen Krankheitsbericht eines Thierarz— 
tes, eventualiter eines ſonſtigen Sachverſtändigen, über 
den erfolgten Tod und die dabei ſtattgefundenen Um— 
ſtände, und auf Erfordern einen Sektionsbericht an die 
Direktion einzuſenden (Allgemeine Verſ.-Bed. F. 32). 
Sämmtliche auf dieſe Weiſe an die Geſellſchaft gelang— 
ten Papiere unterliegen, ehe über die zu leiſtende Ent— 
ſchädigung entſchieden wird, der Prüfung des techniſchen 
Büreau und des techniſchen Direktions-Mitgliedes. 
Gegen Betrügereien des Verſicherten gröberer Art, 
z. B. Vertauſchung eines verſicherten geſunden Thieres 
mit einem kranken, iſt die Geſellſchaft durch die bei dem 
Antrage aufzunehmenden Signalements und die an den 
Thieren anzubringenden Erkennungszeichen geſchützt. 


2. Die größeren Beſitzer fürchten durch 


die Kontrole in ihren wirthſchaftlichen Ein- 


richtungen geſtört zu werden. 

Dieſe Furcht iſt eine völlig unbegründete, denn die 
Magdeburger Vieh-Verſicherungs-Geſellſchaft macht dem 
Verſtcherten niemals Vorſchriften in Bezug auf Fütte— 
rung und Benutzung des Viehes, ſondern überläßt ihm 
jederzeit, ſeine Einrichtungen beizubehalten oder zu ver— 
ändern, wie er es für ſeine Viehſtände und für ſeine 
Wirthſchaft vortheilhaft findet. Sie läßt es ſich ſtets 
angelegen ſein, trotz aller von den Umſtänden gebote— 
nen Vorſicht, den Mechanismus der Geſellſchaft zu Gun— 
ſten der Verſicherten leicht und bequem einzurichten und 
dieſe von allen nur irgend entbehrlichen Formen, welche 
den Geſchäftsgang ſchleppend und ſchwerfällig machen, zu 
entbinden. Für ſchriftliche Erklärungen jeder Art, welche 
von dem Verſicherten verlangt werden könnten, ſei die— 
ſes bei Aufnahme der Anträge, bei eintretenden Ver— 
luſten oder ſonſt, werden überdem gratis Formulare ge— 
liefert und die Agenten werden, wo dieſes irgend ge— 
wünſcht wird, mit der größten Bereitwilligkeit ihren Rath 
und Beiſtand gewähren, ſo daß dem Verſicherten faſt keine 
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andere Arbeit dabei übrig bleibt, als ſeinen eigenen Na- 
men zu ſchreiben. 

Die Verſicherten werden von der Verpflichtung, einen 
approbirten Thierarzt bei Erkrankungen zuzuziehen, dispen— 
ſirt, wenn dieſes wegen weiter Entfernung Koſten ver— 
urſachen würde. 

3. Der Vorwurf übermäßig hoher Ver⸗ 
waltungskoſten, welchen man dem Vieh-Verſiche— 
rungsweſen zu machen pflegt, kann dieſes in nicht höhe— 
rem Grade treffen, als jede andere Verſicherungsbranche. 
Wie man dieſen Vorwurf überall begründen will, ſehen 
wir wahrlich nicht ein, denn der Gefchäftsbetrieb der 
Vieh-Verſicherungs-Geſellſchaften erheiſcht nirgends mehr 
oder höhere Koſten, als der anderer Verſicherungs-Geſell— 
ſchaften; wohl aber iſt fte von ſehr beträchtlichen Koſten, 
welche auf dieſen Geſellſchaften laſten, frei, z. B. den 
Koſten der Abſchätzungen bei Feuer- und Hagelſchäden. 
Eventualiter würde eine gehörig fundirte, zweckmäßig 
organiſirte und geachtete Vieh-Verſicherungs-Geſellſchaft 
bei der großen Ausdehnung, deren ſie, in Ermangelung 
jeder Konkurrenz, fähig iſt, im Stande ſein, ohne ſich oder 
ihre Mitglieder zu belaſten, höhere Koſten zu tragen, 
als andere Geſellſchaften. Wenn von je hundert Stück 
Rindvieh und Pferden in Deutſchland nur Ein Stück 
verſichert würde, jo würde eine Verſicherungs-Summe von 
etwa 16,000,000 Thlrn. erreicht, und daß dieſes bei dem 
überall gefühlten und geäußerten Bedürfniſſe möglich 
iſt, kann man, ohne ſich Illuſtonen zu machen, wohl 
annehmen. 5 

Die Koſten würden bei einer ſolchen Verficherungs - 
Summe wenig in Betracht kommen. 

Außerdem ſteht die Magdedurger Vieh-Verſicherungs— 
Geſellſchaft zugleich mit der Hagelſchäden-Verſicherungs— 
Geſellſchaft „Ceres“ in Magdeburg durch dieſelbe Direk— 
tion und deren Beamte in ſo enger Verbindung, daß die 
Koſten der Verwaltung für Organiſation der Agenturen, 
Bureau⸗Miethe, die Gehalte der Beamten, Heizung, 
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Licht ꝛc. ꝛc., ſchon dadurch bedeutend mäßiger werden 
müſſen, als wenn eine ſolche Geſellſchaft nur allein zu 
dieſen Zwecken die nöthigen Unkoſten aufbringen muß. 

Auch die Prämienzahlung, namentlich bei bedeu— 
tenderen Verſicherungen, hat die Magdeburger Vieh-Ver— 
ſicherungs-Geſellſchaft möglichſt zu erleichtern geſucht. 
Bei ein- und mehrjährigen Verſicherungen geſtattet ſie 
bei einer Verſicherungs-Summe über 500 Thlr. halb- 
jährige, über 1000 Thlr. vierteljährige, über 5000 Thlr. 
monatliche Zahlungs-Termine, ohne den Prämienbetrag 
deshalb zu erhöhen. Größere Viehbeſitzer ſind, wenn 
ſie mindeſtens 50 Pferde oder 50 Stück Rindvieh, oder 
von beiden Thierarten zuſammen dieſe Anzahl verſichern 
und die Prämie mindeſtens 100 Thaler beträgt, berech— 
tigt, auf die Prämie nur eine baare Einzahlung von 40 8 
zu machen und die übrigen, von ihnen inne zu haltenden 
60° auf die im Laufe der Verſicherungszeit vorkommenden 
Schäden ſich verrechnen zu laſſen. Werden durch Schä— 
den jene 60% nicht abſorbirt, fo verbleibt der Ueberſchuß 
den Verſtcherten, überſteigt dagegen die Geſammtſumme 
der Schäden die 602, fo legt die Geſellſchaft das Feh— 
lende zu. 

Den Beſttzern kleinerer Viehſtände wird der Vor— 
theil gewährt, daß, wenn ſie auf fünf hinter einander 
folgende Jahre verſichern und während dieſer Zeit keine 
Verluſte haben, ſie für das ſechste Jahr von der Prä— 
mienzahlung befreit find. Durch dieſe Einrichtungen fällt 
die öfter ausgeſprochene Meinung, als ſeien die Pro— 
cente der Prämie für den ſorgſamen Verſicherten doch 
noch zu hoch gegriffen, von ſelbſt fort, da die Beſitzer 
bedeutenderer Viehſtände den größten Theil der Prä— 
mie nun in Händen behalten, wenn ſie wenig Ver— 
luſte hatten, und der kleinere Beſitzer bleibt noch ein 
volles Jahr in dem ungeſchmälerten Beſitze des geſchloſſe— 
nen Contraktes mit der Verſicherungs-Geſellſchaft, ohne 
in dieſem Jahre Prämie gezahlt zu haben. Die Entſchaͤdi— 
gung wird unfehlbar binnen Monatsfriſt nach Feſtſetzung 


des Schadens am Wohnorte der General» Agenten ge- 
zahlt, und die Obliegenheit des Beſchädigten, um zur 
Zahlung zu gelangen, beſteht, wie ſchon oben geſagt iſt, 
in Einſendung der ſchriftlichen Schadensanzeige, eines 
Krankheitsberichts und, jedoch nur ausnahmsweiſe, eines 
Sektions-Protokolles. 

Als Beweis, daß das landwirthſchaftliche Publikum 
den Prinzipien, auf denen das Inſtitut beruht, bilfigende 
Anerkennung zu ſchenken beginnt, wird es genügen, an— 
zuführen, daß deſſen Betheiligung bis jetzt ſich von Mo— 
nat zu Monat geſteigert und daſſelbe allein vom 1. Juli 
bis ultimo December 1855 


2236 Pferde, 4882 Stück Rindvieh, 16522 Schafe, 
62 Ziegen und 570 Schweine 


auf ein, auch mehrere Jahre, ſowie auf kürzere Dauer 
verſichert hat. f 

Wir glauben daher mit Recht, Alle, denen der Wohl- 
ſtand des Landes und der Individuen am Herzen liegt, ein— 
laden zu dürfen, nach vorurtheilsfreier Prüfung der Prin— 
zipien mehrerwähnter Geſellſchaft, durch ihren Beitritt 
einem Inſtitute ihre Unterſtützung zu gewähren, welches 
ſich zur Aufgabe geſtellt hat, dieſen Wohlſtand zu erhal— 
ten und zu vergrößern, denn damit die Geſellſchaft ihren 
Zweck vollſtändig erfülle und ſegensreiche Erfolge in ihrer 
ganzen Ausdehnung erreiche, genügt weder der Eifer der 
Verwaltung, noch die Zweckmäßigkeit und Solidität der 
Inſtitutionen — das Publikum muß dem Inſtitute ver⸗ 
trauen und ſein Vertrauen durch eine weit verbreitete 
allſeitige Betheiligung bethätigen. Nur dann wird die 
Geſellſchaft ſo nützlich wirken können, wie ſie es ſelbſt 
wünſcht. 


Magdeburg, im Januar 1856. 


Kommiſſion, 
Druck und Papier von Albert Falckenberg & Comp. in Magdeburg. 


Statuten 
. Wernigerät ider og Vewins 
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In Gottes Namen haben ei die a chmee zur Gründung 
eines Vereins unter dem Namen 


i Wernigeröder Vorſchuß⸗ Verein 
f und . ri Statuten verbunden: 


8. 1. 


de: 2 55 pe des Vereins. 
D er Zweck des Vereins fe: Förderur des Gewerbs- und ſonſti⸗ 


ee feetriches durch Vorſchuüſſe ter billigen Bedingungen, 
Ar. ſt in Wernigerode und : öſchenrode, jedoch mit Vor⸗ 
behalt weiterer Ausdehnung auf andere Orte der Grafſchaft. 


* 8. 2. 
Mittel und Eigenthum des Vereins. 


1) Das eigene Betriebskapital des Vereins wird aus den Ein— 
ee Mitglieder und etwanigen ihm zufließenden Geſchenken 
gebildet 

9 J n kann durch Aufnahme von Kapitalien verſtaͤrkt werden. 

Aus den Zinsuͤberſchuͤſſen und etwanigen Erſparniſſen am 
Verwallun sfonds, ſowie aus etwanigen dazu beſtimmten Gaben 
wird ein eſervefonds gebildet. 


8. 3 
A, Mitgliedern, 


a. Verein beſteht aus ordentlichen Mitgliedern und Ehren: 
mitgliedern 

1) Ordentliche Mitglieder ſind: 
f a) die unterzeichneten Gründer des Vereins. 

b) Jeder notoriſch unbeſcholtene hieſige Gewerbs⸗ oder Ge: 
ſchaͤftsmann kann als ordentliches Mitglied aufgenommen 
werden, ſofern der Vorſtand oder Verwaltungs-Rath keine 
Einſprache thut, deren Gruͤnde ſie jedoch nicht anzugeben 
brauchen. 

c) Die . geſchieht ſchriftlich bei dem Vorſteher, 
und die Aufnahme durch Verpflichtung auf die Statuten 
mit Handſchlag und Unterſchrift derſelben. Etwanige naͤbere 
Beſtimmungen hat der Vorſtand zu geben. 


* 
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2) Ehrenmitglieder find: * 
a) Die Mitglieder des Verwaltungs-Raths und die von ihm 
ur Theilnahme an d eſchaͤftsfuͤhrung heran zogenen 
ion ($ 0 P. ‚Al in a 8 
b) Perſonen, welche dem Verein Geſchenke über 10 Thaler 
uwenden. * K 
c) Perſonen, welche auf andere Weiſe ſich um den Verein 
verdient machen, oder ihm ihre Theilnahme beweiſen, koͤn⸗ 
nen von der General- Verſammlung su Ohrenmitglievern 
N ann werden. » N 


8. 4. . * 4 * 
Gemeinſame Pflichten aller Mitglieder. 
1) Alle Mitglieder find verpflichtet, die Statuten zu beobachten, 
den Vortheil des Vereins nach Kraͤften zu fördern und fei 
den zu hindern. * 


2) Alle Mitglieder nehmen mit gleicher Berechtigung an den 
General-Verſammlungen Thel 4 . a 
* * 


ug 
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Beſondere Rechte und Pflichten der ordent⸗ 
lichen Mitglieder. 

1) Die ordentlichen Mitglieder haben allein und ausſchließlich 
Anſpruch auf Vorſchüſſe und Antheil an dem Eigenthum des Ver⸗ 
eins (§. 2. §. 13.) 1 

2) Sie uͤbernehmen dafuͤr auch allein und ausſchließlich folgende 
Verpflichtungen: 

a) Jedes ordentliche Mitglied zahlt ein Eintrittsgeld von 4 
Thlrn., davon wenigſtens die Haͤlfte bei ſeiner Aufnahme, 
die andere Hälfte ſpaͤteſtens bis zwei Monate darnach. 
Vor vollſtaͤndiger Leiſtung dieſer Zahlung hat keiner An⸗ 
ſpruch auf einen Vorſchuß. g 
Jedes ordentliche Mitglied zahlt einen monatlichen Beitrag 
von 2½ Sgr, wobei der angefangene Monat als ein 
voller berechnet wird. g ee 
Jedes ordentliche Mitglied ift zur ſolidariſchen perfönlichen 

aftung für die vom Verwaltungs-Rath für den Verein 
nz aufzunehmenden Kapitalien und Zinſen verpflichtet. 


(S. 
8. 6. 
Verzinſung der Einzahlungen. 
Alle nach §. 5. zu leiſtenden Einzahlungen werden vom Verein 
mit 4 procent verzinſt; jedoch fo, daß nur der volle Thaler beruͤck⸗ 
ſichtigt wird und die Zinſen erſt vom erſten Januar nach dem Ein⸗ 
tritt in den Verein berechnet werden. Am 
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§. 7. 
Rückzahlung der Einzahlungen. 
Der Betrag aller unter §. 5. erwihnten Einzahlungen wird 
dem betreffenden Mitgliede bei deſſen Ruͤcktritt, oder Ausſchließung, 
oder im a feines Ablebens feinen Erben, nach Abzug aller etwa 


an den Verein ſchuldenden Ruͤckſtaͤnde, heimgezahlt — und zwar 
ſpaͤteſtens ein Vierteljahr nach erfolgter ſchriftlicher Einforderung. 


a 
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88. 
Die General-Verſammlung. 


1) Die General-Verſammlung des Vereins, wozu alle ordent— 
lichen und Ehrenmitglieder des Vereins gehoͤren, wird regelmaͤßig 
um die Mitte Februars — nach Ermeſſen des Vorſtandes auch öfters — 
einberufen, e bee genuͤgt dazu eine Aufforderung im Intelligenz— 
blatt 8 Tage vorher. 
2 Die General-Verſammlung entſcheidet nach Stimmenmehrheit 
uͤber ſolche Angelegenheiten des Vereins, welche nicht der Entſcheidung 
des Vorſtandes (§. 9.), oder des Verwaltungs-Raths ($. 10.) zu: 
gewieſen ſind. 4 8 
3) Der regelmaͤßigen Februar-Verſammlung wird der Jahres— 
Bericht Wen und Rechnung gelegt (§. 16.) worauf fie nach 
Definden dem Rendanten Decharge ertheilt. 


8. 9. 
Der Vorſtand. 


1) Der Vorſtand des Vereins beſteht aus dem Vorſteher, dem 
Schriftführer und drei Beiſitzern. 


2) Saͤmmtliche Mitglieder werden von der Generalverſammlung 


mit Stimmenmehrheit gewaͤhlt; der Vorſteher jedoch bedarf der Be⸗ 
ſtaͤtigung durch den Verwaltungs-Rath. . 
0 Heister Vorſteher ernennt ſeinen Stellvertreter aus der Zahl 
er Beiſitzer. | 

4) Die Mitglieder bleiben fo lange im Amt, bis der eine oder 
andere freiwillig austritt oder bis fein Ausſcheiden durch Stimmen: 
mehrheit der Generalverſammlung, mit Angabe beſtimmter Gruͤnde, 
verlangt wird. 

5) Der Vorſtand entſcheidet nach der von ihm zu entwerfenden 
Geſchaͤftsordnung die Angelegenheiten des Vereins, ſoweit dieſelben 
nicht der Entſcheidung der Generalverſammlung (§. 8.) oder des 
Verwaltungs-RNaths (§. 10.) zuſtehen. 

5) Der Vorſteher beruft die Generalverſammlung und leitet 
deren Verhandlungen nach einer vom Vorſtand zu entwerfenden und 


von der Generalverſammlung zu beſtaͤtigenden Geſchaͤfts— Ordnung. 


4 


4 Die 
8.10. 
Der Verwaltungs-Rath. 


1) Der Verwaltungs-Rath beſteht aus den Mitgliedern des 
Vorſtandes des St. Theobaldi-Darlehnvereins und dem Vorſteher 
des Vorſchußvereins. a 

2) Er iſt ermächtigt, zu feiner Unterſtuͤtzung in der Erledigung 
der Geſchaͤfte noch andere geeignete Perſonen heranzuziehen. 

3) Der Verwaltungs-⸗Rath leitet alle Geldgeſchaͤfte des Verei 
und alle damit zuſammenhaͤngende Verwaltungsſachen ganz ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig unter moraliſcher Verantwortlichkeit gegen die Genscalver- 
ſammlung, jedoch ohne alle andere Haftung. 27 


* 


5 8 4 Ti 
Aufnahme von Kapitalien. 3 


1) Der Verwaltungs-Rath iſt ermaͤchtigt: u Zuſtimmung 
des Vorſtandes zur Befriedigung der Anmeldungen zu Vorſchuͤſſen 
Kapitalien zu angemeſſenen Bedingungen, jedoch nicht uͤber 5 proc. 
aufzunehmen. 

2) Den Darleihern haften die ordentlichen Mitglieder des Ver⸗ 
eins ($. 5. 24.) ſolidariſch und perſoͤnlich, und wird dieſe Sicherheit 
durch eine Schuldverſchreibung und die Unterſchrift des Vorſtandes 
ee nach einem von dem Verwaltungs-Rath zu beſtimmenden 

ormular. * 

3) Nach Ermeſſen und Aufforderung des Verwaltungs-Raths 
ſind auch die uͤbrigen ordentlichen Mitglieder verpflichtet, ihre Unter— 
ſchrift zu geben. 


uns 12 
Der Rendant. 


1) Der Rendant wird von dem Verwaltungs-Rath unter Zu⸗ 
fame der Generalverſammlung ernannt. | 

) Er fuhrt die Kaffe und Bücher und alle damit zuſammen⸗ 
hängenden Gefchäfte unter der Leitung und nach den Inſtruktionen 
und Formularen des Verwaltungs-Raths. 

) Der Verwaltungs-Rath beſtimmt das Gehalt des Rendanten 
und iſt ermaͤchtigt, ihn, wenn ſeine Dienſtleiſtung oder Fuͤhrung 
dazu Urſache geben, zu entlaffen. an 

4) Der Rendant iſt vom Vereine bevollmaͤchtigt, vorkommende 
Schuldklagen in ſeinem eigenen Namen anzuſtellen. 
er Rendant iſt perſoͤnlich fur alle aus Unordnung, Nach⸗ 
laͤſſigkeit oder Untreue in feiner Geſchaͤftsfuhrung erwachſende, jedoch 
fuͤr keinerlei andere Verluſte verantwortlich. 8 
* 6) Ob der Rendant Kaution zu ſtellen hat und in welchem 
Betrage, entſcheidet der Verwaltungs-Rath im Einverſtaͤndniß mit 


dem Vorſtand. N 


5 
Ss. 13. * 
Vorſchüſſe. 
a 13 m ordentlichen Mitglieder haben Anſpruch auf Vorſchuͤſſe. 
2) Die Vorſchuͤſſe dürfen vorläufig (und zwar immer in vollen 
Thalern) nicht unter 10 Thlr. und nicht uͤber 100 Thlr. betragen. 

3) Eine Steigerung kann nur auf den Vorſchlag des Verwal⸗ 
tungs⸗Raths von der Generalverſammlung beſchloſſen werden. 

4) Vorſchuͤſſe bis zu 15 Thlr. koͤnnen nach Ermeſſen des Ver⸗ 
waltungs-Raths gegen eine bloße Schuldverſchreibung oder Wechſel 
bewilligt werden. N 

5), Vorſchuͤſſe uͤber 15 Thlr. finden nur gegen Pfand oder 
Buͤrgſchaft, oder, nach Ermeſſen, auch gegen Wechſel, Statt; Werth, 
Betrag und Beſchaffenheit der Erſtern beſtimmt der Verwaltungs⸗ 
Rath, mit Beruͤckſichtigung des Guthabens der betreffenden Mitglie: 
der, ſowohl der Vorſchußempfaͤnger als der Buͤrgen. ö 
6) Ueber Zeit und Form der Anmeldungen und deren Erledi⸗ 
gung beſtimmt der Verwaltungs-Rath_das Nähere mit moͤglichſter 

eruͤckſichtigung der Einfachheit und Beſchleunigung der Gefchäfte. 

7) Die Beruͤckſichtigung der Anmeldungen findet nach der Zeit— 
folge und bei mehreren gleichzeitigen Anmeldungen nach dem Looſe 
Statt, 1 mit billiger Beruͤckſichtigung ſolcher Mitglieder, die von 
ihrem Recht noch keinen oder ſeltenen und beſchraͤnkten Gebrauch 
gemacht haben. 

8) Der Verwaltungs⸗Rath iſt nicht verpflichtet, den vollen Be: 
trag des gewuͤnſchten Vorſchuſſes zu bewilligen; es iſt vielmehr ſeine 
Pflicht, den Kaſſenbeſtand und andere Umſtaͤnde zu beruͤckſichtigen, 
bei denen das Intereſſe des Vereins betheiligt iſt, ohne daß er ſich 
daruͤber weiter auszuſprechen braucht. 

9) Von jedem Vorſchuß werden Zinſen und Beitrag zu den 
Verwaltungskoſten bei der Auszahlung abgezogen; und ſind dieſe 
Abzuͤge bei monatlichen 1 mit 9 Pf. pro Thaler, bei 
Heimzahlung in einem feſten Termin mit 2 Pf. pro Thaler und 
auf jeden Monat zu bewirken. — Mit Beruͤckſichtigung der an 
zahlungsfriſten (nach §. 14.) find danach die Zinfen (bis auf eine 
Kleinigkeit) auf 5 procent, und der Beitrag zu den Verwaltungs— 
koſten auf 1½ procent berechnet. 


8. 14. 
Heimzahlung der Vorſchüſſe. 


1) Die Vorſchuͤſſe werden in der Regel mit 2 Sgr. im erſten, 
und 4 Sgr. in jedem folgenden Monate pro Thalrr heimgezahlt. 
2 Der Verwaltungs-Rath iſt jedoch ermächtigt, auch längere 
Friſten fuͤr Heimzahlung auf einmal zu bewilligen, wobei jedoch nur 
volle Monate geftattet find und die laͤngſte Friſt nicht über 6 Mo— 
nate betragen darf. 1 


6 
. 8. 15. 


Verfahren bei rückſtändigen Zahlungen. 


1) Bei Ruͤckſtaͤnden am Eintrittsgeld oder an den monatlichen 
Beiträgen (§. 5. 2. 4. c.) erfolgen von Woche zu Woche vier Mah— 
nungen, wofuͤr je 6 Pf. Gebühren zu entrichten. 

2) Bei Ruͤckſtänden in den Heimdahlungen $. 14.) erfolgen 
ebenfo vier Mahnungen, wobei je 2 Pf. für den fülligen Thaler an 
Gebuͤhren berechnet werden. 


3) Bei Ruͤckſtaͤnden sub 2. kann nach Ermeſſen des Verwal- 


tungs⸗Raths nach Verlauf von vier Wochen die ganze Schuld ein— 
W werden. 


) Bleiben alle Mahnungen ohne Wirkungen, fo kann auf | 
Antrag des Verwaltungs - Naths der Saͤumige durch Beſchluß der 


Generalverſammlung ausgeſchloſſen werden. 
§. 16. 


Jährliche Reviſion und Ablage der Rechnungen. 


Die Rechnungen des Rendanten werden jaͤhrlich ſpaͤteſtens bis 
Mitte Februar aufgemacht, von dem Verwaltungs-Rath eine Reviſion 
durch eine geeignete dritte Perſon angeordnet und dann in der Ge— 
neralverfammlung (§. 8. 1.) von dem Rendanten vorgelegt. 


8. 17. 
Ausſchließung der Mitglieder. 


Die Ausſchließung aus dem Verein geſchieht durch Stimmen— 
mehrheit: 


1) bei notoriſcher unehrenhaften Handlungsweiſe im Gewerbs⸗ 


und Geſchaͤftsbetrieb; 

2) bei notoriſch unſittlichem Lebenswandel; 

3) bei wiederholter Verletzung oder Nichterfüllung der Statuten, 
namentlich der ſtatutenmaͤßigen Geldleiſtungen (§. 15.); N 
43) bei Wiederholung von Handlungen, welche geeignet find, 
dem Verein erheblichen Nachtheil zuzuziehen. 


§. 18. 
Veränderung der Statuten. 


Veraͤnderungen der Statute ö 
heit in der Generalverſammlung mit Zuſtimmung des Verwaltungs— 
Raths Statt finden. * 

f F. 19. 


Auflöſung des Vereins. 


1) Die Auflöfung des Vereins kann nur mit Zuſtimmung des 
Verwaltungs⸗Raths Statt finden, welcher berechtigt iſt, auch mit 
* 


oͤnnen nur durch Stimmenmehr⸗ 
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einer Minoritaͤt den Verein fortzuſetzen, nachdem die Majorität als 
austretend betrachtet und nach §. 7. abgefunden worden. f 

2) Bei erfolgender Aufloͤſung des Vereins wird nach Erfüllung 
aller Verpflichtungen gegen Dritie der Beſtand des Vermoͤgens un⸗ 
ter I. ordentlichen Mitglieder nach Maaßgabe ihrer Einzahlungen 
vertheilt. 


Vorübergehende Beſtimmungen. 


1) Der Verwaltungs⸗Rath wird ermaͤchtigt, die noͤthigen Schritte 
zu thun, um fuͤr den Vorſchußverein das hohe Protektorat des Er⸗ 
lauchten Graͤflichen Hauſes in derſelben Weiſe — jedoch mit Be⸗ 
ruͤckſichtigung der beſondern Umſtaͤnde und der Statuten des Vor: 
ſchußvereins — zu erwirken, wie der Darlehnverein zu St Theobaldi 
ſich deſſelben erfreut, womit denn eine geeignete organiſche Verbin— 
dung mit dieſem in deſſen Vorſtand zu beſchaffen. Das Reſultat 
dieſer Schritte wird eventuell, in einem beſondern §. formulirt, dem 
obigen Statut einverleibt werden. 

2) Der Verein wird feinen Geſchaͤftsbetrieb ſogleich nach ge⸗ 
ſchehener Annahme obiger Statuten und dadurch bewirkter definitiver 
Conſtituirung, ſowie nach geſchehener Wahl des Vorſtandes und 
Ernennung des Rendanten eroͤffnen und zwar: . 

a) wird der Rendant vom Verwaltungs-Rath ermaͤchtigt, die 
Einzahlungen der ordentlichen Mitglieder entgegenzunehmen; 

b) der Vorſteher wird etwanige Anmeldungen annehmen. 

c) Der Verwaltungs-Rath wird ein ihm auf zehn Jahre un: 
kuͤndbar zu 4 procent zugeſichertes Kapital von 400 Thlr. 
aufnehmen. 

d) Sobald dies geſchehen und durch Einzahlungen der Mitglieder 
oder auf andere Weiſe noch 100 Thlr. eigenes Betriebskapital 
verfügbar geworden, werden durch den Rendanten Anmel— 
dungen zu Vorſchuͤſſen angenommen und dieſelben nach der 
Ordnung erledigt werden. 55 Br, 

e) Der Verwaltungs-Rath, wird die nöthigen Veroͤffentlichungen 
im Intelligenzblatt verfuͤgen. 


* 

In Ausfuͤhrung obiger Beſtimmung wurde der Vorſitzende des 
Verwaltungs-Raths, Profeſſor Huber, von demſelben mit der wei— 
tern Verhandlung hinſichtlich des Protektorats beauftragt, und erlangte 
derſelbe von Seiten Sr. Erlaucht des Grafen Botho zu Stolberg⸗ 
Wernigerode unter dem 15. Juni 1857 die gnaͤdige Annahme des 
Protektorats und Zuſtimmung zu der Faſſung des folgenden 


Zuſatzartikels. 


5 8 20. 
Protektorat. 


1) Der Vorſchußverein begiebt ſich unter das Protektorat des 
Erlauchten Hochgraͤflichen Hauſes Stolberg » Wernigerode, in 
deſſen jeweiligem Haupte, deſſen Zuſtimmung jedesmal nachzuſuchen. 

Außer den in der Natur der Sache und dem Begriff des 
8 unter den gegebenen Umſtaͤnden liegenden allgemeinen 
Beziehungen, treten hierin noch folgende beſtimmte Punkte in Kraft: 
a) Erlauchtem Protektorat wird jaͤhrlich im Lauf des Februars 

und nach Erfordern auch oͤfter von dem Verwaltungs-Rath 

Bericht und Rechnung uͤber den Stand der Sache abgelegt. 
bz) Bei im Verwaltungs-Rath vorkommenden und auf andere 
Weiſe nicht zu erledigenden Differenzen ſteht Erlauchtem 
Protektorat eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung zu. | 
) Ohne Zuſtimmung des Erlauchten Protektorats kann weder 
eine Veraͤnderung der Statuten, noch die Aufloͤſung des 
Vereins Statt finden. | 

d) Der Vorſtand des St. Theobaldi-Vereins tritt als Der: 
waltungs⸗Rath des Vorſchußvereins ein, welcher dadurch, 

ſowie durch das gemeinſame Protektorat ſeine organiſche 
Verbindung mit dem St. Theobaldi⸗Verein erlangt, unbe⸗ 

ſchadet ſeiner anderweitigen ſtatutenmaͤßigen Selbſtſtaͤndig⸗ 


m 


keit. 
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